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Rechtliche Grundlagen
Hier finden Sie die wichtigsten rechtlichen Grundlagen zum Arbeitsschutz und Gesundheits-
management an Schulen und Studienseminaren. Soweit möglich, sind nur die wichtigsten 
Abschnitte abgedruckt.

Die jeweils aktuelle Fassung der Vorschrift und eine vollständige Darstellung der rechtlichen 
Grundlagen finden sie im Internetportal: 
http://www.aug-nds.de/?id=91

Bei den wiedergegebenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften handelt es sich  
stets um nichtamtliche Textfassungen. Der verbindliche Text ist den offiziellen 
Verkündungsblättern zu entnehmen. Für eventuelle Abweichungen von den 
Originaltexten besteht keine Haftung. 
 

» Internet

http://www.aug-nds.de/?id=9
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Arbeitsschutzgesetz 
Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Ver
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der 
Arbeit 

Allgemeine Vorschriften

§  1 Zielsetzung und Anwendungsbereich
(1)  Dieses Gesetz dient dazu, Sicherheit und Gesundheits-
schutz der Beschäftigten bei der Arbeit durch Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern. Es gilt in 
allen Tätigkeitsbereichen und findet im Rahmen der Vor-
gaben des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen 
vom 10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1799)  auch in 
der ausschließlichen Wirtschaftszone Anwendung.
(2)  Dieses Gesetz gilt nicht für den Arbeitsschutz von 
Hausangestellten in privaten Haushalten. Es gilt nicht für 
den Arbeitsschutz von Beschäftigten auf Seeschiffen und  
in Betrieben, die dem Bundesberggesetz unterliegen,  
soweit dafür entsprechende Rechtsvorschriften bestehen.
(3)  Pflichten, die die Arbeitgeber zur Gewährleistung von 
Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der 
Arbeit nach sonstigen Rechtsvorschriften haben, bleiben 
unberührt. Satz 1 gilt entsprechend für Pflichten und Rechte 
der Beschäftigten. Unberührt bleiben Gesetze, die andere 
Personen als Arbeitgeber zu Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
verpflichten.
(4)  Bei öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften treten 
an die Stelle der Betriebs- oder Personalräte die Mitarbeiter-
vertretungen entsprechend dem kirchlichen Recht.

§  2 Begriffsbestimmungen
(1)  Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sinne dieses Ge-
setzes sind Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen bei  
der Arbeit und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren ein-
schließlich Maßnahmen der menschengerechten Gestaltung 
der Arbeit.
(2)  Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind: 
1.	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2.	 die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3.	 �arbeitnehmerähnliche Personen im Sinne des §  5 Abs. 1 

des Arbeitsgerichtsgesetzes, ausgenommen die in 
Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten,

4.	 Beamtinnen und Beamte,
5.	 Richterinnen und Richter,
6.	 Soldatinnen und Soldaten,
7.	 die in Werkstätten für Behinderte Beschäftigten.

Erster  
Abschnitt 
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(3)  Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche 
und juristische Personen und rechtsfähige Personengesell-
schaften, die Personen nach Absatz 2 beschäftigen.
(4)  Sonstige Rechtsvorschriften im Sinne dieses Gesetzes 
sind Regelungen über Maßnahmen des Arbeitsschutzes in 
anderen Gesetzen, in Rechtsverordnungen und Unfallver
hütungsvorschriften.
(5)  Als Betriebe im Sinne dieses Gesetzes gelten für den Be-
reich des öffentlichen Dienstes die Dienststellen. Dienststellen 
sind die einzelnen Behörden, Verwaltungsstellen und Betriebe 
der Verwaltungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und der sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die Gerichte des Bundes und der Län-
der sowie die entsprechenden Einrichtungen der Streitkräfte.

Pflichten des Arbeitgebers

§  3 Grundpflichten des Arbeitgebers
(1)  Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maß-
nahmen des Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung der 
Umstände zu treffen, die Sicherheit und Gesundheit der  
Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Er hat die Maß-
nahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforder
lichenfalls sich ändernden Gegebenheiten anzupassen.  
Dabei hat er eine Verbesserung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten anzustreben.
(2)  Zur Planung und Durchführung der Maßnahmen nach 
Absatz 1 hat der Arbeitgeber unter Berücksichtigung der 
Art der Tätigkeiten und der Zahl der Beschäftigten 
1.	 �für eine geeignete Organisation zu sorgen und die  

erforderlichen Mittel bereitzustellen sowie
2.	 �Vorkehrungen zu treffen, daß die Maßnahmen erforder

lichenfalls bei allen Tätigkeiten und eingebunden in die 
betrieblichen Führungsstrukturen beachtet werden  
und die Beschäftigten ihren Mitwirkungspflichten  
nachkommen können.

(3) � Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf  
der Arbeitgeber nicht den Beschäftigten auferlegen.

§  4 Allgemeine Grundsätze
Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
von folgenden allgemeinen Grundsätzen auszugehen: 
1.	 �Die Arbeit ist so zu gestalten, daß eine Gefährdung für 

das Leben sowie die physische und die psychische 
Gesundheit möglichst vermieden und die verbleibende  
Gefährdung möglichst gering gehalten wird;

2.	 Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen;
3.	 �bei den Maßnahmen sind der Stand von Technik,  

Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesicherte 
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen;

Zweiter  
Abschnitt 

» ArbSchG §  3 (1) 
Grundpflichten  

des Arbeitgebers



Seite 7

4 Rechtliche Grundlagen  Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)

4.	 �Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, Technik, 
Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingungen, 
soziale Beziehungen und Einfluß der Umwelt auf den 
Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen;

5.	 �individuelle Schutzmaßnahmen sind nachrangig zu  
anderen Maßnahmen;

6.	 �spezielle Gefahren für besonders schutzbedürftige  
Beschäftigtengruppen sind zu berücksichtigen;

7.	 �den Beschäftigten sind geeignete Anweisungen zu  
erteilen;

8.	 �mittelbar oder unmittelbar geschlechtsspezifisch wir-
kende Regelungen sind nur zulässig, wenn dies aus  
biologischen Gründen zwingend geboten ist.

§  5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(1)  Der Arbeitgeber hat durch eine Beurteilung der für die 
Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdung  
zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeitsschutzes  
erforderlich sind.
(2)  Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je nach Art der  
Tätigkeiten vorzunehmen. Bei gleichartigen Arbeitsbedin-
gungen ist die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer 
Tätigkeit ausreichend.
(3)  Eine Gefährdung kann sich insbesondere ergeben durch 
1.	 �die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte 

und des Arbeitsplatzes, physikalische, chemische und 
biologische Einwirkungen,

2.	 �die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von Arbeits-
mitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen, 
Geräten und Anlagen sowie den Umgang damit,

3.	 �die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren, 
Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren Zusammen-
wirken,

4.	 �unzureichende Qualifikation und Unterweisung der  
Beschäftigten,

5.	 �psychische Belastungen bei der Arbeit. 

§  6 Dokumentation
(1)  Der Arbeitgeber muß über die je nach Art der Tätigkeiten 
und der Zahl der Beschäftigten erforderlichen Unterlagen 
verfügen, aus denen das Ergebnis der Gefährdungsbeurtei-
lung, die von ihm festgelegten Maßnahmen des Arbeits-
schutzes und das Ergebnis ihrer Überprüfung ersichtlich 
sind. Bei gleichartiger Gefährdungssituation ist es ausrei-
chend, wenn die Unterlagen zusammengefaßte Angaben 
enthalten.
(2)  Unfälle in seinem Betrieb, bei denen ein Beschäftigter 
getötet oder so verletzt wird, daß er stirbt oder für mehr als 
drei Tage völlig oder teilweise arbeits- oder dienstunfähig 
wird, hat der Arbeitgeber zu erfassen.

» ArbSchG §  5  
Beurteilung der 
Arbeitsbedingungen

» ArbSchG §  6  
Dokumentations-
pflicht
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§  7 Übertragung von Aufgaben
Bei der Übertragung von Aufgaben auf Beschäftigte hat der 
Arbeitgeber je nach Art der Tätigkeiten zu berücksichtigen, 
ob die Beschäftigten befähigt sind, die für die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu 
beachtenden Bestimmungen und Maßnahmen einzuhalten.

§  8 Zusammenarbeit mehrerer Arbeitgeber
(1)  Werden Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber an einem 
Arbeitsplatz tätig, sind die Arbeitgeber verpflichtet, bei  
der Durchführung der Sicherheits- und Gesundheitsschutz
bestimmungen zusammenzuarbeiten. Soweit dies für die  
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Beschäftigten 
bei der Arbeit erforderlich ist, haben die Arbeitgeber je 
nach Art der Tätigkeiten insbesondere sich gegenseitig und 
ihre Beschäftigten über die mit den Arbeiten verbundenen 
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
zu unterrichten und Maßnahmen zur Verhütung dieser  
Gefahren abzustimmen.
(2)  Der Arbeitgeber muß sich je nach Art der Tätigkeit  
vergewissern, daß die Beschäftigten anderer Arbeitgeber, 
die in seinem Betrieb tätig werden, hinsichtlich der Gefahren 
für ihre Sicherheit und Gesundheit während ihrer Tätigkeit in 
seinem Betrieb angemessene Anweisungen erhalten haben.

§  9 Besondere Gefahren
(1)  Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, damit nur 
Beschäftigte Zugang zu besonders gefährlichen Arbeitsbe-
reichen haben, die zuvor geeignete Anweisungen erhalten 
haben.
(2)  Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen zu treffen, daß alle 
Beschäftigten, die einer unmittelbaren erheblichen Gefahr 
ausgesetzt sind oder sein können, möglichst frühzeitig über 
diese Gefahr und die getroffenen oder zu treffenden 
Schutzmaßnahmen unterrichtet sind. Bei unmittelbarer  
erheblicher Gefahr für die eigene Sicherheit oder die Sicher-
heit anderer Personen müssen die Beschäftigten die geeig-
neten Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Schadens
begrenzung selbst treffen können, wenn der zuständige 
Vorgesetzte nicht erreichbar ist; dabei sind die Kenntnisse 
der Beschäftigten und die vorhandenen technischen Mittel 
zu berücksichtigen. Den Beschäftigten dürfen aus ihrem  
Handeln keine Nachteile entstehen, es sei denn, sie haben 
vorsätzlich oder grob fahrlässig ungeeignete Maßnahmen 
getroffen.
(3)  Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, die es den 
Beschäftigten bei unmittelbarer erheblicher Gefahr ermög
lichen, sich durch sofortiges Verlassen der Arbeitsplätze in 
Sicherheit zu bringen. Den Beschäftigten dürfen hierdurch 
keine Nachteile entstehen. Hält die unmittelbare erhebliche 
Gefahr an, darf der Arbeitgeber die Beschäftigten nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen auffordern, ihre 

» Studienseminar - 
Schule bei der  
Erstellung der  
Gefährdungs

beurteilung  
Mutterschutz für 

schwangere  
Referendarinnen
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Tätigkeit wieder aufzunehmen. Gesetzliche Pflichten der 
Beschäftigten zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit sowie die §§  7 und 11 des Soldatengesetzes  
bleiben unberührt.

§  10 Erste Hilfe und sonstige Notfallmaßnahmen
(1)  Der Arbeitgeber hat entsprechend der Art der Arbeits-
stätte und der Tätigkeiten sowie der Zahl der Beschäftigten 
die Maßnahmen zu treffen, die zur Ersten Hilfe, Brandbe-
kämpfung und Evakuierung der Beschäftigten erforderlich 
sind. Dabei hat er der Anwesenheit anderer Personen Rech-
nung zu tragen. Er hat auch dafür zu sorgen, daß im Notfall 
die erforderlichen Verbindungen zu außerbetrieblichen Stellen, 
insbesondere in den Bereichen der Ersten Hilfe, der medizi-
nischen Notversorgung, der Bergung und der Brandbe-
kämpfung eingerichtet sind.
(2)  Der Arbeitgeber hat diejenigen Beschäftigten zu be
nennen, die Aufgaben der Ersten Hilfe, Brandbekämpfung 
und Evakuierung der Beschäftigten übernehmen. Anzahl, 
Ausbildung und Ausrüstung der nach Satz 1 benannten  
Beschäftigten müssen in einem angemessenen Verhältnis 
zur Zahl der Beschäftigten und zu den bestehenden beson-
deren Gefahren stehen. Vor der Benennung hat der Arbeit-
geber den Betriebs- oder Personalrat zu hören. Weiterge-
hende Beteiligungsrechte bleiben unberührt. Der Arbeitgeber 
kann die in Satz 1 genannten Aufgaben auch selbst wahr-
nehmen, wenn er über die nach Satz 2 erforderliche Aus
bildung und Ausrüstung verfügt.

§  11 Arbeitsmedizinische Vorsorge
Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten auf ihren Wunsch 
unbeschadet der Pflichten aus anderen Rechtsvorschriften zu 
ermöglichen, sich je nach den Gefahren für ihre Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit regelmäßig arbeitsmedizinisch 
untersuchen zu lassen, es sei denn, auf Grund der Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen und der getroffenen Schutzmaßnah-
men ist nicht mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen.

§  12 Unterweisung
(1)  Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicherheit  
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit während ihrer  
Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen.  
Die Unterweisung umfasst Anweisungen und Erläuterungen, 
die eigens auf den Arbeitsplatz oder den Aufgabenbereich 
der Beschäftigten ausgerichtet sind. Die Unterweisung muss 
bei der Einstellung, bei Veränderungen im Aufgabenbereich, 
der Einführung neuer Arbeitsmittel oder einer neuen Tech-
nologie vor Aufnahme der Tätigkeit der Beschäftigten  
erfolgen. Die Unterweisung muss an die Gefährdungsent-
wicklung angepasst sein und erforderlichenfalls regelmäßig  
wiederholt werden.

» ArbSchG §12  
Unterweisungs-
pflicht



Seite 10

4 Rechtliche Grundlagen  Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)

(2)  Bei einer Arbeitnehmerüberlassung trifft die Pflicht zur  
Unterweisung nach Absatz 1 den Entleiher. Er hat die 
Unterweisung unter Berücksichtigung der Qualifikation und 
der Erfahrung der Personen, die ihm zur Arbeitsleistung 
überlassen werden, vorzunehmen. Die sonstigen Arbeits-
schutzpflichten des Verleihers bleiben unberührt.

§  13 Verantwortliche Personen
(1)  Verantwortlich für die Erfüllung der sich aus diesem  
Abschnitt ergebenden Pflichten sind neben dem Arbeitgeber 
1.	 sein gesetzlicher Vertreter,
2.	 �das vertretungsberechtigte Organ einer juristischen  

Person,
3.	 �der vertretungsberechtigte Gesellschafter einer Personen

handelsgesellschaft,
4.	 �Personen, die mit der Leitung eines Unternehmens oder 

eines Betriebes beauftragt sind, im Rahmen der ihnen 
übertragenen Aufgaben und Befugnisse,

5.	 �sonstige nach Absatz 2 oder nach einer auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung oder nach einer 
Unfallverhütungsvorschrift verpflichtete Personen im 
Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse.

(2)  Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkundige 
Personen schriftlich damit beauftragen, ihm obliegende 
Aufgaben nach diesem Gesetz in eigener Verantwortung 
wahrzunehmen.

§  14 �Unterrichtung und Anhörung der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes

(1)  Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes sind vor  
Beginn der Beschäftigung und bei Veränderungen in ihren 
Arbeitsbereichen über Gefahren für Sicherheit und Gesund-
heit, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sein können, sowie 
über die Maßnahmen und Einrichtungen zur Verhütung dieser 
Gefahren und die nach §  10 Abs. 2 getroffenen Maßnahmen 
zu unterrichten.
(2)  Soweit in Betrieben des öffentlichen Dienstes keine  
Vertretung der Beschäftigten besteht, hat der Arbeitgeber 
die Beschäftigten zu allen Maßnahmen zu hören, die Aus-
wirkungen auf Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
haben können.

Pflichten und Rechte der Beschäftigten

§  15 Pflichten der Beschäftigten
(1)  Die Beschäftigten sind verpflichtet, nach ihren Möglich-
keiten sowie gemäß der Unterweisung und Weisung des 
Arbeitgebers für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der  
Arbeit Sorge zu tragen. Entsprechend Satz 1 haben die  
Beschäftigten auch für die Sicherheit und Gesundheit der 

» ArbSchG §13 (2) 
Beauftragung fach-
kundiger Personen

Dritter  
Abschnitt
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Personen zu sorgen, die von ihren Handlungen oder  
Unterlassungen bei der Arbeit betroffen sind.
(2)  Im Rahmen des Absatzes 1 haben die Beschäftigten 
insbesondere Maschinen, Geräte, Werkzeuge, Arbeitsstoffe, 
Transportmittel und sonstige Arbeitsmittel sowie Schutzvor-
richtungen und die ihnen zur Verfügung gestellte persönliche 
Schutzausrüstung bestimmungsgemäß zu verwenden.

§  16 Besondere Unterstützungspflichten
(1)  Die Beschäftigten haben dem Arbeitgeber oder dem 
zuständigen Vorgesetzten jede von ihnen festgestellte un-
mittelbare erhebliche Gefahr für die Sicherheit und Gesund-
heit sowie jeden an den Schutzsystemen festgestellten  
Defekt unverzüglich zu melden.
(2)  Die Beschäftigten haben gemeinsam mit dem Betriebs-
arzt und der Fachkraft für Arbeitssicherheit den Arbeitgeber 
darin zu unterstützen, die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz der Beschäftigten bei der Arbeit zu gewährleisten 
und seine Pflichten entsprechend den behördlichen Auflagen 
zu erfüllen. Unbeschadet ihrer Pflicht nach Absatz 1 sollen 
die Beschäftigten von ihnen festgestellte Gefahren für Sicher-
heit und Gesundheit und Mängel an den Schutzsystemen 
auch der Fachkraft für Arbeitssicherheit, dem Betriebsarzt 
oder dem Sicherheitsbeauftragten nach §  22 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch mitteilen.

§  17 Rechte der Beschäftigten
(1)  Die Beschäftigten sind berechtigt, dem Arbeitgeber 
Vorschläge zu allen Fragen der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes bei der Arbeit zu machen. Für Beamtinnen 
und Beamte des Bundes ist §  125 des Bundesbeamtenge-
setzes anzuwenden. Entsprechendes Landesrecht bleibt  
unberührt.
(2)  Sind Beschäftigte auf Grund konkreter Anhaltspunkte 
der Auffassung, dass die vom Arbeitgeber getroffenen 
Maßnahmen und bereitgestellten Mittel nicht ausreichen, 
um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
zu gewährleisten, und hilft der Arbeitgeber darauf gerich-
teten Beschwerden von Beschäftigten nicht ab, können sich 
diese an die zuständige Behörde wenden. Hierdurch dürfen 
den Beschäftigten keine Nachteile entstehen. Die in Absatz 
1 Satz 2 und 3 genannten Vorschriften sowie die Vorschriften 
der Wehrbeschwerdeordnung und des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages bleiben 
unberührt.

(hier ausgelassen: Vierter Abschnitt Verordnungsermäch
tigungen, Fünfter Abschnitt Gemeinsame deutsche Arbeits-
schutzstrategie, Sechster Abschnitt Schlussvorschriften  
§§  21–24)
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§  25 Bußgeldvorschriften
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	 �einer Rechtsverordnung nach §  18 Abs. 1 oder §  19  

zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, oder

2.	 �a)  als Arbeitgeber oder als verantwortliche Person einer 
vollziehbaren Anordnung nach §  22 Abs. 3 oder 
b)  als Beschäftigter einer vollziehbaren Anordnung 
nach §  22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 zuwiderhandelt.

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absat-
zes 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buch-
stabe a mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend 
Euro geahndet werden.

§  26 Strafvorschriften
Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer 
1.	 �eine in §  25 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a bezeichnete 

Handlung beharrlich wiederholt oder
2.	 �durch eine in §  25 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 Buchstabe  

a bezeichnete vorsätzliche Handlung Leben oder  
Gesundheit eines Beschäftigten gefährdet.
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Arbeitsschutz in Schulen
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit der Landesbediensteten  
in Schulen und Studienseminaren

RdErl. d. MK v. 2. 1. 2017 – AuG-40180/1-1 – VORIS 81600
Fundstellen: Nds. MBl. 2017 Nr. 2, S. 60, SVBl. 2017 Nr. 2, S. 48
Bezug: RdErl. v. 10.12.2013 (Nds. MBl. S. 2014 S. 7; SVBl. 2014 S. 6)  – VORIS 81600 –

Die Rechtsgrundlagen ergeben sich insbesondere aus dem 
ArbSchG, aus dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (im 
Folgenden: ASiG)  und dem NSchG; für tarifbeschäftigte 
Landesbedienstete gelten auch Bestimmungen aus dem 
SGB VII – Gesetzliche Unfallversicherung.

2.1  �Verantwortung der Dienststellenleiterinnen  
und Dienststellenleiter

Die Arbeitgeberpflichten des Landes obliegen nach §  13 
Abs. 1 ArbSchG im Rahmen ihrer übrigen dienstlichen 
Pflichten und Befugnisse den Dienststellenleiterinnen und 
Dienststellenleitern, für Schulleiterinnen und Schulleiter 
greifen ergänzend die §§  32 und 43 NSchG.

Die Schulleitungen und die Schulträger arbeiten in Fragen 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes vertrauens-
voll zusammen. Sie unterrichten sich gegenseitig frühzeitig 
über alle Angelegenheiten, die wesentliche Auswirkungen 
auf die Wahrnehmung der Aufgaben des anderen Teils 
haben.

Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit in den Dienststellen 
sind zu gewährleisten und zu verbessern. Entsprechende 
Maßnahmen müssen integraler Bestandteil aller Prozesse 
und Strukturen in allen Dienststellen sein. Sie sind fester 
Bestandteil des Schulkonzepts, z. B. in Zusammenhang mit 
der Entwicklung des Schulprogramms oder eines schulischen 
Personalentwicklungskonzepts, und spiegeln damit auch 
die Qualität der Schule wider. Bei der Lehramtsausbildung 
sind Sicherheit und Gesundheitsschutz zu berücksichti-
gen.

Die Dienstellenleiterin oder der Dienststellenleiter ist  
insbesondere verpflichtet,
a.	 �die in der Dienststelle Beschäftigten über die Belange 

von Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit  
zu informieren und zur Mitwirkung zu motivieren,

1. Gesetzliche 
Grundlagen

2. Anwen-
dung in den 
Dienststellen
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b.	 �für eine geeignete Organisation von Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz in der Dienststelle zu sorgen und auf 
die Bereitstellung der erforderlichen Mittel hinzuwirken,

c.	 �geeignete Personen als Sicherheitsbeauftragte zu be-
stellen (Nummer 2.4)  und ggf. einen Arbeitsschutzaus-
schuss einzurichten (Nummer 2.6),

d.	 �die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Hinblick 
auf Gefährdung der Sicherheit und der Gesundheit zu 
beurteilen, Verbesserungsmaßnahmen zu planen, 
durchzuführen, auf Wirksamkeit zu prüfen und den  
gesamten Prozess zu dokumentieren (Nummer 2.3),

e.	 �Maßnahmen zu treffen, die zur Ersten Hilfe, Brandbe-
kämpfung und Evakuierung der in der Schule anwesenden 
Personen erforderlich sind, und unter Beteiligung der 
Personalvertretung, der Gleichstellungsbeauftragten 
und der Schwerbehindertenvertretung die dafür zustän-
digen Beschäftigten schriftlich zu beauftragen,

f.	 �zu gewährleisten, dass die Beschäftigten befähigt sind, 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die für die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz zu beachtenden Bestim-
mungen einzuhalten,

g.	 �die Beschäftigten im erforderlichen Umfang, mindes-
tens aber jährlich über die Bestimmungen zur Aufrecht-
erhaltung eines sicheren Dienstbetriebes und über 
bestehende Gefahren am Arbeitsplatz zu unterweisen,

h.	 �sich zu vergewissern, dass Beschäftigte anderer Arbeit-
geber, die in der Dienststelle tätig werden, angemessene 
Anweisungen hinsichtlich möglicher Gefahren für  
Sicherheit und Gesundheit bei diesen Tätigkeiten erhalten 
haben,

i.	 �Mängel am Gebäude, am Grundstück oder an der Ein-
richtung der Dienststelle, die Sicherheit und Gesundheit 
gefährden können, unverzüglich der zuständigen Stelle 
anzuzeigen und auf ihre Beseitigung hinzuwirken; im 
Fall der Übertragung budgetierter Mittel eigenständig 
Maßnahmen zur Beseitigung der Mängel zu treffen und 
bei erheblicher Gefährdung sofortige Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr zu veranlassen,

j.	 �Meldungen von Unfällen der Beschäftigten weiterzuleiten 
und die Möglichkeit von Präventionsmaßnahmen zu 
prüfen.

2.2  Delegation von Aufgaben
Unbeschadet ihrer oder seiner Gesamtverantwortung kann 
die Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter unter 
Beteiligung der Personalvertretung, der Gleichstellungs-
beauftragten und der Schwerbehindertenvertretung zu-
verlässige und fachkundige Personen schriftlich damit  
beauftragen, genau beschriebene Teilaufgaben in eigener 
Verantwortung wahrzunehmen (§  13 Abs. 2 ArbSchG).
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2.3  �Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach  
§  5 ArbSchG (Gefährdungsbeurteilung)

Die Dienststellenleiterin oder der Dienststellenleiter ist  
verpflichtet, die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im 
Hinblick auf Gefährdung der Sicherheit und der Gesundheit                    
unter Berücksichtigung aller Faktoren der Arbeitsumgebung 
einschließlich psychosozialer Belastungen, der Arbeitsorga-
nisation, der arbeitenden Menschen und der auftretenden 
Wechselwirkungen zu erheben, zu beurteilen, Verbesse-
rungsmaßnahmen zu planen, durchzuführen, auf Wirksam-
keit zu prüfen, sich ändernden Gegebenheiten anzupassen 
und den gesamten Prozess zu dokumentieren.

Die Gefährdungsbeurteilung ist eine systematische Ermitt-
lung von Gefährdungen sowie der Bedingungen, unter  
denen sie wirksam werden. Hieraus sind Präventions- und 
Schutzmaßnahmen herzuleiten. Dabei sind die durch §  4 
ArbSchG vorgegebenen allgemeinen Grundsätze zu be-
rücksichtigen. Auf die Dokumentationspflichten des §  6 
ArbSchG wird hingewiesen.

Bei der Planung und Durchführung der Gefährdungsbeurtei-
lung steht den Schulen und Studienseminaren das Beratungs-
system Arbeitsschutz und Gesundheitsmanagement (AuG) 
der NLSchB (Nummer 3)  als Unterstützung zur Verfügung.

Die Gefährdungsbeurteilung ist auf aktuellem Stand zu  
halten, festgestellte Gefährdungen und Belastungen, die 
auf Ebene der Einzelschule nicht bearbeitet werden können, 
sind der NLSchB auf dem Dienstweg zu melden.

2.4  Sicherheitsbeauftragte
Dienststellen mit regelmäßig mehr als 20 Beschäftigten  
haben unter Beteiligung der Personalvertretung, der Gleich-
stellungsbeauftragten und der Schwerbehindertenvertre-
tung mindestens eine Sicherheitsbeauftragte oder einen  
Sicherheitsbeauftragten zu bestellen (§  22 SGB VII). Bei der 
Ermittlung der Anzahl der Beschäftigten als Grundlage für 
die Bestellung der Sicherheitsbeauftragten ist der Umfang 
der Beschäftigung unerheblich; berücksichtigt werden nur 
Beschäftigte, die länger als ein halbes Jahr an der Dienst-
stelle tätig sind. Die Zahl der Sicherheitsbeauftragten soll 
den Erfordernissen der Dienststelle angepasst werden. Bei 
Dienststellen mit bis zu 20 Beschäftigten wird die Bestel-
lung einer oder eines Sicherheitsbeauftragten empfohlen.
Aufgabe der Sicherheitsbeauftragten ist es, die Dienststellen-
leitung bei der Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung 
von Dienst- oder Arbeitsunfällen und berufsbedingten  
Erkrankungen zu unterstützen und auf Unfall- und Gesund-
heitsgefahren aufmerksam zu machen, ohne selbst in  
diesem Bereich verantwortlich zu sein. Die Sicherheitsbeauf-
tragten werden für ihre Tätigkeit fortgebildet. Die für 

» Umfassende 
Gefährdungs
beurteilung

» Bestellung  
Sicherheits
beauftragte/r
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die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Informa
tionen sind ihnen zugänglich zu machen. Die Sicherheits-
beauftragten sollen anlassbezogen in dem notwendigen 
Umfang von ihrer Unterrichtsverpflichtung freigestellt werden.

2.5  Mitwirkungspflichten der Beschäftigten
Die Beschäftigten sind verpflichtet, für ihre eigene Sicher-
heit und Gesundheit bei der Arbeit Sorge zu tragen und die 
Arbeitsschutzbestimmungen einzuhalten. Die Beschäftigten 
haben auch für die Sicherheit und Gesundheit der Personen 
zu sorgen, die von ihren Handlungen und Unterlassungen 
bei der Arbeit betroffen sind. In Schulen sind dies u. a. Schü-
lerinnen und Schüler sowie Besucherinnen und Besucher.

Die Beschäftigten haben von ihnen festgestellte Gefährdungen 
unverzüglich der Dienststellenleitung anzuzeigen und daran 
mitzuwirken, Sicherheit und Gesundheitsschutz zu gewähr-
leisten und zu verbessern. Sie sollen von der Dienststellen-
leitung ermutigt werden, Vorschläge zu allen Fragen der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit zu 
machen.

2.6  Arbeitsschutzausschuss
An Dienststellen mit mehr als 20 Beschäftigten ist durch  
die Dienststellenleitung ein Arbeitsschutzausschuss zu bilden. 
Bei der Festlegung der Zahl der Beschäftigten werden Teil-
zeitbeschäftigte, die mit nicht mehr als der Hälfte ihrer 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit tätig sind, mit dem 
Faktor 0,5 und diejenigen, die mit nicht mehr als Dreiviertel 
der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind, mit dem 
Faktor 0,75 berücksichtigt. Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst zählen entsprechend dem Schwerpunkt ihres Einsatzes 
bei den Ausbildungsschulen mit. An Dienststellen mit bis 
zu 20 Beschäftigten wird die Bildung eines Arbeitsschutz-
ausschusses empfohlen, dessen Zusammensetzung den 
Erfordernissen der Dienststelle angepasst ist.

Der Arbeitsschutzausschuss hat die Aufgabe, Anliegen von  
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit zu beraten. 
Er tagt mindestens dreimal pro Jahr. Die Sitzungen finden  
in der unterrichtsfreien Zeit statt. Die Sitzungstermine sind 
frühzeitig bekannt zu geben.

Den Vorsitz übernimmt die Dienststellenleiterin oder der 
Dienststellenleiter. Weitere ständige Mitglieder sind zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter des zuständigen Personalrates 
und mindestens eine Sicherheitsbeauftragte oder ein  
Sicherheitsbeauftragter nach Nummer 2.4. Der zuständigen 
Fachkraft für Arbeitssicherheit, der zuständigen Arbeits-
medizinerin oder dem zuständigen Arbeitsmediziner,  
an Schulen außerdem der Hausmeisterin oder dem Haus-
meister und einer Vertreterin oder einem Vertreter des 

» Bildung eines 
Arbeitsschutz

ausschusses
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Schulträgers, der Gleichstellungsbeauftragten in Schulen 
und der Schwerbehindertenvertretung ist Gelegenheit zu 
geben, an den Sitzungen teilzunehmen. Weitere Fachleute, 
z. B. von Gemeindeunfallversicherungsverbänden oder  
der Gewerbeaufsicht, können bei Bedarf hinzugezogen 
werden.

2.7  �Personalvertretung, Gleichstellungsbeauftragte, 
Schwerbehindertenvertretung

Alle Maßnahmen zu Sicherheit und Gesundheitsschutz 
unterliegen der Mitbestimmung durch den Personalrat.  
Die Gleichstellungsbeauftragte und die Schwerbehinder-
tenvertretung sind rechtzeitig und umfassend zu beteiligen.

3.1  �Beratungssystem „Arbeitsschutz und Gesund-
heitsmanagement“ der NLSchB

Zur Umsetzung der Vorgaben aus dem ASiG sind in den  
Regionalabteilungen der NLSchB Stabsstellen AuG (Arbeits-
schutz und Gesundheitsmanagement in Schulen und 
Studienseminaren)  eingerichtet. Das gesamte Unterstützungs
system AuG ist im Konzept „Arbeitsschutz und Gesund-
heitsmanagement in Schulen und Studienseminaren“ des 
MK in der jeweils geltenden Fassung beschrieben.

In den Stabsstellen sind Arbeitsmedizinerinnen und Arbeits-
mediziner, Arbeitspsychologinnen und Arbeitspsychologen 
sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit beauftragt, die 
öffentlichen Schulen und Studienseminare bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben im Arbeitsschutz (siehe Nummer 2.1)  zu  
beraten und zu unterstützen.

Die Bestellung und Beauftragung dieser Arbeitsschutzbera-
terinnen und Arbeitsschutzberater nach dem ASiG erfolgt 
durch die NLSchB.

Zusätzlich zu den gesetzlich bestellten Fachgruppen stehen 
Beauftragte für Suchtfragen und Suchtprävention zur Ver-
fügung.

Die Schulen und Studienseminare werden durch die NLSchB 
jährlich über die für die jeweilige Dienststelle zuständigen 
AuG-Beraterinnen und AuG-Berater (namentlich mit Er-
reichbarkeit)  informiert.

Die den Schulen und Studienseminaren zur Verfügung ste-
henden Leistungen werden regelmäßig durch die Publikation 
„Angebote zum Arbeitsschutz und Gesundheitsmanagement 
– Beratung und Unterstützung für Schulen und Studien
seminare“ des MK – in der jeweils geltenden Fassung – 
bekannt gemacht. 

3. Beratung 
und Unter-
stützung
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Sie können über das Portal „Beratung und Unterstützung“ 
der NLSchB oder direkt bei den zuständigen Beraterinnen 
und Beratern abgerufen werden.

Die Dienststellenleitungen der Schulen und Studienseminare 
haben dafür zu sorgen, dass die für ihre Dienststelle zu-
ständigen AuG-Beraterinnen und AuG-Berater ihre be-
auftragten Aufgaben vor Ort erfüllen können und ihnen 
hierfür insbesondere Zugang zu den Dienststellen eröffnet 
wird.

Sie erhalten von ihren AuG-Beraterinnen und AuG-Beratern 
zeitnah Berichte über die erbrachten Leistungen. Die Dienst-
stellenleitungen informieren die jeweiligen Personalvertre-
tungen gemäß §  77 Abs. 4 NPersVG.

3.2  �Inanspruchnahme externer Beratungs- und  
Unterstützungsleistungen im Arbeitsschutz

Eine alternative oder zusätzliche Beauftragung kommerzieller, 
externer Dienstleister zur Unterstützung bei den Aufgaben 
im Arbeitsschutz nach Nummer 2.1 ist für öffentliche Schulen 
und Studienseminare nur dann zulässig, wenn dies vorab mit 
der zuständigen Stabsstelle AuG in der NLSchB abgestimmt 
wurde. Bei der Umsetzung von Maßnahmen, die im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung beschlossen wurden, können 
sowohl landesschulbehördeninterne – soweit diese vor-
gehalten werden – als auch externe Beratungsangebote in 
Anspruch genommen werden.

Informationen und Handlungshilfen
Umfangreiche Informationen und Arbeitshilfen zum 
 gesamten Bereich des Arbeitsschutzes und des Gesund-
heitsmanagements in Schulen stehen auf der Webseite 
www.arbeitsschutz-schulen-nds.de zur Verfügung.

Dieser RdErl. tritt am 2. 1. 2017 in Kraft und mit Ablauf des 
31. 12. 2022 außer Kraft. Der Bezugserlass tritt mit Ablauf 
des 1. 1. 2017 außer Kraft.
 

4. Infor
mationen» Internet

5. Schlussbe-
stimmungen

http://www.arbeitsschutz-schulen-nds.de
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Erste Hilfe, Brandschutz 
und Evakuierung in 
Schulen 
RdErl. d. MK v. 27.6.2016 – AuG-40 183/2 – VORIS 22410 – (Nds. MBl. 8/2016,  
S. 765; Nds. SVBl. 8/2016, S. 437)
Fundstelle: Nds. MBl. 2016 Nr. 28, S. 765; SVBl. 2016 Nr. 8, S. 437
Zuletzt geändert durch RdErl. vom 15.01.2019 (Nds. MBl. 2019 Nr. 6, S. 338; SVBl. 
2019 Nr. 3, S. 107)
Bezug:  
a)	� RdErl. v. 11. 8. 2000 (Nds. MBl. S. 519), geändert durch RdErl. v. 12. 11. 2012  

(Nds. MBl. S. 997; SVBl. 2013 S. 33)  – VORIS 21072 02 00 40 042 –� 
b)	 RdErl. v. 10. 12. 2013 (Nds. MBl. 2014 S. 7; SVBl. 2014 S. 6)  – VORIS 81600 –
�c)	� Gem. RdErl. d. MK u. d. MU v. 19. 3. 2014 (Nds. MBl. S. 312, 356; SVBl. S. 207)    

– VORIS 22410 –	
d)	 RdErl. v. 31. 1. 2014 (Nds. MBl. S. 141; SVBl. S. 105)  – VORIS 22410 –

1.1  Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat gemäß §  111 
Abs. 2 NSchG dafür zu sorgen, dass die für Erste Hilfe, Brand-
schutz und Evakuierung erforderlichen Einrichtungen und 
Ausstattungsgegenstände instand gehalten oder bei Bedarf 
geschaffen werden.

1.2  Sie oder er hat sicherzustellen, dass der Feuerwehr  
bei Bedarf unverzüglich ein Verzeichnis der Gefahrstoffe 
(Muster 7 – Anlage 7)  und Druckgasflaschen zur Verfügung 
gestellt werden kann, die in bestimmten Räumen oder 
Gebäudeteilen aufbewahrt werden. Einzelheiten zum  
Gefahrstoffverzeichnis nach der Gefahrstoffverordnung sind 
in der „Richtlinie zur Sicherheit im Unterricht (RiSU)  – Empfeh-
lung der Kultusministerkonferenz“, Beschluss der KMK vom  
9. 9. 1994 i. d. F. vom 26. 2. 2016 (www.kmk.org), geregelt  
(Bezugserlass zu c).

1.3  Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann eine Landes- 
bedienstete oder einen Landesbediensteten oder mehrere 
Landesbedienstete schriftlich bestellen, die in der Schule für 
die Organisation der Ersten Hilfe, der Brandbekämpfung und 
der Evakuierung verantwortlich sind. Die Bestellung ist mit  
einer Aufgabenbeschreibung zu verbinden (Muster 1 und 2 – 
Anlagen 1 und 2). Die Gesamtverantwortung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters wird hiervon nicht berührt.

1. Aufgaben-
verteilung

» Internet

http://www.kmk.org
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1.4  Bei der Planung und Durchführung von Projekttagen,  
Feiern, Theateraufführungen usw. ist von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter sicherzustellen, dass Brandschutz- und 
andere Sicherheitsmaßnahmen angemessen berücksichtigt 
werden. Dabei sind die Bestimmungen der NVStättVO zu  
beachten.

1.5  Der Schulträger hat gemäß §  108 Abs. 1 Satz 1 und 
§  113 Abs. 1 Satz 1 NSchG sowie §  28 der Unfallverhütungs
vorschrift „Schulen“ (DGUV Vorschrift 81)  die erforderlichen 
Einrichtungen für eine wirksame Erste Hilfe in ausreichen-
dem Umfang zur Verfügung zu stellen. Außerdem ist er 
gemäß Nummer 9 des Bezugserlasses zu a für die Erstellung 
der Feuerwehrpläne nach DIN 14095, der Brandschutz
ordnung nach DIN 14096 Teil A (allgemeiner Aushang) und 
der Pläne für Flucht- und Rettungswege nach DIN ISO 23601 
zuständig.

1.6  Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat in Abstimmung 
mit dem Schulträger die Brandschutzordnung Teile B und ggf. 
C nach Muster 5 (Anlage 5)  zu erstellen. Diese enthält Verhal-
tensanweisungen, die sich auf die örtlichen Gegebenheiten 
beziehen.

1.7  Im Übrigen sind alle an der Schule Tätigen verpflichtet, 
bei der Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen  
zur Ersten Hilfe, zum Brandschutz und zur Evakuierung mitzu-
wirken, soweit dies erforderlich ist. Festgestellte Mängel sind  
der Schulleitung unverzüglich mitzuteilen.

2.1  Erste-Hilfe-Kenntnisse

2.1.1  Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat sicherzustellen, 
dass bei allen schulischen Veranstaltungen die Erste Hilfe ge-
währleistet ist. Dazu sollen grundsätzlich alle Beschäftigten 
des Landes (Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschäftigte 
im Landesdienst)  einer Schule über aktuelle Erste-Hilfe- 
Kenntnisse verfügen, mindestens aber 50 %.

2.1.2  Die Kenntnisse sind im Abstand von jeweils drei Jahren 
durch Besuch eines Kurses „Fortbildung für betriebliche 
Ersthelfer“ gemäß DGUV Grundsatz 304-001, Anhang 2  
im Umfang von neun Unterrichtseinheiten aufzufrischen. 
Als besonderer zielgruppenspezifischer Inhalt können auch 
weitere Erste-Hilfe-Maßnahmen für Kinder aus dem An-
hang 6 des DGUV-Grundsatzes 304-001 ausgewählt werden. 
Es gelten die Regelungen für dienstliche Fortbildung.

2.1.3  Der Träger der Schülerunfallversicherung übernimmt auf 
Antrag und im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel für 

» Regelmäßige 
Schulung der  

Beschäftigten in 
„Erster Hilfe“ 

2. Erste Hilfe
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Lehrkräfte und andere Beschäftigte des Landes die Kosten  
für den in Nummer 2.1.2 genannten Kurs nach vorheriger  
Deckungszusage. Die Schule stellt den Antrag beim Träger  
der Schülerunfallversicherung.

2.1.4  Personen mit einer sanitätsdienstlichen/rettungsdienst
lichen Ausbildung oder einer entsprechenden Qualifikation in 
einem Beruf des Gesundheitswesens gelten als fortgebildet, 
wenn sie an vergleichbaren Fortbildungsveranstaltungen  
regelmäßig teilnehmen oder bei ihrer beruflichen oder ehren-
amtlich sanitätsdienstlichen/rettungsdienstlichen Tätigkeit  
regelmäßig Erste-Hilfe-Maßnahmen durchführen.

2.1.5  Für außerunterrichtliche Angebote im Rahmen von  
Kooperationsverträgen oder Arbeitsverträgen an Ganztags-
schulen gelten die Vorgaben der Nummer 2.1.1 entsprechend.

2.1.6  Sonstige in Schulen tätige Personen, die in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis zum Schulträger stehen,  
sollen ebenfalls über Erste-Hilfe-Kenntnisse verfügen.

2.1.7  In der Schule ist der Ausbildungsstand aller in der Schule 
beschäftigten Personen in Erster Hilfe zu dokumentieren.

2.1.8  Die Erste-Hilfe-Ausbildung von Schülerinnen und 
Schülern unter Mitwirkung einer Hilfsorganisation sowie 
die Einrichtung eines Schulsanitätsdienstes sollen gefördert 
werden.

2.2  Erste-Hilfe-Ausstattung

2.2.1  Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat dafür Sorge  
zu tragen, dass die erforderliche Erste-Hilfe-Ausstattung der 
Schule durch den Schulträger zur Verfügung gestellt wird. In 
jeder Schule muss mindestens ein Raum zur Verfügung stehen, 
in dem Verletzte und Erkrankte angemessen betreut werden 
können (Sanitätsraum); als Anhalt dient die Informationsschrift 
„Erste Hilfe in Schulen“ (DGUV-Information 202-059). Zusätz-
lich müssen in Bereichen der Schule mit besonderen Gefähr-
dungen (naturwissenschaftlicher Unterricht, Werkstätten, Kü-
chen, Sportstätten)  geeignetes Erste-Hilfe-Material und not-
wendige Rettungseinrichtungen bereitgehalten werden.

2.2.2  Entnommenes Erste-Hilfe-Material muss zeitnah  
ersetzt werden. Die Erste-Hilfe-Ausstattung ist mindestens 
jährlich zu überprüfen und bei Nutzungsänderung von  
Räumen anzupassen. Die Prüfung ist zu dokumentieren.

2.2.3  Bei Veranstaltungen außerhalb des Schulgebäudes  
ist die Anwesenheit von Personen mit Erste-Hilfe-Kenntnissen 
mit entsprechender Ausstattung sicherzustellen.

» Organisation der 
„Ersten Hilfe“
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2.3  Erste-Hilfe-Maßnahmen

2.3.1  Bei Verletzung oder akuter Erkrankung einer Person ist 
unverzüglich Erste Hilfe zu leisten. Weitergehende Maßnah-
men (Arztbesuch, Transport ins Krankenhaus, Anforderung 
des Rettungsdienstes usw.)  richten sich nach den jeweiligen 
Umständen.

2.3.2  Die Lehrkraft sorgt dafür, dass Angehörige der oder 
des Verletzten oder Erkrankten informiert werden, wenn diese 
oder dieser die Schule vorzeitig verlassen muss. Die Wahl des 
Transportmittels richtet sich nach der Schwere der Verletzung 
oder Erkrankung. Eine Begleitung auf dem Weg zum Arzt ist 
sicherzustellen. Dies gilt auch bei einer verletzungs- oder 
erkrankungsbedingten Entlassung nach Hause, wobei hier 
gewährleistet sein muss, dass die oder der Verletzte nicht 
ohne Hilfe zu Hause zurückgelassen wird.

2.3.3  Es ist zu gewährleisten, dass eine Lehrkraft im Notfall 
unverzüglich Unterstützung anfordern kann, damit alle anwe-
senden Schülerinnen und Schüler angemessen beaufsichtigt 
und betreut werden können.

2.4  Dokumentation

2.4.1  Jede Erste-Hilfe-Leistung ist zu dokumentieren (z. B. 
DGUV Information 204-021 „Meldeblock“ oder entsprechen-
der „Dokumentationsbogen für Erste-Hilfe-Leistungen“). 
Wenn aufgrund der Verletzung eine Ärztin oder ein Arzt auf-
gesucht wird, hat die Schulleitung dafür zu sorgen, dass bin-
nen drei Tagen eine Unfallmeldung an die zuständigen  
Stellen erfolgt.

2.4.2  Die Unfallmeldungen und die Dokumentation der Erste- 
Hilfe-Leistungen sind im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
(Nummer 2.3 des Bezugserlasses zu b)  auszuwerten.

3.1  Vorbeugender Brandschutz
Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass alle an der Schule tätigen Personen über die Bestim-
mungen der geltenden Brandschutzordnung informiert sind.

3.1.1  Brandverhütung

3.1.1.1  Offene Flammen sind nur im notwendigen Umfang 
unter Aufsicht einer oder eines Erwachsenen zu entzünden 
und zu unterhalten.

3.1.1.2  Wenn der Umgang mit brandfördernden, brennbaren 
oder explosionsgefährlichen Stoffen unvermeidlich ist, sind die 

» Organisation  
des vorbeugenden 

Brandschutzes 3. Brand-
schutz und 
Evakuierung
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Mengen dieser Stoffe möglichst gering zu halten und die 
Betriebsanweisungen für den Umgang mit diesen Stoffen  
zu beachten.

3.1.1.3  Feuerlöscher und geeignete Löschmittel sind an der 
Gefahrenstelle bereitzuhalten.

3.1.1.4  Notausschalter, Absperrhähne für Wasser und Gas, 
Erste-Hilfe-Einrichtungen sowie Feuermelde- und Feuerlösch
einrichtungen sind stets frei zugänglich zu halten.

3.1.1.5  Bei der Durchführung von handwerklichen Arbeiten in 
der Schule, die mit Funken- oder Flammenbildung oder hoher 
Temperatur verbunden sind (Schweißen, Löten, Trennen, 
Brennschneiden usw.), sind ggf. besondere Vorsichtsmaßnah-
men zu treffen, die mit dem Schulträger abzustimmen sind. 
Diese Maßnahmen können z. B. in einem „Erlaubnisschein für 
Feuer- und Heißarbeiten“ nach Muster 6 (Anlage 6)  festgelegt 
werden, der durch den Schulträger ausgestellt werden kann.

3.1.2  Flucht- und Rettungswege

3.1.2.1  In jedem Klassenraum sind Hinweise zum Verhalten  
in Notfällen sowie im Brandfall in Anlehnung an die Muster 3 
und 4 (Anlagen 3 und 4)  auszuhängen.

3.1.2.2  Flucht- und Rettungswege müssen frei von Hinder
nissen und ständig in baurechtlich vorgeschriebener Breite be-
gehbar sein. Es dürfen keine Brandlasten (z. B. Kopierer, Möbel 
und andere brennbare Materialien)  oder lose Gegenstände 
(Stolpergefahr)  vorhanden sein.

3.1.2.3  Alle Türen im Verlauf von Fluchtwegen und die Not- 
ausgänge müssen jederzeit benutzbar und ohne Hilfsmittel 
(z. B. Schlüssel)  von innen jederzeit in voller Breite zu öffnen 
sein. Für Unterrichts- und Aufenthaltsräume sind mindestens 
zwei voneinander unabhängige Flucht- und Rettungswege  
erforderlich.

3.1.2.4  Die Kennzeichnung der Fluchtwege und der Einrich-
tungen für Sicherheit und Gesundheitsschutz muss den  
Bestimmungen der ArbStättV und den Technischen Regeln  
für Arbeitsstätten, ASR A 1.3 Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkennzeichnung entsprechen.

3.1.2.5  Bei Nutzungsänderungen von Räumen oder Bau
maßnahmen ist seitens des Schulträgers zu prüfen, ob diese 
baugenehmigungspflichtig sind.

3.1.3  Verhinderung von Rauch- und Brandausbreitung
Rauchschutz- und Brandschutztüren, mit Ausnahme im 
Brandfall selbsttätig schließender Türen, sind stets geschlossen 



Seite 24

4 Rechtliche Grundlagen  Erste Hilfe, Brandschutz und Evakuierung in Schulen

zu halten. Sie dürfen keinesfalls durch Keile oder auf andere 
Weise offen gehalten werden. Die Schließmechanismen  
dieser Türen müssen stets funktionsfähig sein.

3.1.4  Unterweisung

3.1.4.1  Alle Lehrkräfte und andere in der Schule Beschäftigte 
sind jährlich über das Verhalten in Notfällen und bei Alarm zu 
unterweisen. Diese Unterweisung ist zu dokumentieren.

3.1.4.2  Innerhalb der ersten drei Wochen nach Schuljahres-
beginn sind alle Schülerinnen und Schüler anhand dieses 
RdErl. und der Aushänge in den Klassenräumen über das Ver-
halten in Notfällen und bei Alarm zu unterweisen. Dieses ist 
im Klassenbuch zu dokumentieren.

3.1.4.3  Zum Kennenlernen des Fluchtweges gehen die 
Schülerinnen und Schüler gemeinsam mit der Aufsicht füh-
renden Lehrkraft zügig, aber ohne Hast, zu dem vorgesehe-
nen Sammelplatz. Dabei soll auch die sichere Evakuierung 
von behinderten Menschen geübt werden. Aufzüge dürfen 
nicht benutzt werden. Am Sammelplatz prüft die Lehrkraft 
die Vollständigkeit der Gruppe. Die Schülerinnen und Schüler 
sind darauf hinzuweisen, dass im Alarmfall das Gebäude 
erst wieder betreten werden darf, wenn dies von einer dazu 
autorisierten Person (z. B. Schulleiterin oder Schulleiter oder 
Vertreterin oder Vertreter, Einsatzleiterin oder Einsatzleiter 
der Feuerwehr)  bekannt gegeben wird.

3.1.4.4  An jeder Schule muss eine ausreichende Anzahl von 
Personen in der Handhabung von Feuerlöscheinrichtungen 
unterwiesen sein (siehe DGUV Information 205-023 „Brand-
schutzhelfer“). Die Unterweisung muss von fachlich geeigne-
ten Personen erfolgen; bei praktischen Übungen sind die  
Unfallverhütungs- und Umweltschutzvorschriften zu beachten.

3.1.5  �Vorbeugung und Verhalten in Notfällen  
als Unterrichtsthema

Maßnahmen zur Vorbeugung und zum richtigen Verhalten 
bei Notfällen (insbesondere Brand, Explosion, Verletzungen)
sind im Unterricht z. B. zur Vorbereitung oder im Anschluss  
an die jährliche Notfallübung zu thematisieren.

3.1.6  Alarmierungsanlagen

3.1.6.1  Schulen müssen seitens des Schulträgers mit Alar
mierungsanlagen ausgestattet sein, durch die im Gefahren-
fall die Räumung der Schule oder einzelner Schulgebäude 
eingeleitet werden kann (Hausalarmierung). Das Alarmsignal 
muss sich vom Pausensignal unterscheiden und in jedem 
Raum der Schule gehört werden können. Das Alarmsignal 
muss mindestens an einer während der Betriebszeit der 

» Regelmäßige  
Unterweisung 
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Schule ständig besetzten oder an einer jederzeit zugäng
lichen Stelle innerhalb der Schule (Alarmierungsstelle) ausge-
löst werden können. An der Alarmierungsstelle muss sich ein 
Telefon befinden, mit dem jederzeit Feuerwehr und Rettungs-
dienst unmittelbar alarmiert werden können.

3.1.6.2  Es muss sichergestellt sein, dass die Alarmierungs
anlage auch bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung 
funktionsfähig ist.

3.1.6.3  Bei Mängeln an den Alarmierungsanlagen der Schule 
liegt es in der Verantwortung der Schulleiterin oder des Schul-
leiters, sich mit dem Schulträger in Verbindung zu setzen,  
um eine den örtlichen Gegebenheiten angemessene Problem-
lösung herbeizuführen.

3.2  Notfallübungen

3.2.1  Durchführung von Notfallübungen

3.2.1.1  Mindestens einmal pro Schuljahr ist eine Evaku
ierungsübung des Gebäudes durchzuführen, bei der die  
Informationen nach Nummer 3.1.4 umgesetzt werden. In  
regelmäßigen Abständen soll eine unangekündigte Notfall-
übung durchgeführt werden. Die Räumung kann auch durch 
vorab verfasste Lautsprecherdurchsagen veranlasst werden.

3.2.1.2  Grundsätzlich haben alle zurzeit in dem Gebäude  
anwesenden Personen an der Übung teilzunehmen. Die 
besonderen Belange von behinderten Menschen sind dabei  
zu berücksichtigen.

3.2.1.3  Die Notfallübung ist so vorzubereiten, dass dadurch 
keine Gefährdung entsteht und sie jederzeit abgebrochen 
werden kann. Bei der Übung können je nach Absprache die 
zuständige Feuerwehr und/oder eine Hilfsorganisation  
mitwirken.

3.2.1.4  Realistisch dargestellte Notfallsituationen sind  
im Vorfeld mit der Feuerwehr, der Feuerwehr-Einsatz- und  
Rettungsleitstelle sowie der Polizei abzustimmen. Bei Einsatz 
von Nebelmaschinen ist zu gewährleisten, dass keine Personen 
in den Übungsrauch laufen oder anderweitig gefährdet wer-
den. Unangekündigte Evakuierungsübungen mit realistischer 
Unfalldarstellung (Einsatz von Nebelmaschinen, alarmmäßiges 
Anrücken der Feuerwehr) dürfen nicht durchgeführt werden.

3.2.1.5  Schülerinnen oder Schüler dürfen bei der realis-
tischen Unfalldarstellung im Rahmen einer Evakuierungs-
übung nicht mitwirken. Dieses gilt auch bei einer Demons
tration von Personenrettung (z. B. Abseilen, Retten über  
die Drehleiter oder tragbare Leiter).

» Regelmäßige  
Evakuierungs
alarmübungen
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3.2.2  Auswertung praktischer Erfahrungen 
Erfahrungen aus Notfallübungen und aus realen Notfällen 
sind unter Mitwirkung der Beteiligten auszuwerten und als 
Bestandteil der Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren. 
Die daraus resultierenden Maßnahmen sind auf ihre Wirk-
samkeit zu überprüfen.

4.1  Bei der Entstehung eines Brandes ist unabhängig vom 
Ausmaß des Brandes sofort Feueralarm auszulösen und die 
Schulleitung zu benachrichtigen. Gleichzeitig ist der Raum zu 
evakuieren. Fenster und Türen sind zu schließen, aber nicht 
abzuschließen. Löschversuche sind nur unter Beachtung der 
Eigensicherung und des Rückzugweges zu unternehmen.

4.2  Bei Gasgeruch sind sofort die Fenster zu öffnen und alle 
erreichbaren Gashähne zu schließen, wenn dies ohne Eigen-
gefährdung möglich ist. Der Raum ist sofort zu evakuieren. 
Licht-, Notaus- und sonstige Elektroschalter dürfen nicht mehr 
betätigt werden, Stecker müssen in Steckdosen bleiben. Nach-
barklassen und die Schulleitung sind umgehend zu infor-
mieren. Die Feuerwehr ist zu alarmieren.

4.3  Es sind weitere Situationen denkbar, die eine sofortige 
Räumung der Schule erforderlich machen. Dabei ist grund-
sätzlich wie bei der Notfallübung zu verfahren. Die Schul
leiterin oder der Schulleiter entscheidet, ob die Polizei/ 
Feuerwehr benachrichtigt werden muss.

5.1  Es ist Aufgabe der Schulleitung Vorbereitungen zu  
treffen, dass sie bei Notfallsituationen in der Schule oder 
bei Schulveranstaltungen ihre Führungsaufgaben in ange-
messener Weise wahrnehmen kann. Dazu sind von der 
Schule die notwendigen organisatorischen und sächlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. Dazu kann z. B. gehören:

#	 �Bereitstellung der erforderlichen Kommunikationsmittel 
(Telefon, Mobiltelefon, Megafon usw.),

#	 Notfalltelefonlisten mit allen wichtigen Rufnummern,
#	 �Sicherstellen, dass wichtige Unterlagen (z. B. Telefon

listen, Klassenlisten, Stundenpläne)  jederzeit – auch  
bei Stromausfall – zugänglich sind,

#	 �Bereithalten von Plänen des Schulgebäudes und Schul-
grundstücks,

#	 �Erstellen einer Liste der mobilitätseingeschränkten und 
besonders betreuungsbedürftigen Personen und Treffen 
besonderer Maßnahmen zu deren Evakuierung, 

#	 �Festlegung eines Verfahrens, um in psychosozialen  
Notfallsituationen ohne Zeitverzug die fachkundige 

4. Verhalten  
in Notfall
situationen

5. Vor
bereitung  
auf Notfall
situationen
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Unterstützung der Betroffenen durch ausgebildetes  
Personal (Schulpsychologie, Notfallseelsorge usw.)   
sicherzustellen.

5.2  Bei besonderen Notfallsituationen sind umgehend die 
NLSchB, der Schulträger und der zuständige Unfallversiche-
rungsträger zu benachrichtigen.

6.1  Weitere Informationen sind im Internet unter  
http://publikationen.dguv.de zu finden:

#	 Erste Hilfe in Schulen (DGUV Information 202-059),
#	 �Rechtsfragen bei Erster-Hilfe-Leistung durch Ersthelfer 

(DGUV 10852),
#	 Verbandbuch (DGUV Information 204-020),
#	 Feueralarm in der Schule (DGUV Information 202-051),
#	 Brandschutzhelfer (DGUV Information 205-023),
#	 Sicherheit in der Schule (DGUV Information 202-058).

6.2  Die Muster (Anlagen 1 bis 7)  stehen auch unter 
http://www.arbeitsschutz-schulen-nds.de/?id = 124 
zur Verfügung:

#	 �Muster 1 „Bestellung zur oder zum Beauftragten  
für Erste Hilfe“ (Anlage 1),

#	 �Muster 2 „Bestellung zur oder zum Beauftragten  
für Brandschutz und Evakuierung“ (Anlage 2),

#	 Muster 3 „Verhalten in Notfällen“ (Anlage 3),
#	 Muster 4 „Verhalten im Brandfall“ (Anlage 4),
#	 Muster 5 „Brandschutzordnung“ (Anlage 5),
#	 �Muster 6 „Erlaubnisschein für Feuer- und Heißarbeiten“ 

(Anlage 6),
#	 �Muster 7 „Gefahrstoffverzeichnis“ (Anlage 7).

6.3  Zu Fragen der Organisation von Erster Hilfe, Brand-
schutz und Evakuierung beraten die Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit, der zuständige Gemeindeunfallversicherungsver-
band, die für den Brandschutz örtlich zuständige Dienststelle 
des Schulträgers und die örtlich zuständige Feuerwehr.

Dieser RdErl. tritt am 1. 8. 2016 in Kraft und mit Ablauf  
des 31. 12. 2021 außer Kraft. Der Bezugserlass zu d tritt mit 
Ablauf des 31. 7. 2016 außer Kraft.

6. Informa-
tions- und  
Beratungs
angebote

» Internet

7.  Schlussbe-
stimmungen

http://publikationen.dguv.de
http://www.arbeitsschutz-schulen-nds.de/?id = 124
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Anlage 1 

Bestellung zur/zum​  
Beauftragten für Erste Hilfe

#	 �Information über Angelegenheiten der Ersten Hilfe 
#	 �Organisation der Fortbildungen zur Ersten Hilfe
#	 �Fortlaufende Dokumentation der Erste-Hilfe-Ausbildung 

aller Landesbediensteten der Schule
#	 �Unterstützung bei der Organisation der Ersten Hilfe 

bei Sonderveranstaltungen (z. B. Klassenfahrten, ​ 
Feiern, Sportveranstaltungen, Projekttagen)

#	 �Planung und Organisation von Projekten zur Ersten Hilfe, 
z. B. Einrichtung eines Schulsanitätsdienstes, Informations
veranstaltungen

#	 �Aktualisierung der Aushänge zur Ersten Hilfe und zum 
Verhalten in Notfällen

mit Zustimmung des Schulpersonalrates, der Gleichstellungsbeauftragten und der Vertrauensperson für Schwerbehinderte 
gemäß RdErl. des MK vom 27. 6. 2016 zur/zum Beauftragten für Erste Hilfe bestellt. 

Kopie an: 
�	 Akte Schule (Beauftragungen) 
�	 Personalrat
�	 Gleichstellungsbeauftragte
�	 Vertrauensperson für Schwerbehinderte
�	 Fachkraft für Arbeitssicherheit

Datum

Datum Datum Datum

Unterschrift Schulleiterin/Schulleiter

Unterschrift Personalrat

(Dienstsiegel)

Unterschrift Gleichstellungsbeauftragte Unterschrift Vertrauensperson für Schwerbehinderte

Unterschrift der Lehrkraft

(Name, Dienstbezeichnung)

Hiermit wird Frau/Herr 

Datum

Name und Anschrift der Schule

Sie/Er ist verantwortlich für die Durchführung folgender Aufgaben: 

#	 �Bereitstellung von Verbandbüchern (GUV-I 511-1)  
und Unterweisung zur notwendigen Dokumentation

#	 �Auswertung der Verbandbucheinträge und Unfallmel-
dungen im Hinblick auf notwendige Präventionsmaß-
nahmen (ggf. gemeinsam mit der oder dem Sicher-
heitsbeauftragten für den inneren Schulbereich)

#	 �Regelmäßige Kontrolle der Erste-Hilfe-Ausstattung 
und des Sanitätsraums (in Absprache mit der Haus-
meisterin oder dem Hausmeister)

#	 �Zusammenarbeit mit weiteren Beauftragten an der 
Schule (z. B. Sicherheits-, Gefahrstoffbeauftragte/r,​ 
Beauftragte/r für Brandschutz und Evakuierung)

für die gesamte Schule.
Sie/Er ist dabei zuständig 

für folgenden Teilbereich:
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Anlage 2 

Bestellung zum/zur Beauftragten  
für Brandschutz und Evakuierung

#	 �Information und Unterweisung zu Brandschutz ​ 
und der Evakuierung 

#	 �Organisation der Fortbildungen zu Brandschutz und 
Evakuierung

#	 �Fortlaufende Dokumentation der Unterweisungen  
​aller Landesbediensteten der Schule (z. B. Fluchtwege, 
Fluchtwegepläne, Verhalten im Brandfall und bei ​
Evakuierung)

#	 �Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der ​
jährlichen Notfallübung

#	 �Beratung bei Maßnahmen zur sicheren Evakuierung ​
behinderter Menschen 

#	 �Regelmäßige Kontrolle der Fluchtwege (gemeinsam ​
mit der Hausmeisterin oder dem Hausmeister)

mit Zustimmung des Schulpersonalrates, der Gleichstellungsbeauftragten und der Vertrauensperson für Schwerbehinderte 
gemäß RdErl. des MK vom 27. 6. 2016 zur/zum Beauftragten für Brandschutz und Evakuierung bestellt.

Kopie an: 
�	 Akte Schule (Beauftragungen) 
�	 Personalrat
�	 Gleichstellungsbeauftragte
�	 Vertrauensperson für Schwerbehinderte
�	 Fachkraft für Arbeitssicherheit

(Name, Dienstbezeichnung)

Hiermit wird Frau/Herr 

Sie/Er ist verantwortlich für die Durchführung folgender Aufgaben: 

#	 �Unterstützung bei der Organisation von Brandschutz 
und Evakuierung bei Sonderveranstaltungen (z. B. Feiern, 
Theateraufführung, Projektarbeit, Aktionstage) 

#	 �Mitwirkung bei der Erstellung und Fortschreibung der ​
Brandschutzordnung 

#	 �Planung und Organisation von Projekten zu Brand-
schutz und Evakuierung (z. B. Brandschutzerziehung, 
Vermittlung von Kontakten zur Feuerwehr)

#	 �Zusammenarbeit mit den für den vorbeugenden ​
Brandschutz der Schule verantwortlichen Stellen  
​(z. B. Feuerwehr, Brandschutzprüfer)

#	 �Zusammenarbeit mit weiteren Beauftragten an der 
Schule (z. B. Sicherheits-, Gefahrstoffbeauftragte/r, ​
Beauftragte/r für Erste Hilfe)

für die gesamte Schule.
für folgenden Teilbereich:

Sie/Er ist verantwortlich für die Durchführung folgender Aufgaben:

Name und Anschrift der Schule

Datum

Datum Datum Datum

Unterschrift Schulleiterin/Schulleiter

Unterschrift Personalrat

(Dienstsiegel)

Unterschrift Gleichstellungsbeauftragte Unterschrift Vertrauensperson für Schwerbehinderte

Unterschrift der Lehrkraft

Datum

4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 2  Bestellung zum/zur Beauftragten für Brandschutz und Evakuierung
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Der Text muss an schulische Gegebenheiten angepasst werden. In jedem Fall ist zu prüfen, ob vor der Notruf-Nummer 
„112“ eine „0“ oder eine andere Ziffer gewählt werden muss.

Anlage 3
Verhalten in Notfällen

Bei Alarm 
#	 �Gebäude unverzüglich räumen, Sammelplätze 

aufsuchen!
#	 �Wenn beide Fluchtwege wegen Brandrauch 

unbegehbar sind: Feuerwehr bei geschlossener 
Tür im Klassenraum erwarten

#	 �„Verlorengegangene“ Schüler sofort der 
Schulleitung und der Einsatzleitung melden

Bei Gasgeruch
#	 �Elektroschalter, -stecker, Not-Aus nicht betäti-

gen
#	 Fenster öffnen und Gashähne schließen
#	 Raum sofort verlassen
#	 �Nachbarklassen, Hausmeister, Schulleitung ​

benachrichtigen

Inhalt des Notrufs:
#	 �Wo ist der Unfallort?
#	 Was ist geschehen?
#	 Wie viele Personen sind verletzt?
#	 Welche Verletzungen?
#	 Warten auf Rückfragen!

Verbandkasten 	 Raum�

Krankentrage 	  	 Raum�

Sanitätsraum 	  	 Raum�

Sekretariat 		  Tel.: 

Ersthelfer über		 Tel.: 

Gift-Information	 Tel.: 0551 19240

Augen-Arzt
Dr. / Tel.: 

Straße + Hausnr.: 

Sprechzeiten:

Krankenhaus
Pforte / Tel.: 

Straße + Hausnr.:

Praktischer Arzt
Dr. / Tel.: 

Straße + Hausnr.: 

Sprechzeiten:

Unfall-Arzt (Durchgangs-Arzt)
Dr. / Tel.: 

Straße + Hausnr.: 

Sprechzeiten:

Bei Verletzung oder akuter Erkrankung 
#	 �Falls erforderlich: ​ 

Rettungsdienst: Notruf 112
#	 �Erste Hilfe leisten, erforderlichenfalls ​

Ersthelfer benachrichtigen
#	 �Bei vorzeitigem Verlassen der Schule: ​ 

Angehörige informieren ​ 

Begleitung sicherstellen
#	 �Verbandbucheintrag ​(bei geringfügiger Ver-

letzung/Erkrankung)
#	 �oder Unfallmeldung (bei Arztbesuch/Einsatz 

Rettungsdienst) 

Verhalten in Notfällen

4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 3  Verhalten in Notfällen
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Anlage 4

�Brand melden

In Sicherheit brin-
gen

Löschversuch  
unternehmen

Eigensicherung beachten
Feuerlöscher: (Ort benennen)

Wandhydrant: (Ort benennen)

Sammelplatz: (Ort benennen)

#	 Am Sammelplatz: Vollzähligkeit prüfen
#	 Fehlende Schüler sofort melden
#	 Auf weitere Anweisungen warten

Ruhe bewahren
Tür zumBrandraum wenn möglich schließen 

Feuermelder betätigen
Ort:
(Ort benennen!)

Verhalten im Brandfall

Der Text muss an schulische Gegebenheiten angepasst und kann dabei mit Teil A der Brandschutzordnung (Anlage 5)  kombiniert 
werden. In jedem Fall ist zu prüfen, ob vor der Notruf-Nummer „112“ eine „0“ oder eine andere Ziffer gewählt werden muss.

Verhalten im Brandfall

NOTRUF 0-112
nächstes Telefon:  
(Ort benennen!)

Aufzug   
im   

Brandfall   
nicht   

benutzen

#	 �Feueralarm:  
(Alarmierungs-Signal beschreiben!)

#	 Schultaschen liegen lassen
#	 Fenster und Türen möglichst schließen
#	 Mit Lehrkraft Sammelplatz aufsuchen
#	 Auf hilflose oder behinderte Personen achten

#	 �Rettungsweg:  
(z. B.: Haupttreppenhaus, Haupteingang, …)

#	 �Rettungsweg:  
(z. B.: Nebentreppenhaus, Seiteneingang, …)

AUFZUG NICHT BENUTZEN!



Seite 32

4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 5  Brandschutzordnung Teil A

Anlage 5

Brandschutzordnung

Die Brandschutzordnung nach DIN 14096 besteht aus den Teilen A, B und C. 
Sie muss an die örtlichen Gegebenheiten der Schule angepasst werden.

Teil A 
Der Teil A richtet sich an 
alle Personen (Schülerinnen 
und Schüler, Beschäftigte, 
Besucher), die sich in dem 
Schulgebäude aufhalten. In 
diesem Teil sind die wich-
tigsten Verhaltensregeln in 
schriftlicher Form mitzutei-
len. Feuerlösch- und Not-
rufeinrichtungen, sowie die 
allgemeinen Flucht- und 
Rettungswege sind bildlich 
dargestellt. Die Alarm- und 
Brandschutzordnungen sind 
an markanten Stellen (Ein-
gangsbereich, Treppenhaus, 
jede Etage)  gut sichtbar 
auszuhängen. Dieser Teil 
wird im Allgemeinen vom 
Schulträger erstellt. Nicht 
zutreffende Texte oder  
Zeichen (z. B. wenn kein 
Feuermelder oder kein 
Wandhydrant vorhanden 
ist)  entfallen. Zusätze sind 
nicht zulässig. 

Durch diesen Teil A sollen 
alle Nutzerinnen und Nut-
zer, also auch Besucherin-
nen, Besucher oder Eltern 
beim Elternabend, einen 
schnellen Überblick über 
Fluchtwege, Lösch- und 
Alarmierungseinrichtungen 
und das Verhalten im 
Alarmfall erhalten.
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4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 5  Brandschutzordnung Teil B und Teil C

Der Teil B richtet sich an Personen (Schülerinnen und 
Schüler, Beschäftigte), die sich nicht nur vorübergehend in 
der baulichen Anlage (Schulgebäude)  aufhalten. Dieser  
Teil besteht aus schriftlich abgefassten Hinweisen und Ver-
haltensregeln zur Verhinderung von Brandentstehung und 
Rauchausbreitung, Freihaltung der Flucht- und Rettungswege 
und Hinweisen zum Verhalten im Brandfall und anderen 
Gefahren unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten.

Die Schrift und die grafische Gestaltung sind freigestellt. 
Der Text muss eindeutig formuliert und leicht verständlich 
sein. Soweit erforderlich, sind fremdsprachige Übersetzun-
gen des deutschen Textes zulässig, wenn sie sich vom  
deutschen Text deutlich abheben, sie müssen stets auf dem 
aktuellen Stand sein. Die Brandschutzordnung A kann als 
Deckblatt für die Brandschutzordnung B verwendet wer-
den. Die nachstehend festgelegte Reihenfolge der einzelnen 
Abschnitte muss eingehalten werden. Nicht erforderliche 
Abschnitte können entfallen, andere sind jedoch nicht 
zulässig.

#	 Brandverhütung
#	 Brand- und Rauchausbreitung
#	 Flucht- und Rettungswege
#	 Melde- und Löscheinrichtungen
#	 Verhalten im Brandfall
#	 Brand melden
#	 �Alarmsignale und Anweisungen beachten
#	 In Sicherheit bringen
#	 �Löschversuche unternehmen (nicht durch Schülerinnen 

und Schüler)
#	 Besondere Verhaltensmaßnahmen

Die Brandschutzordnung, Teil B, wird als Merkblatt oder 
als Broschüre an die Personen, die sich nicht nur vorüber-
gehend in der baulichen Anlage (Schulgebäude)  aufhalten, 
ausgehändigt. Da in Teil B auch Dinge geregelt sind, die 
Schülerinnen und Schüler nicht betreffen und der Umfang 
der Ausgabe oft über eine Seite DIN A4 hinausgeht, ist es 
in Schulen sinnvoll, in jedem Raum eine Kurzausgabe (An-
lage 4)  mit der Angabe des Fluchtweges und Sammelplat-
zes für diesen Raum aushängen. Diese Kurzausgabe kann 
mit der Brandschutzordnung Teil B kombiniert werden und  
soll nicht umfangreicher als eine DIN A4-Seite sein. 

Ein Gebäudegrundriss mit den eingezeichneten Flucht
wegen kann beigefügt sein (Wichtiger ist jedoch, dass man 
von jeder Raumtür die Rettungswegbeschilderung sehen 
kann). Die Kurzausgabe ähnelt der Ausgabe Teil A und 
kann nur zum Teil mit Piktogrammen versehen werden. 
Diese Ausgabe dient in erster Linie nicht der schnellen 
Orientierung im Notfall, sondern als Hinweis (Unterwei-
sung)  im Rahmen der Einsatzvorbereitung, ähnlich einer 
Betriebsanweisung. Durch den ständigen Aushang besteht 
jederzeit die Möglichkeit, sich zu informieren. 

Die Brandschutzordnung Teil C gilt für Personen, denen 
über ihre allgemeinen Pflichten hinaus besondere Aufgaben 
im Brandschutz übertragen worden sind. Das können z. B. 
Brandschutzbeauftragte, Sicherheitsbeauftragte oder Be-
auftragte für Erste Hilfe sein. Für Schulen empfiehlt es sich, 
hier die Schulleitung, den Hausmeister oder die Hausmeis-
terin, das Büro und, falls vorhanden, den Schulsanitäts-
dienst mit zu berücksichtigen. 

In dem Teil C ist eine verantwortliche Person für den  
Brandschutz zu benennen. 

Es ist folgende Gliederung einzuhalten:

#	 �Brandverhütung/Meldung und Alarmierungsablauf/ 
Sicherheitsmaßnahmen für Personen, Tiere, Umwelt 
und Sachwerte

#	 Löschmaßnahmen
#	 �Vorbereitung für den Einsatz der Feuerwehr
#	 Nachsorge 

Teil B

Teil C
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4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 6  Erlaubnisschein für Feuer- und Heißarbeiten   

Anlage 6
Erlaubnisschein für Feuer- und Heißarbeiten

Erlaubnisschein für Feuer- und Heißarbeiten
1 Ausführende Firma:

2 Arbeitsort/-stelle:

3 Durchzuführende Arbeiten:

4 Art der Tätigkeit: 	 Schweißen 

	 Trennen

	 Löten 

	 Brennschneiden

	 Schneiden 

	 Auftauen

5 Vor Beginn der Arbeit sind folgende  
Sicherheitsvorkehrungen zu treffen:

	� Entfernen sämtlicher Gegenstände und Stoffe (auch Staubablagerungen) im Umkreis 
von                       m – soweit erforderlich – auch in angrenzenden Räumen

	� Abdecken gefährdeter brennbarer Gegenstände (Holzbalken, Holzwände,  
Kunststoffteile, …)

	� Abdichten von Öffnungen, Fugen, Ritzen und sonstigen Durchlässen mit nicht 
brennbarem Material

	� Entfernen von Umkleidungen und Isolierungen

	� Beseitigen der Explosionsgefahr in Behältern und Rohrleitungen

	� Bereitstellen einer Brandwache mit geeignetem Löschgerät:

6 Brandwache: Während der Arbeit (Name):

Nach der Arbeit (Name): Dauer (Stunden):

7 Alarmierung: Standort des nächstgelegenen Brandmelders:

Nächstes Telefon:

Notrufnummer:

8 Erlaubnis: Die aufgeführten Sicherheitsmaßnahmen sind durchzuführen. Die Unfallverhütungsvor
schriften der Unfallversicherungsträger, die staatlichen Arbeitsschutzvorschriften und die 
Sicherheitsvorschriften der Versicherer sind zu beachten.

9

Datum		  Unterschrift des Auftraggebers oder seines Beauftragten		  Unterschrift des Ausführenden
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4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 7  Gefahrstoffverzeichnis

Gefahrstoffverzeichnis

Anlage 7
Erstellt/Überprüft

von:

am:Name der Schule

Arbeitsbereich/Arbeitsplatz: Verantwortlicher:

Regelmäßig aktualisieren!
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4 Rechtliche Grundlagen  Sicherheit im Unterricht

Sicherheit im Unterricht
Gem. RdErl. d. MK u. d. MU v. 14.9.2016 – AuG-40 183/1-2 – VORIS 22410 –  
(Nds. MBl. 2016 Nr. 10, S. 945; SVBl. 10/2016, S. 596) 
Fundstellen: Nds. MBl. 2014 Nr. 15, S. 312, ber. S. 356; SVBl. 2014 Nr. 5, S. 207
Zuletzt Geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 29. 10. 2019.
Bezug: RdErl. d. MFAS v. 11. 8. 2000 (Nds. MBl. S. 519), zuletzt geändert durch RdErl. d. 
MS v. 12. 11. 2012 (Nds. MBl. S. 997; SVBl. 2013 S. 33) - VORIS 21072 02 00 40 042 -

Die Empfehlung der Kultusministerkonferenz „Richtlinie zur 
Sicherheit im Unterricht“ (im Folgenden: RiSU) in der jeweils 
geltenden Fassung enthält die einschlägigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften und 
technischen Regeln zu Sicherheit und Gesundheitsschutz.

Staatliche Regelungen oder Regelungen der Unfallversiche-
rungsträger zu Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 
Arbeit haben Vorrang vor den Bestimmungen der Empfeh-
lung der Kultusministerkonferenz.

Die RiSU - einschließlich des Anhangs „Strahlenschutz“ –  
ist anzuwenden

#	 in allgemein bildenden Schulen und
#	 �im berufsübergreifenden Unterricht sowie im  

Beruflichen Gymnasium an berufsbildenden Schulen.

Im Rahmen des berufsbezogenen Unterrichts gelten die 
einschlägigen Vorschriften der zuständigen Unfallversiche-
rungsträger, die einschlägigen staatlichen Bestimmungen 
sowie die allgemein anerkannten Regeln der Technik und 
der Arbeitsmedizin in der jeweils geltenden Fassung.

Zu der RiSU sind die nachstehenden ergänzenden  
Bestimmungen zu beachten:

2.1  Zu Abschnitt I

2.1.1  Zu Nummer 3.12.1 Abs. 2
Bei der vereinfachten Kennzeichnung kann auf die Gefahren
hinweise (H-Sätze oder -Ziffern) verzichtet werden, soweit die 
Aussagekraft der Gefahrenpiktogramme und Phrasen die 
Gefahr ausreichend beschreiben (siehe Nummer 4.2 Abs. 6 
TRGS 201).

2.1.2  Zu Nummer 3.12.2 Abs. 1
Gefahrstoffe dürfen nicht in Verkehrswegen (Treppenräumen, 

1. Richtlinie 
zur Sicherheit 
im Unterricht

» Anwendung  
der RiSU in 

Niedersachsen

2. Ergänzende 
Bestimmungen

» RiSU – Ergänzende 
Bestimmungen 

 für Gefahrstoffe
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Flucht- und Rettungswegen, Durchgängen, Durchfahrten 
und engen Höfen), Pausenräumen, Sanitärräumen oder 
Sanitätsräumen gelagert werden (siehe Technische Regeln 
für Gefahrstoffe [TRGS] 510).

2.1.3  Zu Nummer 3.12.3 Abs. 19
Bei der Lagerung außerhalb von Lagern/Sicherheitsschränken 
gemäß TRGS 510 gelten folgende Mengenschwellen je 
abgeschlossenem Gebäude oder Brandabschnitt:

#	 �extrem und leicht entzündbare Flüssigkeiten:  
bis 20 Liter, davon bis 10 Liter extrem entzündbar,

#	 �entzündbare Flüssigkeiten: bis 100 Liter  
(siehe TRGS 510).

2.1.4  Zu Nummer 4.3.1
Die Beschäftigten, die Geräte und Maschinen benutzen, 
sind vor der Aufnahme der Tätigkeit insbesondere über die 
mit der Benutzung verbundenen Gefahren und die Maß-
nahmen zu ihrer Verhütung angemessen zu unterweisen. 
Die Unterweisung muss mindestens einmal jährlich erfolgen 
und ist zu dokumentieren (siehe §  9 BetrSichV).

2.1.5  Zu den Nummern 12 (einleitender Text) und 12.6
Auch im Sportunterricht kann gehörschädigender Lärm auf-
treten (siehe LärmVibrationsArbSchV).

2.2 � Zu Abschnitt III Nrn 1.1 (Fluchtwege)  
und 2.4.4 Ziff. 1.1

Für jeden Unterrichtsraum müssen in demselben Geschoss 
mindestens zwei voneinander unabhängige Rettungswege 
zu Ausgängen ins Freie oder zu notwendigen Treppenräu-
men vorhanden sein. Ein Fenster erfüllt die Anforderungen 
an diesen bauordnungsrechtlich geforderten zweiten Ret-
tungsweg nicht (siehe Nummer 3.1 des Bezugserlasses).

Infolge der Änderungen im Strahlenschutzrecht stimmen 
die Bezüge im Anhang ,Strahlenschutz‘ der RiSU nicht mehr.

Die Regelungen sollen aber – unter Berücksichtigung der 
,Hinweise zu den Änderungen im Strahlenschutzrecht für 
Schulen‘ (Anlage 2) – bis zur Anpassung der RiSU durch die 
Kultusministerkonferenz sinngemäß weiter angewendet 
werden.

Alleine maßgeblich sind das StrlSchG, die StrlSchV  
sowie die AtEV.“

3. Ergänzende 
Bestimmungen 
zum Anhang 
„Strahlen-
schutz“

» RiSU – Ergänzende 
Bestimmungen 
zum Strahlenschutz
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Die Empfehlungen des Anhangs „Strahlenschutz“  
der RiSU werden für verbindlich erklärt, hiervon  
ausgenommen sind die Empfehlungen nach

#	 Abschnitt 8.4.1 Abs. 3 und Abs. 5 Nr. 2,
#	 Abschnitt 8.5 Abs. 4,
#	 Abschnitt 9.4.1 Abs. 3 und
#	 Abschnitt 9.5 Abs. 4.

3.1  Zu Nummer 8.2.6.2
Anträge auf Genehmigung sind vom Strahlenschutzver
antwortlichen (Schulträger) bzw. vom Strahlenschutzbevoll-
mächtigten (Schulleitung) an das zuständige GAA zu richten. 
Nach Erteilung der Genehmigung übersendet die Schule 
eine Kopie hiervon an die NLSchB.

3.2  Zu den Nummern 8.4.1 und 9.4.1
Die Schulträger können die NLSchB ersuchen, die Schullei-
terinnen und Schulleiter ihrer öffentlichen Schulen zu Strah-
lenschutzbevollmächtigten zu benennen. Die NLSchB  
ernennt daraufhin die Schulleiterin oder den Schulleiter  
zur oder zum Strahlenschutzbevollmächtigten.

3.3  Zu den Nummern 8.4.3 und 9.4.3

3.3.1  Die Bestellung (Teil III Muster 2 des Anhangs „Strah-
lenschutz“) erfolgt nach Vorliegen der Fachkundebeschei
nigung durch die Schulleiterin oder den Schulleiter, sofern 
dieser Strahlenschutzbevollmächtigter ist. Jeweils eine Kopie 
der Bestellungsurkunde mit Angaben zu den Aufgaben und 
Befugnissen wird unverzüglich der oder dem Strahlenschutz
beauftragten selbst, dem Personalrat, dem zuständigen 
GAA und der NLSchB übersandt, ggf. ebenso eine Kopie 
der Änderung der Aufgaben und Befugnisse bzw. des Aus-
scheidens der oder des Strahlenschutzbeauftragten aus ihrer 
oder seiner Funktion. Der Mitteilung der Bestellung an das 
GAA ist die Bescheinigung über die erforderliche Fachkunde 
im Strahlenschutz beizufügen (§  70 Abs. 4 StrlSchG).

3.3.2  Die oder der Strahlenschutzbeauftragte hat bei Über-
prüfungen in der Schule, die den Strahlenschutz betreffen, 
anwesend zu sein.

3.3.3  Die oder der Strahlenschutzbeauftragte hat außer-
dem im Rahmen des jeweiligen Aufgabenbereichs dafür  
zu sorgen, dass Transporte von radioaktiven Stoffen mit einer 
aktuellen Aktivität oberhalb der Freigrenzen nach der 
StrlSchV außerhalb des Schulgeländes nur nach Rücksprache 
mit dem zuständigen GAA durchgeführt werden.
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3.4  Zu den Nummern 8.5 und 9.5

3.4.1  Die GAÄ sind für Beratung und Aufsicht im Zusammen-
hang mit der Umsetzung der StrlSchV und der RöV zuständig. 
Sie erteilen ggf. Genehmigungen zum Umgang mit radio
aktiven Stoffen (§  12 Abs. 1 Nr. 3 oder §  12 Abs. 2 StrlSchG) 
und geben Auskunft über die Adressen der behördlich  
zugelassenen Sachverständigen zur Überprüfung der Schul-
röntgeneinrichtungen und der radioaktiven Stoffe.

3.4.2  Zuständige Stelle i. S. von Abs. 1 ist die NLSchB. 
Fachkundebescheinigungen, die die früheren Bezirks
regierungen nach altem Recht ausgestellt haben, gelten 
grundsätzlich weiter.

3.4.3  Die NLSchB führt eine Liste der Schulen, in denen  
radioaktive Stoffe verwendet und Röntgeneinrichtungen 
betrieben werden und den dort bestellten Strahlenschutz-
beauftragten, aus der das Datum der Fachkundebescheini-
gung und die Daten der Fachkundeaktualisierung hervor
gehen. Die NLSchB unterstützt die Schulleiterinnen und 
Schulleiter, indem sie auf anstehende Aktualisierungen  
hinweist.

3.4.4  Kurse zum Neuerwerb der Fachkunde im Strahlen-
schutz für Lehrkräfte öffentlicher Schulen in Niedersachsen, 
die zu Strahlenschutzbeauftragen bestellt werden sollen, 
werden vom NLQ, die Aktualisierungskurse von der NLSchB 
organisiert und in der Veranstaltungsdatenbank (VeDaB) 
veröffentlicht. Die jeweiligen Kurskosten werden für eine 
Strahlenschutzbeauftragte oder einen Strahlenschutzbeauf-
tragten sowie ggf. eine Vertreterin oder einen Vertreter pro 
Schule vom Land getragen. Darüber hinaus muss die Quali-
fizierung weiterer Lehrkräfte aus dem Schulbudget finanziert 
werden.

3.5  Zu den Nummern 8.6.2 und 9.12
Das MU unterrichtet das MK über den Widerruf von Bau-
artzulassungen. Diese Mitteilungen werden durch das MK 
in geeigneter Form den Schulen bekannt gegeben.

3.6  Zu Nummer 8.8

3.6.1  Die oder der zuständige Strahlenschutzbeauftragte 
kann bei einem Umgang mit radioaktiven Stoffen unterhalb 
der Freigrenze oder mit Schulpräparaten mit einer Bauartzu-
lassung, die nach dem 1. 8. 2001 erteilt wurde, die Durch-
führung der Unterweisung von Schülerinnen und Schülern 
auf die nicht fachkundige, aber unterwiesene Fachlehrkraft 
übertragen. Die Unterweisung der Schülerinnen und Schüler 
ist im Klassenbuch zu dokumentieren.
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3.6.2  Mindestens jährlich sind tätigkeitsbezogene Unter
weisungen (Sicherung von Räumen und Schränken gegen  
unbefugten Zutritt oder Zugriff, Verhalten bei Brand oder an-
deren Schadensfällen, Aufsicht bei Handwerkerarbeiten usw.) 
für die Hausmeisterin oder den Hausmeister der Schule  
durchzuführen (§  4 Nr. 7 und §  12 Abs. 1 ArbSchG)  
und zu dokumentieren.

3.7  Zu Nummer 8.10.1
Alternativ zur Folierung oder Handhabung unter Glas 
können die radioaktiven Mineralien z.B. auch in Epoxydharz 
eingegossen oder in geschlossenen Kunststoffboxen aufbe-
wahrt werden.

3.8  Zu den Nummern 8.17 und 8.4.1 Ziff. 10

3.8.1  Das Bestandsverzeichnis ist anstelle des Musters 5 
der RiSU entsprechend dem Muster „Bestandsverzeichnis/
Bestandsmitteilung“ (Anlage 1) zu führen.

3.8.2  Die Regelung des §  85 Abs. 1 Nr. 3 StrlSchV ist für 
alle radioaktiven Stoffe anzuwenden, d. h. auch für Stoffe 
unterhalb der Freigrenze und für Schulpräparate mit einer 
Bauartzulassung, die vor dem 1. 8. 2002 erteilt wurde. Der 
Bestand an radioaktiven Stoffen mit Halbwertzeiten unter 
100 Tagen ist mitzuteilen.

3.9  Zu Nummer 8.19
Die oder der zuständige Strahlenschutzbeauftragte hat 
dafür zu sorgen, dass Transporte von Neutronenquellen 
und radioaktiven Stoffen mit einer aktuellen Aktivität ober-
halb der Freigrenzen nach der StrlSchV außerhalb des  
Schulgeländes nur nach Rücksprache mit dem zuständigen 
GAA durchgeführt werden.

In den durch diesen Gem. RdErl. geregelten Bereichen sind 
fachkundige Lehrkräfte einzusetzen. Als fachkundig gelten 
Lehrkräfte mit dem Abschluss Master of Education oder der 
Ersten Staatsprüfung für ein Lehramt, einer Erweiterungs-
prüfung oder einer anderen Zusatzprüfung oder einem 
abgeschlossenem Drittfachstudium in dem entsprechenden 
Fach, mit einer einschlägigen Berufsausbildung oder dem 
Nachweis der erfolgreichen Teilnahme an einer spezifischen 
Fortbildungsveranstaltung.

Bei Bedarf ist Auskunft und Beratung bei den Fachkräften 
für Arbeitssicherheit im Schulbereich, der zuständigen 
Arbeitsmedizinerin oder dem zuständigen Arbeitsmediziner, 
dem zuständigen gesetzlichen Unfallversicherungsträger 
oder dem zuständigen GAA zu erhalten.

4. Allgemeine 
Hinweise
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Die RiSU ist im Internet unter  
http://www.aug-nds.de/?id=126 abrufbar. Am selben 
Ort ist auch weiteres Material (z.B. Bestellformulare) speziell 
für Schulen zu finden, einschließlich der Adressen wichtiger 
Ansprechpersonen.

Unfallverhütungsvorschriften, Richtlinien und Informationen 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) sind 
im Internet unter http://publikationen.dguv.de veröffentlicht.

Die Anschriften der GAÄ sind im Internet unter  
http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de  
über den Pfad „Wir über uns – Aktuelles lokal > Gewerbe
aufsichtsämter“ abrufbar.

Die Anschrift der Landessammelstelle für radioaktive  
Abfälle Niedersachsen ist im Internet unter  
http://www.lsst.niedersachsen.de abrufbar.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 31. 3. 2014 in  
Kraft und mit Ablauf des 31. 12. 2021 außer Kraft.

– Nicht abgedruckt – 

» Internet

» Internet

» Internet

5. Schlussbe- 
stimmungen

Anlage 1

http://www.aug-nds.de/?id=126
http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de
http://www.lsst.niedersachsen.de
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4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 2/1  Hinweise zu den Änderungen im Strahlenschutzrecht für Schulen

Referenz Text der Vorschrift  
(Hervorhebung nicht amtlich)

Hinweise (in Anlehnung an die amtliche Begründung)

1 §  82 Abs. 1 StrlSchV 

Strahlenschutz in 
Schulen und bei 
Lehr- und Ausbildungs-
verhältnissen

(1) Röntgeneinrichtungen dürfen im 
Zusammenhang mit dem Unterricht 
in allgemeinbildenden Schulen nur 
betrieben werden, wenn sie 
Schulröntgeneinrichtungen sind.

Dieser Absatz übernimmt die Regelung des §  4 Abs. 3 Satz 3 der 
bisherigen RöV und bezieht sich, wie bisher, nur auf allgemeinbildende 
Schulen. Damit betrifft diese Regelung insbesondere keine 
berufsbildenden Schulen.

2 §  82 Abs. 2 StrlSchV

Strahlenschutz in 
Schulen und bei 
Lehr- und Ausbildungs-
verhältnissen

(2) Der Strahlenschutzverantwort
liche hat dafür zu sorgen, dass 
Schüler und Auszubildende bei 
folgenden Tätigkeiten in Schulen 
nur unter Aufsicht einer Lehrkraft 
unmittelbar mitwirken:

1.	� beim Betrieb einer Schul-
röntgeneinrichtung oder 
eines Vollschutzgerätes,

2.	� beim Betrieb einer anderen 
Röntgeneinrichtung oder eines 
genehmigungsbedürftigen 
Störstrahlers und 

3.	� beim genehmigungsbedürfti-
gen Umgang mit radioaktiven 
Stoffen.

Bei Tätigkeiten nach Satz 1 
Nummer 2 und 3 hat der Strahlen-
schutzverantwortliche zudem dafür 
zu sorgen, dass die Lehrkraft nach 
Satz 1 die erforderliche Fachkunde 
im Strahlenschutz besitzt.

Dieser Absatz greift die Regelungen des §  13 Abs. 4 der bisherigen RöV 
und §  45 Abs. 3 der bisherigen StrlSchV auf. Im Unterschied zu Absatz 1 
bezieht sich dieser Absatz nicht nur auf allgemeinbildende Schulen.

Die sehr restriktive Festlegung, dass bei Schulröntgeneinrichtungen 
Schülerinnen und Schüler nur bei Anwesenheit und Aufsicht durch 
eine Strahlenschutzbeauftragte oder einen Strahlenschutzbeauf-
tragten beim Betrieb einer Schulröntgeneinrichtung mitwirken 
dürfen, wurde durch den Verweis auf die Anwesenheit und 
Aufsicht einer Person mit den erforderlichen Kenntnissen ersetzt.

Die ebenfalls sehr restriktive Festlegung, dass Schülerinnen und 
Schüler nur bei Anwesenheit und Aufsicht durch eine Strahlen-
schutzbeauf-tragte oder einen Strahlenschutzbeauftragten beim 
genehmigungsbedürftigen Umgang mit radioaktiven Stoffen 
mitwirken dürfen, wurde durch den Verweis auf die Anwesenheit 
und Aufsicht einer Person mit der erforderlichen Fachkunde im 
Strahlenschutz ersetzt.

Die Einführung des Wortes „unmittelbar“ stellt klar, dass das 
Mitwirken sich auf den konkreten Betrieb der Schulröntgeneinrich-
tung oder den direkten Umgang mit radioaktiven Stoffen 
bezieht.

Falls die Lehrkraft die Schulröntgeneinrichtung bedient oder nur selbst mit 
radioaktiven Stoffen umgeht, ist eine Einweisung der Lehrkraft durch die 
Strahlenschutzbeauftragte oder den Strahlenschutzbeauftragten 
ausreichend, dies kann beispielsweise bei der Verwendung einer 
Schulröntgeneinrichtung im Biologie-, Chemie oder Sachkundeunterricht 
relevant sein.

Beim nicht genehmigungsbedürftigem Umgang, d. h. mit  
bauartzugelassenen Vorrichtungen oder radioaktiven Stoffen 
mit Aktivitäten unterhalb der Freigrenze ist wie bisher auch die 
Anwesenheit der Fachlehrkraft ausreichend.

3 §  82 Abs. 3 StrlSchV

Strahlenschutz in 
Schulen und bei 
Lehr- und Ausbildungs-
verhältnissen

(3) Der für ein Lehr- oder Ausbil-
dungsverhältnis Verantwortliche 
hat dafür zu sorgen, dass durch 
geeignete Schutzmaßnahmen eine 
innere Exposition durch Stoffe, bei 
denen der Umgang nach Anlage 3 
Teil B Nummer 8 genehmigungs-
frei ist, ausgeschlossen wird.

Durch Schutzmaßnahmen ist beim genehmigungsfreien Umgang mit 
Stoffen, die natürliche Radioaktivität enthalten, eine innere Exposition 
auszuschließen.

Dies ergänzt die generellen Schutzvorschriften für den Umgang mit 
offenen radioaktiven Stoffen. Erreichen lässt sich das beispielsweise durch 
die Verwendung von Schutzhandschuhen oder durch das Einschlagen von 
Mineralien in Folie.

Entsprechend den Vorgaben zur Sicherheit im Unterricht (RiSU), wird in 
der Regel die Aufsicht führende Lehrkraft dafür zu sorgen haben, dass 
,Schülerinnen und Schüler persönliche Schutzausrüstungen (Schutzbrillen, 
Schutzhandschuhe) tragen, falls das Experiment oder das Verfahren es 
erfordert‘.

Hinweise zu den Änderungen im Strahlenschutzrecht für Schulen

Anlage 2/1
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4 Rechtliche Grundlagen  Anlage 2/2  Hinweise zu den Änderungen im Strahlenschutzrecht für Schulen

Referenz Text der Vorschrift  
(Hervorhebung nicht amtlich)

Hinweise (in Anlehnung an die amtliche Begründung)

4 Anlage 3 Teil B Nr. 8 
StrlSchV

Genehmigungsfreie 
Tätigkeiten

Genehmigungsfrei nach §  5 
Absatz 1 ist

8. der Umgang mit natürlichen 
radioaktiven Stoffen zum Zwecke 
der Nutzung der Radioaktivität zu 
Lehr- und Ausbildungszwecken, 
wenn die Ortsdosisleistung des 
jeweiligen Stoffes 1 Mikrosievert 
durch Stunde in 0,1 Meter 
Abstand von der berührbaren 
Oberfläche nicht überschreitet, 
...

In Teil B ist Nummer 8 neu hinzugekommen. Diese regelt den 
genehmigungsfreien Umgang mit natürlichen radioaktiven Stoffen zum 
Zweck der Nutzung der Radioaktivität zu Lehr- und Ausbildungszwecken.

Durch diese Regelung soll eine praxistaugliche Möglichkeit geschaffen 
werden, dass im Unterricht die natürliche Radioaktivität von Mineralien 
und Erzen demonstriert und in Versuchen genutzt werden kann. Dies 
gilt auch für Verbrauchsgegenstände, die natürliche radioaktive 
Stoffe enthalten, wie z. B. Backpulver, Thorium-Glühstrümpfe 
oder Kalisalz.

Um eine einfache Unterscheidung zwischen relevanten und nicht 
relevanten Stoffen zu ermöglichen, wird die Ortsdosisleistung des 
jeweiligen Stoffes als Maßstab verwendet.

Als Schwelle wird dabei die Ortsdosisleistung gewählt, die auch bei 
bauartzugelassenen Vorrichtungen zulässig ist.

Für die Verwendung von Konsumgütern wie Urangläsern oder 
Uhren, die auf der Grundlage von früheren Regelungen geneh- 
migungsfrei hergestellt wurden, ist aufgrund von §  206 Abs. 2 
StrlSchG keine Genehmigung erforderlich.

5 Kapitel 2  
Übergangsvorschriften 

§  185 StrSchV 
Bauartzulassung

(§§  16 bis 26 StrSchV)

�Bauartzugelassene Vorrichtungen, 
die sonstige radioaktive Stoffe nach 
§  3 Absatz 1 des Strahlenschutzge-
setzes enthalten oder enthalten 
haben und die gemäß §  208 Absatz 
2, 3 zweiter Teilsatz oder Absatz 4 
des Strahlenschutzgesetzes 
weiterbetrieben werden, hat der 
Inhaber, sofern im Zulassungsschein 
nicht kürzere Fristen vorgesehen 
sind, entsprechend

§  25 Absatz 4 Satz 1 alle zehn 
Jahre nach Auslaufen der 
Bauartzulassung auf Unver-
sehrtheit und Dichtheit prüfen 
zu lassen. Liegt das Auslaufen der 
Bauartzulassung am 31. Dezember 
2018 mehr als zehn Jahre zurück, 
hat die Prüfung der Unversehrtheit 
und Dichtheit spätestens bis zum 
31. Dezember 2021 zu erfolgen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn die Aktivität der in der 
Vorrichtung enthaltenen Stoffe 
unterhalb der Freigrenze liegt.

Diese Vorschrift enthält eine Übergangsregelung für bauartzugelassene 
Vorrichtungen, die sonstige radioaktive Stoffe nach §  3 Abs. 1 Satz 1 
StrlSchG enthalten und die gemäß

§  208 Abs. 2, 3 zweiter Teilsatz oder Abs. 4 StrlSchG weiterbetrieben 
werden.

Die in den Zulassungsscheinen vorgesehenen Fristen für Dicht-
heitsprüfungen von z. B. fünf Jahren bei bauartzugelassenen 
Vorrichtungen, die unterhalb der Freigrenze liegen, sind nicht 
angemessen. Eine Prüfung ist aus radiologischer Sicht nicht 
erforderlich. Auf die Prüfung der Unversehrtheit und Dichtheit 
bei bauartzugelassenen Vorrichtungen (insbesondere Schulstrahler) 
unterhalb der Freigrenzen nach Anlage 4 Tabelle 1 Spalte 2 
StrlSchV sollte verzichtet werden.

Hinweise zu den Änderungen im Strahlenschutzrecht für Schulen

Anlage 2/2
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4 Rechtliche Grundlagen  Niedersächsisches Schulgesetz – NSchG

Niedersächsisches 
Schulgesetz 
(NSchG) 

in der Fassung vom 3. März 1998

§  43 Stellung der Schulleiterin und des Schulleiters
(1)  Jede Schule hat eine Schulleiterin oder einen Schulleiter, 
die oder der die Gesamtverantwortung für die Schule und 
für deren Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung trägt.
(2)  1 Die Schulleiterin ist Vorgesetzte und der Schulleiter ist 
Vorgesetzter aller an der Schule tätigen Personen, besucht 
und berät die an der Schule tätigen Lehrkräfte im Unterricht 
und trifft Maßnahmen zur Personalwirtschaft einschließlich 
der Personalentwicklung. 2 Sie oder er sorgt für die Einhal-
tung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und der 
Schulordnung.
(3)  1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet in  
allen Angelegenheiten, in denen nicht eine Konferenz, der 
Schulvorstand, eine Bildungsgangsgruppe oder eine Fach-
gruppe zuständig ist. 2 Sie oder er trifft die notwendigen 
Maßnahmen in Eilfällen, in denen die vorherige Entschei-
dung eines der in Satz 1 genannten Gremien nicht einge-
holt werden kann, und unterrichtet hiervon das Gremium 
unverzüglich.
(4)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter führt die laufenden 
Verwaltungsgeschäfte; sie oder er hat dabei insbesondere
3.	 die Schule nach außen zu vertreten,
4.	 �den Vorsitz in der Gesamtkonferenz und im Schulvor-

stand zu führen,
5.	 �an berufsbildenden Schulen die Leiterin oder den Leiter 

einer Bildungsgangs- oder Fachgruppe im Benehmen 
mit dieser zu bestimmen,

6.	 �jährlich einen Plan über die Verwendung der Haushalts-
mittel zu erstellen, die Budgets (§  32 Abs. 4 und §  111 
Abs. 1) zu bewirtschaften und über die Verwendung 
der Haushaltsmittel gegenüber dem Schulvorstand 
Rechnung zu legen sowie

7.	 jährlich einen Plan über den Personaleinsatz zu erstellen.
(5)  1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat innerhalb von 
drei Tagen Einspruch einzulegen, wenn nach ihrer oder seiner 
Überzeugung ein Beschluss einer Konferenz, des Schulvor-
standes, eines Ausschusses, einer Bildungsgangsgruppe 
oder einer Fachgruppe
1.	 gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstößt,
2.	 gegen eine behördliche Anordnung verstößt,
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3.	 �gegen allgemein anerkannte pädagogische Grundsätze 
oder Bewertungsmaßstäbe verstößt oder

4.	 �von unrichtigen tatsächlichen Voraussetzungen ausgeht 
oder auf sachfremden Erwägungen beruht.

2 Über die Angelegenheit hat die Konferenz, der Schulvor-
stand oder der Ausschuss in einer Sitzung, die frühestens 
am Tag nach der Einlegung des Einspruchs stattfinden darf, 
nochmals zu beschließen. 3 Hält die Konferenz, der Schul-
vorstand oder der Ausschuss den Beschluss aufrecht, so 
holt die Schulleiterin oder der Schulleiter die Entscheidung 
der Schulbehörde ein. 4 In dringenden Fällen kann die Ent-
scheidung vor einer nochmaligen Beschlussfassung nach 
Satz 3 eingeholt werden. 5 Der Einspruch und das Einholen 
einer schulbehördlichen Entscheidung haben aufschiebende 
Wirkung. 6 Die Sätze 1 bis 5 gelten in Bezug auf Entschei-
dungen, die der oder dem Vorsitzenden einer Teilkonferenz 
übertragen worden sind, entsprechend.

§  108 Schulanlagen und Ausstattung der Schule
(1)  1 Die Schulträger haben die erforderlichen Schulanlagen 
zu errichten, mit der notwendigen Einrichtung auszustatten 
und ordnungsgemäß zu unterhalten. 2 Zu den erforderlichen 
Schulanlagen der Schulen mit regionalem oder überregio
nalem Einzugsbereich gehören auch Schülerwohnheime.
(2)   Raumprogramme für neue Schulanlagen und für Um- 
und Erweiterungsbauten, durch die die Verwendbarkeit von 
Schulanlagen wesentlich beeinflußt wird, sind im Benehmen 
mit der Schulbehörde aufzustellen.
(3)   Das Kultusministerium und die Arbeitsgemeinschaft 
der Kommunalen Spitzenverbände können insbesondere 
aus pädagogischen und hygienischen Gründen sowie aus 
Gründen der Sicherheit und des Umweltschutzes gemein
same Empfehlungen über Umfang und Ausgestaltung der 
Schulgrundstücke und Schulanlagen sowie über die Einrich-
tung der Schulgebäude und die Ausstattung der Schulen 
mit Lehr- und Lernmitteln erlassen.
(4)  1 Die Landkreise sind verpflichtet, die kreisangehörigen 
Schulträger bei der Ausstattung ihrer Schulen mit audiovisu
ellen Medien zu unterstützen. 2 Die Landkreise und kreisfreien 
Städte sollen die Versorgung der Schulen mit audiovisuellen 
Medien koordinieren; sie haben im Benehmen mit der 
Schulbehörde eine geeignete Fachkraft mit der Durchführung 
dieser Aufgabe zu betrauen. 3 Diese kann das Land unent-
geltlich zur Verfügung stellen.

§  111 Übertragung von Rechten des Schulträgers  
auf die Schule
(1)  1 Der Schulträger soll seinen Schulen Mittel zur eigenen 
Bewirtschaftung zuweisen. 2 Soweit diese unmittelbar  
pädagogischen Zwecken dienen, sollen sie für gegenseitig 
deckungsfähig erklärt werden.
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(2)  1 Die Schulleiterin oder der Schulleiter übt das Hausrecht 
und die Aufsicht über die Schulanlage im Auftrag des 
Schulträgers aus. 2 Die Schulleiterin ist Vorgesetzte und der 
Schulleiter ist Vorgesetzter der an der Schule beschäftigten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Dienst des Schul-
trägers stehen.

§  112 Personalkosten
(1)  Das Land trägt die persönlichen Kosten für die Lehrkräfte, 
die Schulassistentinnen und Schulassistenten und die päda-
gogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an öffentlichen 
Schulen sowie das Verwaltungspersonal zur Personal- und 
Mittelbewirtschaftung an öffentlichen berufsbildenden 
Schulen; dazu gehört nicht das Personal von Schülerwohn-
heimen (§  108 Abs. 1 Satz 2).
(2)  1 Zu den persönlichen Kosten gehören die Personalaus
gaben im Sinne des Landeshaushaltsrechts und die Reise-
kosten. 2 Das Land trägt auch die Kosten der wissenschaft
lichen Begleitung von Schulversuchen.

§  113 Sachkosten
(1)  1 Die Schulträger tragen die sächlichen Kosten der öffent
lichen Schulen. 2 Dazu gehören auch die persönlichen Kosten, 
die nicht nach §  112 das Land trägt.
(2)  Von Absatz 1 abweichende Vereinbarungen zwischen 
Land und Schulträger sind möglich
1.	 bei Schulversuchen,
2.	 �bei unterrichtsergänzenden Schulveranstaltungen, die 

zum Erreichen des Bildungszieles einer berufsbildenden 
Schule vorgesehen sind.

(3)  Die Kosten der Abgeltung urheberrechtlicher Vergü-
tungsansprüche für die Vervielfältigung von Unterrichtsma-
terialien trägt das Land.
(4)  1 Im Rahmen ihrer Haushaltsmittel gewähren die Schul-
träger Beihilfen für Schülerinnen und Schüler bei Schulfahr-
ten. 2 Die zur Durchführung von Schulfahrten erforderlichen 
Verträge werden von der Schule im Namen des Landes ab-
geschlossen.
(5)  1 Hat sich das Land in einer Vereinbarung mit einem  
anderen Land verpflichtet, Ausgleichszahlungen für den  
Besuch von Schulen des anderen Landes durch niedersäch-
sische Schülerinnen und Schüler zu leisten, so können die 
Schulträger, in deren Gebiet die Schülerinnen oder Schüler 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre 
Ausbildungs- oder Arbeitsstätte haben, zur Erstattung eines 
angemessenen Anteils der Ausgleichszahlungen herangezo-
gen werden. 2 Das Kultusministerium wird ermächtigt, das 
Nähere durch Verordnung zu regeln.
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Niedersächsisches  
Beamtengesetz 
(NBG) 

in der Fassung vom 25. März 2009

§  81 Mutterschutz und Elternzeit
Die für Beamtinnen und Beamte des Bundes geltenden 
Rechtsvorschriften über den Mutterschutz und die Eltern-
zeit sind entsprechend anzuwenden.

§  82 Arbeitsschutz
(1)  Die aufgrund der §§  18 und 19 des Arbeitsschutz
gesetzes erlassenen Verordnungen der Bundesregierung 
gelten entsprechend.
[…]
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Niedersächsisches 
Nichtraucherschutz
gesetz 
(Nds.NiRSG)  

Vom 12.Juli 2007 (Nds.GVBl. Nr.21/2007 S.337), geändert durch Gesetz  
vom 10.12.2008 (Nds.GVBl. Nr.25/2008 S.380) – VORIS 21069 – 

§  1 Rauchverbot 
(1)  1Das Rauchen ist in Niedersachsen verboten in  
vollständig umschlossenen Räumlichkeiten 
1.	 […]
5.	� von Schulen im Sinne des §  1 Abs. 2 des Nieder- 

sächsischen Schulgesetzes,  
[…] 

8.	� von Sporthallen und Hallenbädern sowie von sonstigen 
Gebäuden, in denen Sport ausgeübt wird, soweit  
die Räumlichkeiten öffentlich zugänglich sind und der 
Sportausübung dienen,  
[…].  
2Bei öffentlichen Schulen im Sinne des §  1 Abs. 3 des 
Niedersächsischen Schulgesetzes und bei Einrichtungen 
der Kinder- oder Jugendhilfe im Sinne des Satzes 1  
Nr. 6 ist das Rauchen auch auf den zur Einrichtung  
gehörenden Hof- und Freiflächen verboten.  
[…]

(3)  Für vollständig umschlossene Räumlichkeiten, deren  
Fläche auf Dauer gemeinschaftlich mit anderen Einrichtungen 
genutzt wird, gilt ein Rauchverbot nur, wenn für alle an der 
Nutzung beteiligten Einrichtungen ein Rauchverbot nach 
Absatz 1 Satz 1 gilt. 
(4)  Auf die Rauchverbote ist an den öffentlichen Zugängen 
der Einrichtungen und der Gebäude deutlich sichtbar hinzu-
weisen. 

§  3 Verantwortlichkeit für die Umsetzung  
des Rauchverbotes 
1 Für die Einhaltung der nach diesem Gesetz bestehenden 
Verpflichtungen sind verantwortlich 
1.	 �die Inhaberin oder der Inhaber des Hausrechts für die  

jeweilige Einrichtung im Sinne von §  1 Abs. 1 Satz 1 
Nrn. 1 bis 9 oder für die Räumlichkeit in §  1 Abs. 2  
Satz 2 oder Abs. 3, 
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2.	 �die Betreiberin oder der Betreiber der Gaststätte  
im Sinne von §  1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 oder des  
Flughafens nach §  1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 

3.	 �und die von diesen Beauftragten. 2Wenn einer verant-
wortlichen Person nach Satz 1 ein Verstoß gegen das 
Rauchverbot bekannt wird, hat sie im Rahmen des 
Hausrechts die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um derartige Verstöße zu verhindern. 

§  4 Verantwortung für öffentliche Spielplätze 
Die Gemeinden sind für den Schutz der Benutzerinnen  
und Benutzer von öffentlichen Spielplätzen vor Passivrauchen 
und vor den Gefahren verantwortlich, die von beim Rauchen 
entstehenden Abfällen ausgehen.

§  5 Ordnungswidrigkeiten 
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
1.	 �entgegen §  1 Abs. 1 Satz 1 oder 2, Abs. 2 Satz 2  

oder Abs. 3 raucht, ohne dass eine Ausnahme nach  
§  2 vorliegt, 

2.	 �einer Hinweispflicht nach §  1 Abs. 4 nicht nachkommt 
oder 

3.	 in den Fällen des §  3 Satz 2 Maßnahmen nicht ergreift. 
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
geahndet werden. 

[§  6 – Überprüfung des Gesetzes]
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Neuntes Buch  
Sozialgesetzbuch
(SGB IX) 

Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 

§  167 Prävention
(1)  Der Arbeitgeber schaltet bei Eintreten von personen-, 
verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im  
Arbeits- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis, die zur 
Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, möglichst 
frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung und die in 
§  176 genannten Vertretungen sowie das Integrationsamt 
ein, um mit ihnen alle Möglichkeiten und alle zur Verfügung 
stehenden Hilfen zur Beratung und mögliche finanzielle Leis-
tungen zu erörtern, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt 
werden können und das Arbeits- oder sonstige Beschäfti-
gungsverhältnis möglichst dauerhaft fortgesetzt werden 
kann.
(2)  Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs 
Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig, 
klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertre-
tung im Sinne des §  176, bei schwerbehinderten Menschen 
außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zu-
stimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Mög-
lichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden 
werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter 
Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten 
werden kann (betriebliches Eingliederungsmanagement). 
Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt hin-
zugezogen. Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher  
Vertreter ist zuvor auf die Ziele des betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements sowie auf Art und Umfang der hierfür 
erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen. Kommen 
Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeits-
leben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die Rehabilita
tionsträger oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das 
Integrationsamt hinzugezogen. Diese wirken darauf hin, dass 
die erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverzüglich bean-
tragt und innerhalb der Frist des §  14 Absatz 2 Satz 2 erbracht 
werden. Die zuständige Interessenvertretung im Sinne des 
§  176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem die 
Schwerbehindertenvertretung, können die Klärung verlangen. 
Sie wachen darüber, dass der Arbeitgeber die ihm nach dieser 
Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt.

» Betriebliches  
Eingliederungs
management – 

BEM
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(3)  Die Rehabilitationsträger und die Integrationsämter 
können Arbeitgeber, die ein betriebliches Eingliederungs-
management einführen, durch Prämien oder einen Bonus 
fördern.

§  176 Aufgaben des Betriebs-, Personal-, Richter-, 
Staatsanwalts- und Präsidialrates
Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- und Präsidialrat 
fördern die Eingliederung schwerbehinderter Menschen. Sie 
achten insbesondere darauf, dass die dem Arbeitgeber nach 
den §§  154, 155 und 164 bis 167 obliegenden Verpflichtun-
gen erfüllt werden; sie wirken auf die Wahl der Schwerbe-
hindertenvertretung hin.
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Gesetz zum Schutz  
von Müttern bei der 
Arbeit, in der Ausbildung 
und im Studium 
(Mutterschutzgesetz – MuSchG) 

Das Gesetz wurde als Art. 1 des G v. 23.5.2017 I 1228 vom Bundestag mit Zustim-
mung des Bundesrates beschlossen. Es ist gem. Art. 10 Abs. 1 Satz 1 dieses G am 
1.1.2018 in Kraft getreten. §  32 Abs. 1 Nummer 6 tritt gem. Art. 10 Abs. 1 Satz 3 
dieses G am 1.1.2019 in Kraft

§  1 Anwendungsbereich, Ziel des Mutterschutzes
(1)  Dieses Gesetz schützt die Gesundheit der Frau und  
ihres Kindes am Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz 
während der Schwangerschaft, nach der Entbindung  
und in der Stillzeit. Das Gesetz ermöglicht es der Frau, 
ihre Beschäftigung oder sonstige Tätigkeit in dieser Zeit 
ohne Gefährdung ihrer Gesundheit oder der ihres Kindes 
fortzusetzen und wirkt Benachteiligungen während der 
Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der Still-
zeit entgegen. Regelungen in anderen Arbeitsschutzge-
setzen bleiben unberührt.
(2)  Dieses Gesetz gilt für Frauen in einer Beschäftigung  
im Sinne von §  7 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch. Unabhängig davon, ob ein solches Beschäftigungs-
verhältnis vorliegt, gilt dieses Gesetz auch für 
1.	 �Frauen in betrieblicher Berufsbildung und Praktikan

tinnen im Sinne von §  26 des Berufsbildungsgesetzes,
2.	 �Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für  

behinderte Menschen beschäftigt sind,
3.	 �Frauen, die als Entwicklungshelferinnen im Sinne des Ent-

wicklungshelfer-Gesetzes tätig sind, jedoch mit der Maß-
gabe, dass die §§  18 bis 22 auf sie nicht anzuwenden sind,

4.	 �Frauen, die als Freiwillige im Sinne des Jugendfreiwilligen
dienstegesetzes oder des Bundesfreiwilligendienstge-
setzes tätig sind,

5.	 �Frauen, die als Mitglieder einer geistlichen Gossenschaft, 
Diakonissen oder Angehörige einer ähnlichen Gemein-
schaft auf einer Planstelle oder aufgrund eines Gestel-
lungsvertrages für diese tätig werden, auch während 
der Zeit ihrer dortigen außerschulischen Ausbildung,

4 Rechtliche Grundlagen  Mutterschutzgesetz – MuSchG
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6.	 �Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind, und ihnen 
Gleichgestellte im Sinne von §  1 Absatz 1 und 2  
des Heimarbeitsgesetzes, soweit sie am Stück mitar-
beiten, jedoch mit der Maßgabe, dass die §§  10 und 
14 auf sie nicht anzuwenden sind und §  9 Absatz 1 
bis 5 auf sie entsprechend anzuwenden ist,

7.	 �Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbst
ständigkeit als arbeitnehmerähnliche Person anzusehen 
sind, jedoch mit der Maßgabe, dass die §§  18, 19  
Absatz 2 und §  20 auf sie nicht anzuwenden sind, und

8.	 �Schülerinnen und Studentinnen, soweit die Ausbil-
dungsstelle Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungs
veranstaltung verpflichtend vorgibt oder die ein im 
Rahmen der schulischen oder hochschulischen Aus-
bildung verpflichtend vorgegebenes Praktikum ab
leisten, jedoch mit der Maßgabe, dass die §§  17 bis 
24 auf sie nicht anzuwenden sind.

(3)  Das Gesetz gilt nicht für Beamtinnen und Richterinnen. 
Das Gesetz gilt ebenso nicht für Soldatinnen, auch soweit 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt sind, es sei 
denn, sie werden aufgrund dienstlicher Anordnung oder 
Gestattung außerhalb des Geschäftsbereiches des Bundes-
ministeriums der Verteidigung tätig.
(4)  Dieses Gesetz gilt für jede Person, die schwanger ist, 
ein Kind geboren hat oder stillt. Die Absätze 2 und 3  
gelten entsprechend.

§  2 Begriffsbestimmungen
(1)  Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist die natürliche 
oder juristische Person oder die rechtsfähige Personen-
gesellschaft, die Personen nach §  1 Absatz 2 Satz 1 be-
schäftigt. Dem Arbeitgeber stehen gleich: 
1.	 �die natürliche oder juristische Person oder die rechts-

fähige Personengesellschaft, die Frauen im Fall von  
§  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 ausbildet oder für  
die Praktikantinnen im Fall von §  1 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 tätig sind,

2.	 �der Träger der Werkstatt für behinderte Menschen  
im Fall von §  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2,

3.	 �der Träger des Entwicklungsdienstes im Fall von  
§  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3,

4.	 �die Einrichtung, in der der Freiwilligendienst nach 
dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder nach dem 
Bundesfreiwilligendienstgesetz im Fall von §  1 Absatz 
2 Satz 2 Nummer 4 geleistet wird,

5.	 �die geistliche Genossenschaft und ähnliche Gemein-
schaft im Fall von §  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5,

6.	 �der Auftraggeber und der Zwischenmeister von  
Frauen im Fall von §  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6,

7.	 �die natürliche oder juristische Person oder die rechts
fähige Personengesellschaft, für die Frauen im Sinne 
von §  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 7 tätig sind, und
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8.	 �die natürliche oder juristische Person oder die rechts
fähige Personengesellschaft, mit der das Ausbildungs- 
oder Praktikumsverhältnis im Fall von §  1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 besteht (Ausbildungsstelle).

(2)  Eine Beschäftigung im Sinne der nachfolgenden  
Vorschriften erfasst jede Form der Betätigung, die eine 
Frau im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses nach  
§  1 Absatz 2 Satz 1 oder die eine Frau im Sinne von §  1 
Absatz 2 Satz 2 im Rahmen ihres Rechtsverhältnisses zu 
ihrem Arbeitgeber nach §  2 Absatz 1 Satz 2 ausübt.
(3)  Ein Beschäftigungsverbot im Sinne dieses Gesetzes  
ist nur ein Beschäftigungsverbot nach den §§  3 bis 6, 10 
Absatz 3, §  13 Absatz 1 Nummer 3 und §  16. Für eine in 
Heimarbeit beschäftigte Frau und eine ihr Gleichgestellte 
tritt an die Stelle des Beschäftigungsverbots das Verbot  
der Ausgabe von Heimarbeit nach den §§  3, 8, 13 Absatz 
2 und §  16. Für eine Frau, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Person an-
zusehen ist, tritt an die Stelle des Beschäftigungsverbots 
nach Satz 1 die Befreiung von der vertraglich vereinbarten 
Leistungspflicht; die Frau kann sich jedoch gegenüber der 
dem Arbeitgeber gleichgestellten Person oder Gesellschaft 
im Sinne von Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 dazu bereit er-
klären, die vertraglich vereinbarte Leistung zu erbringen.
(4)  Alleinarbeit im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn 
der Arbeitgeber eine Frau an einem Arbeitsplatz in seinem 
räumlichen Verantwortungsbereich beschäftigt, ohne 
dass gewährleistet ist, dass sie jederzeit den Arbeitsplatz 
verlassen oder Hilfe erreichen kann.
(5)  Arbeitsentgelt im Sinne dieses Gesetzes ist das  
Arbeitsentgelt, das nach §  14 des Vierten Buches  
Sozialgesetzbuch in Verbindung mit einer aufgrund des  
§  17 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch erlassenen  
Verordnung bestimmt wird. Für Frauen im Sinne von  
§  1 Absatz 2 Satz 2 gilt als Arbeitsentgelt ihre jeweilige  
Vergütung.

§  3 Schutzfristen vor und nach der Entbindung
(1)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau in den  
letzten sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäf
tigen (Schutzfrist vor der Entbindung), soweit sie sich 
nicht zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklärt. Sie 
kann die Erklärung nach Satz 1 jederzeit mit Wirkung  
für die Zukunft widerrufen. Für die Berechnung der 
Schutzfrist vor der Entbindung ist der voraussichtliche  
Tag der Entbindung maßgeblich, wie er sich aus dem 
ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer Hebamme 
oder eines Entbindungspflegers ergibt. Entbindet eine 
Frau nicht am voraussichtlichen Tag, verkürzt oder  
verlängert sich die Schutzfrist vor der Entbindung  
entsprechend.
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(2)  Der Arbeitgeber darf eine Frau bis zum Ablauf von  
acht Wochen nach der Entbindung nicht beschäftigen 
(Schutzfrist nach der Entbindung). Die Schutzfrist nach  
der Entbindung verlängert sich auf zwölf Wochen 
1.	 bei Frühgeburten,
2.	 bei Mehrlingsgeburten und,
3.	 �wenn vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung 

bei dem Kind eine Behinderung im Sinne von §  2 Ab-
satz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
ärztlich festgestellt wird.

4.	 �Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich die Schutz-
frist nach der Entbindung nach Satz 1 oder nach Satz 2 
um den Zeitraum der Verkürzung der Schutzfrist vor 
der Entbindung nach Absatz 1 Satz 4. Nach Satz 2 
Nummer 3 verlängert sich die Schutzfrist nach der Ent-
bindung nur, wenn die Frau dies beantragt.

(3)  Die Ausbildungsstelle darf eine Frau im Sinne von §  1 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 bereits in der Schutzfrist nach 
der Entbindung im Rahmen der schulischen oder hochschu-
lischen Ausbildung tätig werden lassen, wenn die Frau dies 
ausdrücklich gegenüber ihrer Ausbildungsstelle verlangt. 
Die Frau kann ihre Erklärung jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen.
(4)  Der Arbeitgeber darf eine Frau nach dem Tod ihres  
Kindes bereits nach Ablauf der ersten zwei Wochen  
nach der Entbindung beschäftigen, wenn 
1.	 die Frau dies ausdrücklich verlangt und
2.	 nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht.
3.	 �Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1  

jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§  4 Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit
(1)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende 
Frau, die 18 Jahre oder älter ist, nicht mit einer Arbeit be-
schäftigen, die die Frau über achteinhalb Stunden täglich 
oder über 90 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu leisten 
hat. Eine schwangere oder stillende Frau unter 18 Jahren 
darf der Arbeitgeber nicht mit einer Arbeit beschäftigen, 
die die Frau über acht Stunden täglich oder über 80 Stunden 
in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. In die Doppel
woche werden die Sonntage eingerechnet. Der Arbeitgeber 
darf eine schwangere oder stillende Frau nicht in einem 
Umfang beschäftigen, der die vertraglich vereinbarte  
wöchentliche Arbeitszeit im Durchschnitt des Monats 
übersteigt. Bei mehreren Arbeitgebern sind die Arbeits
zeiten zusammenzurechnen.
(2)  Der Arbeitgeber muss der schwangeren oder stillenden 
Frau nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine un-  
unterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stunden  
gewähren.
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§  5 Verbot der Nachtarbeit
(1)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende 
Frau nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Er darf 
sie bis 22 Uhr beschäftigen, wenn die Voraussetzungen des 
§  28 erfüllt sind.
(2)  Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder  
stillende Frau im Sinne von §  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
8 nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr im Rahmen der schu-
lischen oder hochschulischen Ausbildung tätig werden 
lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an Ausbildungsveran- 
staltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen, wenn 
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 �die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser  

Zeit erforderlich ist und
3.	 �insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für 

die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit 
ausgeschlossen ist.

4.	 �Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung 
nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen.

§  6 Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit
(1)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende 
Frau nicht an Sonn- und Feiertagen beschäftigen. Er darf  
sie an Sonn- und Feiertagen nur dann beschäftigen, wenn 
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 �eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot der Arbeit an 

Sonn- und Feiertagen nach §  10 des Arbeitszeitgesetzes 
zugelassen ist,

3.	 �der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununter-
brochene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein 
Ersatzruhetag gewährt wird und

4.	 �insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für 
die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit 
ausgeschlossen ist.

5.	 �Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung 
nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen.

(2)  Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder  
stillende Frau im Sinne von §  1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 
8 nicht an Sonn- und Feiertagen im Rahmen der schuli-
schen oder hochschulischen Ausbildung tätig werden  
lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an Ausbildungsver-
anstaltungen an Sonn- und Feiertagen teilnehmen lassen, 
wenn 
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 �die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit  

erforderlich ist,
3.	 �der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununter-

brochene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden  
ein Ersatzruhetag gewährt wird und 
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4.	 �insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für 
die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit 
ausgeschlossen ist.

5.	 �Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung 
nach Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen.

§  7 Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
(1)  Der Arbeitgeber hat eine Frau für die Zeit freizustellen, 
die zur Durchführung der Untersuchungen im Rahmen der 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei 
Schwangerschaft und Mutterschaft erforderlich sind.  
Entsprechendes gilt zugunsten einer Frau, die nicht in  
der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist.
(2)  Der Arbeitgeber hat eine stillende Frau auf ihr Ver
langen während der ersten zwölf Monate nach der Ent
bindung für die zum Stillen erforderliche Zeit freizustellen,  
mindestens aber zweimal täglich für eine halbe Stunde oder 
einmal täglich für eine Stunde. Bei einer zusammenhängenden 
Arbeitszeit von mehr als acht Stunden soll auf Verlangen 
der Frau zweimal eine Stillzeit von mindestens 45 Minuten 
oder, wenn in der Nähe der Arbeitsstätte keine Stillgelegen-
heit vorhanden ist, einmal eine Stillzeit von mindestens  
90 Minuten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt als zusam-
menhängend, wenn sie nicht durch eine Ruhepause von 
mehr als zwei Stunden unterbrochen wird.

§  8 Beschränkung von Heimarbeit
(1)  Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf Heim
arbeit an eine schwangere in Heimarbeit beschäftigte  
Frau oder an eine ihr Gleichgestellte nur in solchem Umfang 
und mit solchen Fertigungsfristen ausgeben, dass die Arbeit 
werktags während einer achtstündigen Tagesarbeitszeit 
ausgeführt werden kann.
(2)  Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf Heim
arbeit an eine stillende in Heimarbeit beschäftigte Frau oder 
an eine ihr Gleichgestellte nur in solchem Umfang und mit 
solchen Fertigungsfristen ausgeben, dass die Arbeit werk-
tags während einer siebenstündigen Tagesarbeitszeit aus-
geführt werden kann.

§  9 �Gestaltung der Arbeitsbedingungen;  
unverantwortbare Gefährdung

(1)  Der Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der Arbeits
bedingungen einer schwangeren oder stillenden Frau alle 
aufgrund der Gefährdungsbeurteilung nach §  10 erforder
lichen Maßnahmen für den Schutz ihrer physischen und 
psychischen Gesundheit sowie der ihres Kindes zu treffen. 
Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen 
und erforderlichenfalls den sich ändernden Gegebenheiten 
anzupassen. Soweit es nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes verantwortbar ist, ist der Frau auch während der 

» Gefährdungs
beurteilung  
„Mutterschutz“
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Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit 
die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. Nachteile 
aufgrund der Schwangerschaft, der Entbindung oder der 
Stillzeit sollen vermieden oder ausgeglichen werden.
(2)  Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen so zu  
gestalten, dass Gefährdungen einer schwangeren oder  
stillenden Frau oder ihres Kindes möglichst vermieden werden 
und eine unverantwortbare Gefährdung ausgeschlossen wird. 
Eine Gefährdung ist unverantwortbar, wenn die Eintritts- 
wahrscheinlichkeit einer Gesundheitsbeeinträch-tigung an-
gesichts der zu erwartenden Schwere des möglichen Gesund-
heitsschadens nicht hinnehmbar ist. Eine unverantwort
bare Gefährdung gilt als ausgeschlossen, wenn der Arbeit
geber alle Vorgaben einhält, die aller Wahrscheinlichkeit nach 
dazu führen, dass die Gesundheit einer schwangeren oder 
stillenden Frau oder ihres Kindes nicht beeinträchtigt wird.
(3)  Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die schwan
gere oder stillende Frau ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz,  
soweit es für sie erforderlich ist, kurz unterbrechen kann.  
Er hat darüber hinaus sicherzustellen, dass sich die schwan
gere oder stillende Frau während der Pausen und Arbeits-
unterbrechungen unter geeigneten Bedingungen hinlegen, 
hinsetzen und ausruhen kann.
(4)  Alle Maßnahmen des Arbeitgebers nach diesem Unter-
abschnitt sowie die Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
nach §  10 müssen dem Stand der Technik, der Arbeitsme
dizin und der Hygiene sowie den sonstigen gesicherten  
wissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen. Der Arbeit-
geber hat bei seinen Maßnahmen die vom Ausschuss für 
Mutterschutz ermittelten und nach §  30 Absatz 4 im Gemein-
samen Ministerialblatt veröffentlichten Regeln und Erkenntnis-
se zu berücksichtigen; bei Einhaltung dieser Regeln und bei 
Beachtung dieser Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass  
die in diesem Gesetz gestellten Anforderungen erfüllt sind.
(5)  Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkundige 
Personen schriftlich damit beauftragen, ihm obliegende 
Aufgaben nach diesem Unterabschnitt in eigener Verant-
wortung wahrzunehmen.
(6)  Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf der 
Arbeitgeber nicht den Personen auferlegen, die bei ihm be- 
schäftigt sind. Die Kosten für Zeugnisse und Bescheinigungen, 
die die schwangere oder stillende Frau auf Verlangen des  
Arbeitgebers vorzulegen hat, trägt der Arbeitgeber.

§  10 �Beurteilung der Arbeitsbedingungen;  
Schutzmaßnahmen

(1)  Im Rahmen der Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
nach §  5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber  
für jede Tätigkeit 
1.	 �die Gefährdungen nach Art, Ausmaß und Dauer zu  

beurteilen, denen eine schwangere oder stillende Frau 
oder ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann, und
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2.	 �unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Beurteilung 
der Gefährdung nach Nummer 1 zu ermitteln, ob für 
eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind vor-
aussichtlich  
a)  keine Schutzmaßnahmen erforderlich sein werden, 
b)  eine Umgestaltung der Arbeitsbedingungen nach  
§  13 Absatz 1 Nummer 1 erforderlich sein wird oder 
c)  eine Fortführung der Tätigkeit der Frau an diesem 
Arbeitsplatz nicht möglich sein wird. 
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung 
eines Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit ausreichend.

(2)  Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass 
sie schwanger ist oder stillt, hat der Arbeitgeber unverzüglich 
die nach Maßgabe der Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 
1 erforderlichen Schutzmaßnahmen festzulegen. Zusätzlich 
hat der Arbeitgeber der Frau ein Gespräch über weitere An-
passungen ihrer Arbeitsbedingungen anzubieten.
(3) � Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende 

Frau nur diejenigen Tätigkeiten ausüben lassen, für die 
er die erforderlichen Schutzmaßnahmen nach Absatz  
2 Satz 1 getroffen hat.

§  11 �Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen 
für schwangere Frauen

(1)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätig-
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß Gefahrstoffen aus-
gesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine unverant-
wortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere 
vor, wenn die schwangere Frau Tätigkeiten ausübt oder 
Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie folgenden 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann: 
1.	 �Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs I  

zur Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen  
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von 
Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung 
der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 
353 vom 31.12.2008, S. 1) zu bewerten sind  
a)  als reproduktionstoxisch nach der Kategorie 1A,  
1B oder 2 oder nach der Zusatzkategorie für Wirkungen 
auf oder über die Laktation, 
b)  als keimzellmutagen nach der Kategorie 1A oder 1B, 
c)  als karzinogen nach der Kategorie 1A oder 1B, 
d)  als spezifisch zielorgantoxisch nach einmaliger  
Exposition nach der Kategorie 1 oder 
e)  als akut toxisch nach der Kategorie 1, 2 oder 3,

2.	 �Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass 
diese Stoffe vom menschlichen Körper aufgenommen 
werden, oder
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3.	 �Gefahrstoffen, die als Stoffe ausgewiesen sind, die auch 
bei Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben 
möglicherweise zu einer Fruchtschädigung führen können.

4.	 ��Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz  
1 oder 2 gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn  
a)  für den jeweiligen Gefahrstoff die arbeitsplatzbezoge-
nen Vorgaben eingehalten werden und es sich um einen 
Gefahrstoff handelt, der als Stoff ausgewiesen ist, der bei 
Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben hinsicht-
lich einer Fruchtschädigung als sicher bewertet wird, oder 
b)  der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die Plazenta-
schranke zu überwinden, oder aus anderen Gründen 
ausgeschlossen ist, dass eine Fruchtschädigung eintritt, 
und 2. wenn der Gefahrstoff nach den Kriterien des 
Anhangs I zur Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 nicht  
als reproduktionstoxisch nach der Zusatzkategorie für  
Wirkungen auf oder über die Laktation zu bewerten  
ist. Die vom Ausschuss für Mutterschutz ermittelten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse sind zu beachten.

(2)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätig- 
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß mit Biostoffen der 
Risikogruppe 2, 3 oder 4 im Sinne von §  3 Absatz 1 der  
Biostoffverordnung in Kontakt kommt oder kommen kann, 
dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung 
im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere vor, wenn die schwan-
gere Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbedingungen  
ausgesetzt ist, bei denen sie mit folgenden Biostoffen  
in Kontakt kommt oder kommen kann: 
1.	 �mit Biostoffen, die in die Risikogruppe 4 im Sinne von  

§  3 Absatz 1 der Biostoffverordnung einzustufen sind, 
oder

2.	 mit Rötelnvirus oder mit Toxoplasma.
3.	 �Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit 

Biostoffen im Sinne von Satz 1 oder 2 therapeutische 
Maßnahmen erforderlich macht oder machen kann, die 
selbst eine unverantwortbare Gefährdung darstellen. 
Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 
oder 2 gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn die 
schwangere Frau über einen ausreichenden Immun-
schutz verfügt.

(3)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätig-
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie physikalischen Einwirkungen in  
einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt. Als physikalische Einwirkungen im Sinne von 
Satz 1 sind insbesondere zu berücksichtigen: 
1.	 ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen,
2.	 Erschütterungen, Vibrationen und Lärm sowie
3.	 Hitze, Kälte und Nässe.
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(4)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätig-
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie einer belastenden Arbeitsumge-
bung in einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies 
für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt. Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau insbe-
sondere keine Tätigkeiten ausüben lassen 
1.	 �in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von  

§  2 der Druckluftverordnung,
2.	 in Räumen mit sauerstoffreduzierter Atmosphäre oder
3.	 im Bergbau unter Tage.
(5)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätig-
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie körperlichen Belastungen oder 
mechanischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt ist 
oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine un-
verantwortbare Gefährdung darstellt. Der Arbeitgeber darf 
eine schwangere Frau insbesondere keine Tätigkeiten aus-
üben lassen, bei denen 
1.	 �sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmäßig Lasten  

von mehr als 5 Kilogramm Gewicht oder gelegentlich 
Lasten von mehr als 10 Kilogramm Gewicht von Hand 
heben, halten, bewegen oder befördern muss,

2.	 �sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten von Hand  
heben, halten, bewegen oder befördern muss und  
dabei ihre körperliche Beanspruchung der von Arbeiten 
nach Nummer 1 entspricht,

3.	 �sie nach Ablauf des fünften Monats der Schwanger-
schaft überwiegend bewegungsarm ständig stehen 
muss und wenn diese Tätigkeit täglich vier Stunden 
überschreitet,

4.	 �sie sich häufig erheblich strecken, beugen, dauernd  
hocken, sich gebückt halten oder sonstige Zwangs
haltungen einnehmen muss,

5.	 �sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies 
für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefähr-
dung darstellt,

6.	 �Unfälle, insbesondere durch Ausgleiten, Fallen oder 
Stürzen, oder Tätlichkeiten zu befürchten sind, die für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellen,

7.	 �sie eine Schutzausrüstung tragen muss und das Tragen 
eine Belastung darstellt oder

8.	 �eine Erhöhung des Drucks im Bauchraum zu befürchten 
ist, insbesondere bei Tätigkeiten mit besonderer Fuß
beanspruchung.

(6)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau folgende 
Arbeiten nicht ausüben lassen: 
1.	 �Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch 

ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt er-
zielt werden kann,

2.	 Fließarbeit oder
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3.	 �getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, 
wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die 
schwangere Frau oder für ihr Kind eine unverantwort-
bare Gefährdung darstellt.

§  12 �Unzulässige Tätigkeiten und  
Arbeitsbedingungen für stillende Frauen

(1)  Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätig
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie in einem Maß Gefahrstoffen aus-
gesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind 
eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine unverant-
wortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbeson
dere vor, wenn die stillende Frau Tätigkeiten ausübt oder 
Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie folgenden 
Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann: 
1.	 �Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs I  

zur Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 als reproduktions-
toxisch nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf 
oder über die Laktation zu bewerten sind oder

2.	 �Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass 
diese Stoffe vom menschlichen Körper aufgenommen 
werden.

(2)  Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 
3 oder 4 im Sinne von §  3 Absatz 1 der Biostoffverordnung in 
Kontakt kommt oder kommen kann, dass dies für sie oder für 
ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine un-
verantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbe-
sondere vor, wenn die stillende Frau Tätigkeiten ausübt oder 
Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit Biostof-
fen in Kontakt kommt oder kommen kann, die in die Risiko-
gruppe 4 im Sinne von §  3 Absatz 1 der Biostoffverordnung 
einzustufen sind. Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der 
Kontakt mit Biostoffen im Sinne von Satz 1 oder 2 therapeu
tische Maßnahmen erforderlich macht oder machen kann, die 
selbst eine unverantwortbare Gefährdung darstellen. Eine 
unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 oder 2 
gilt als ausgeschlossen, wenn die stillende Frau über einen 
ausreichenden Immunschutz verfügt.
(3)  Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätig
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie physikalischen Einwirkungen in  
einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie 
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt. Als physikalische Einwirkungen im Sinne von Satz 1 
sind insbesondere ionisierende und nicht ionisierende  
Strahlungen zu berücksichtigen.
(4)  Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätig
keiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen 
aussetzen, bei denen sie einer belastenden Arbeitsumgebung 
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in einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt. Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau insbeson-
dere keine Tätigkeiten ausüben lassen 
1.	 �in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von §  2 der 

Druckluftverordnung oder
2.	 �im Bergbau unter Tage.
(5)  Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau folgende Arbeiten 
nicht ausüben lassen: 
1.	 �Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch 

ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt er-
zielt werden kann,

2.	 Fließarbeit oder
3.	 �getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, 

wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die 
stillende Frau oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt.

§  13 �Rangfolge der Schutzmaßnahmen: Umgestaltung 
der Arbeitsbedingungen, Arbeitsplatzwechsel 
und betriebliches Beschäftigungsverbot

(1)  Werden unverantwortbare Gefährdungen im Sinne von 
§  9, §  11 oder §  12 festgestellt, hat der Arbeitgeber für jede 
Tätigkeit einer schwangeren oder stillenden Frau Schutz-
maßnahmen in folgender Rangfolge zu treffen: 
1.	 �Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen für die 

schwangere oder stillende Frau durch Schutzmaßnah-
men nach Maßgabe des §  9 Absatz 2 umzugestalten.

2.	 �Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen 
für die schwangere oder stillende Frau nicht durch die 
Umgestaltung der Arbeitsbedingungen nach Nummer 1 
ausschließen oder ist eine Umgestaltung wegen des 
nachweislich unverhältnismäßigen Aufwandes nicht zu-
mutbar, hat der Arbeitgeber die Frau an einem anderen 
geeigneten Arbeitsplatz einzusetzen, wenn er einen 
solchen Arbeitsplatz zur Verfügung stellen kann und 
dieser Arbeitsplatz der schwangeren oder stillenden 
Frau zumutbar ist.

3.	 �Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen 
für die schwangere oder stillende Frau weder durch 
Schutzmaßnahmen nach Nummer 1 noch durch einen 
Arbeitsplatzwechsel nach Nummer 2 ausschließen, darf 
er die schwangere oder stillende Frau nicht weiter be-
schäftigen.

(2)  Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf keine 
Heimarbeit an schwangere oder stillende Frauen ausgeben, 
wenn unverantwortbare Gefährdungen nicht durch Schutz-
maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1 ausgeschlossen 
werden können.
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§  14 Dokumentation und Information durch  
den Arbeitgeber
(1)  Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der Arbeitsbe
dingungen nach §  10 durch Unterlagen zu dokumentieren,  
aus denen Folgendes ersichtlich ist: 
1.	 �das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach §  10 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und der Bedarf an Schutz-
maßnahmen nach §  10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,

2.	 �die Festlegung der erforderlichen Schutzmaßnahmen 
nach §  10 Absatz 2 Satz 1 sowie das Ergebnis ihrer 
Überprüfung nach §  9 Absatz 1 Satz 2 und

3.	 �das Angebot eines Gesprächs mit der Frau über weitere  
Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen nach §  10  
Absatz 2 Satz 2 oder der Zeitpunkt eines solchen  
Gesprächs.

�Wenn die Beurteilung nach §  10 Absatz 1 ergibt, dass die 
schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind keiner Gefähr-
dung im Sinne von §  9 Absatz 2 ausgesetzt ist oder sein 
kann, reicht es aus, diese Feststellung in einer für den  
Arbeitsplatz der Frau oder für die Tätigkeit der Frau bereits 
erstellten Dokumentation der Beurteilung der Arbeitsbe-
dingungen nach §  5 des Arbeitsschutzgesetzes zu vermerken.
(2)  Der Arbeitgeber hat alle Personen, die bei ihm beschäf-
tigt sind, über das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
nach §  10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und über den Bedarf 
an Schutzmaßnahmen nach §  10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 zu informieren.
(3)  Der Arbeitgeber hat eine schwangere oder stillende 
Frau über die Gefährdungsbeurteilung nach §  10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und über die damit verbundenen für sie 
erforderlichen Schutzmaßnahmen nach §  10 Absatz 2 Satz  
1 in Verbindung mit §  13 zu informieren.

§  15 Mitteilungen und Nachweise der schwangeren 
und stillenden Frauen
(1)  Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeitgeber ihre 
Schwangerschaft und den voraussichtlichen Tag der Entbin-
dung mitteilen, sobald sie weiß, dass sie schwanger ist. Eine 
stillende Frau soll ihrem Arbeitgeber so früh wie möglich 
mitteilen, dass sie stillt.
(2)  Auf Verlangen des Arbeitgebers soll eine schwangere 
Frau als Nachweis über ihre Schwangerschaft ein ärztliches 
Zeugnis oder das Zeugnis einer Hebamme oder eines Ent-
bindungspflegers vorlegen. Das Zeugnis über die Schwan-
gerschaft soll den voraussichtlichen Tag der Entbindung 
enthalten.

§  16 Ärztliches Beschäftigungsverbot
(1)  Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau nicht  
beschäftigen, soweit nach einem ärztlichen Zeugnis  
ihre Gesundheit oder die ihres Kindes bei Fortdauer  
der Beschäftigung gefährdet ist.
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(2)  Der Arbeitgeber darf eine Frau, die nach einem ärztlichen 
Zeugnis in den ersten Monaten nach der Entbindung nicht 
voll leistungsfähig ist, nicht mit Arbeiten beschäftigen, die 
ihre Leistungsfähigkeit übersteigen.
[…]

§  26 Aushang des Gesetzes
(1)  In Betrieben und Verwaltungen, in denen regelmäßig 
mehr als drei Frauen beschäftigt werden, hat der Arbeit-
geber eine Kopie dieses Gesetzes an geeigneter Stelle zur 
Einsicht auszulegen oder auszuhängen. Dies gilt nicht, 
wenn er das Gesetz für die Personen, die bei ihm beschäf-
tigt sind, in einem elektronischen Verzeichnis jederzeit zu-
gänglich gemacht hat.
(2)  Für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau oder eine ihr 
Gleichgestellte muss der Auftraggeber oder Zwischenmeister 
in den Räumen der Ausgabe oder Abnahme von Heimarbeit 
eine Kopie dieses Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht 
auslegen oder aushängen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§  27 Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des 
Arbeitgebers, Offenbarungsverbot der mit der Über-
wachung beauftragten Personen
(1)  Der Arbeitgeber hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich 
zu benachrichtigen, 
1.	 �wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat,  

a)   dass sie schwanger ist oder 
b)   dass sie stillt, es sei denn, er hat die Aufsichtsbehörde 
bereits über die Schwangerschaft dieser Frau benach-
richtigt, oder 

2.	 �wenn er beabsichtigt, eine schwangere oder stillende 
Frau zu beschäftigen  
a)   bis 22 Uhr nach den Vorgaben des §  5 Absatz 2 
Satz 2 und 3, 
b)   an Sonn- und Feiertagen nach den Vorgaben des 
§  6 Absatz 1 Satz 2 und 3 oder Absatz 2 Satz 2 und 3 
oder 
c)   mit getakteter Arbeit im Sinne von §  11 Absatz 6 
Nummer 3 oder §  12 Absatz 5 Nummer 3.

Er darf diese Informationen nicht unbefugt an Dritte weiter-
geben.
(2)  Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen 
die Angaben zu machen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
dieser Behörde erforderlich sind. Er hat die Angaben wahr-
heitsgemäß, vollständig und rechtzeitig zu machen.
(3)  Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen 
die Unterlagen zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden, 
aus denen Folgendes ersichtlich ist: 
1.	 �die Namen der schwangeren oder stillenden Frauen,  

die bei ihm beschäftigt sind,
2.	 die Art und der zeitliche Umfang ihrer Beschäftigung,
3.	 die Entgelte, die an sie gezahlt worden sind,

» Sicherstellung der 
Bekanntmachung 
des Mutterschutz-
gesetzes in der 
Dienststelle
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4.	 �die Ergebnisse der Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
nach §  10 und

5.	 alle sonstigen nach Absatz 2 erforderlichen Angaben.
(4)  Die auskunftspflichtige Person kann die Auskunft auf 
solche Fragen oder die Vorlage derjenigen Unterlagen ver-
weigern, deren Beantwortung oder Vorlage sie selbst oder 
einen ihrer in §  383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivil-
prozessordung bezeichneten Angehörigen der Gefahr der 
Verfolgung wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
aussetzen würde. Die auskunftspflichtige Person ist darauf 
hinzuweisen.
(5)  Der Arbeitgeber hat die in Absatz 3 genannten Unter
lagen mindestens bis zum Ablauf von zwei Jahren nach  
der letzten Eintragung aufzubewahren.
(6)  Die mit der Überwachung beauftragten Personen der 
Aufsichtsbehörde dürfen die ihnen bei ihrer Überwachungs
tätigkeit zur Kenntnis gelangten Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse nur in den gesetzlich geregelten Fällen oder zur 
Verfolgung von Rechtsverstößen oder zur Erfüllung von ge-
setzlich geregelten Aufgaben zum Schutz der Umwelt den 
dafür zuständigen Behörden offenbaren. Soweit es sich  
bei Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen um Informationen 
über die Umwelt im Sinne des Umweltinformationsgesetzes 
handelt, richtet sich die Befugnis zu ihrer Offenbarung  
nach dem Umweltinformationsgesetz.
[…]

§  32 Bußgeldvorschriften
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	 �entgegen §  3 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 

Satz 4, entgegen §  3 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2 oder 3, entgegen §  3 Absatz 3 Satz 1, 
§  4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 oder §  5 Absatz 1 Satz 1, 
§  6 Absatz 1 Satz 1, §  13 Absatz 1 Nummer 3 oder  
§  16 eine Frau beschäftigt,

2.	 �entgegen §  4 Absatz 2 eine Ruhezeit nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig gewährt,

3.	 �entgegen §  5 Absatz 2 Satz 1 oder §  6 Absatz 2 Satz  
1 eine Frau tätig werden lässt,

4.	 �entgegen §  7 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Satz 2, oder entgegen §  7 Absatz 2 Satz 1 eine Frau 
nicht freistellt,

5.	 entgegen §  8 oder §  13 Absatz 2 Heimarbeit ausgibt,
6.	 �entgegen §  10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit 

einer Rechtsverordnung nach §  31 Nummer 3, eine Ge-
fährdung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beur-
teilt oder eine Ermittlung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig durchführt,

7.	 �entgegen §  10 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung  
mit einer Rechtsverordnung nach §  31 Nummer 3,  
eine Schutzmaßnahme nicht, nicht richtig oder nicht  
rechtzeitig festlegt,
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8.	 �entgegen §  10 Absatz 3 eine Frau eine andere als die 
dort bezeichnete Tätigkeit ausüben lässt,

9.	 �entgegen §  14 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach §  31 Nummer 5 eine Dokumen-
tation nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstellt,

10.	�entgegen §  14 Absatz 2 oder 3, jeweils in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach §  31 Nummer 5, eine 
Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig gibt,

11.	 �entgegen §  27 Absatz 1 Satz 1 die Aufsichtsbehörde 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt,

12.	�entgegen §  27 Absatz 1 Satz 2 eine Information weiter-
gibt,

13.	�entgegen §  27 Absatz 2 eine Angabe nicht, nicht  
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,

14.	�entgegen §  27 Absatz 3 eine Unterlage nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht oder 
nicht rechtzeitig einsendet,

15.	�entgegen §  27 Absatz 5 eine Unterlage nicht oder  
nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt,

16.	�einer vollziehbaren Anordnung nach §  29 Absatz 3  
Satz 1 zuwiderhandelt oder

17.	 �einer Rechtsverordnung nach §  31 Nummer 4 oder ei-
ner vollziehbaren Anordnung aufgrund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechts-
verordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist.

(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 5, 8, 16 und 17 mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geld-
buße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.

§  33 Strafvorschriften
Wer eine in §  32 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 8, 16 und 17 
bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch die 
Gesundheit der Frau oder ihres Kindes gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft.
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Verordnung über  
den Mutterschutz  
und die Elternzeit für  
Beamtinnen und  
Beamte des Bundes 
(Mutterschutz- und Elternzeitverordnung – MuSchEltZV)

Mutterschutz- und Elternzeitverordnung vom 12. Februar 2009 (BGBl. I S. 320), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. Februar 2018 (BGBl. I S. 198) geändert 
worden ist.

§  1 Allgemeines
Für den Mutterschutz von Personen in einem Beamtenver-
hältnis beim Bund sowie bei bundesunmittelbaren Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
gelten die §§  2 bis 5.

§  2 Anwendung des Mutterschutzgesetzes
(1)  1Die folgenden Vorschriften des Mutterschutzgesetzes 
sind entsprechend anzuwenden:
1.	 �zu Begriffsbestimmungen (§  2 Absatz 1 Satz 1, Absatz 

3 Satz 1 und Absatz 4 des Mutterschutzgesetzes),
2.	 �zur Gestaltung der Arbeitsbedingungen (§§  9, 10  

Absatz 1 und 2, §§  11, 12, 13 Absatz 1 Nummer 1  
des Mutterschutzgesetzes),

3.	 �zum Arbeitsplatzwechsel (§  13 Absatz 1 Nummer 2  
des Mutterschutzgesetzes),

4.	 �zur Dokumentation und Information durch den Arbeit-
geber (§  14 des Mutterschutzgesetzes),

5.	 �zu Beschäftigungsverboten (§§  3 bis 6, 10 Absatz 3,  
§  13 Absatz 1 Nummer 3 und §  16 des Mutterschutz-
gesetzes),

6.	 �zu Mitteilungen und Nachweisen über die Schwanger-
schaft und das Stillen (§  15 des Mutterschutzgesetzes),

7.	 �zur Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen  
(§  7 des Mutterschutzgesetzes),

8.	 �zu den Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des 
Arbeitgebers (§  27 Absatz 1 bis 5 des Mutterschutz
gesetzes) sowie
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9.	 �zum behördlichen Genehmigungsverfahren für eine  
Beschäftigung zwischen 20 und 22 Uhr (§  28 des  
Mutterschutzgesetzes).

2 Andere Arbeitsschutzvorschriften bleiben unberührt.
(2)  In jeder Dienststelle, bei der regelmäßig mehr als drei 
Personen tätig sind, sind ein Abdruck des Mutterschutzge-
setzes sowie ein Abdruck dieser Verordnung an geeigneter 
Stelle zur Einsicht auszulegen, auszuhändigen oder in einem 
elektronischen Informationssystem jederzeit zugänglich zu 
machen.

(hier ausgelassen: Abschnitt 2 Elternzeit, Abschnitt 3  
Übergangs- und Schlussvorschriften)
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Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge
(ArbMedVV) – Ausfertigungsdatum: 18.12.2008

Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge vom 18. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2768), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. Juli 2019 (BGBl. I S. 1082) 
geändert worden ist. – Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1 V v. 12.7.2019 I 1082

§  1 Ziel und Anwendungsbereich
(1)  Ziel der Verordnung ist es, durch Maßnahmen der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge arbeitsbedingte Erkrankungen 
einschließlich Berufskrankheiten frühzeitig zu erkennen und 
zu verhüten. Arbeitsmedizinische Vorsorge soll zugleich ei-
nen Beitrag zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und zur 
Fortentwicklung des betrieblichen Gesundheitsschutzes 
leisten.
(2)  Diese Verordnung gilt für die arbeitsmedizinische  
Vorsorge im Geltungsbereich des Arbeitsschutzgesetzes.
(3)  Diese Verordnung lässt sonstige arbeitsmedizinische 
Präventionsmaßnahmen, insbesondere nach dem Arbeits-
schutzgesetz und dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicher-
heitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
(Arbeitssicherheitsgesetz), unberührt.

§  2 Begriffsbestimmungen
(1)  Arbeitsmedizinische Vorsorge im Sinne dieser Verordnung 
1.	 �ist Teil der arbeitsmedizinischen Präventionsmaßnahmen 

im Betrieb;
2.	 �dient der Beurteilung der individuellen Wechselwirkungen 

von Arbeit und physischer und psychischer Gesundheit 
und der Früherkennung arbeitsbedingter Gesundheits-
störungen sowie der Feststellung, ob bei Ausübung ei-
ner bestimmten Tätigkeit eine erhöhte gesundheitliche 
Gefährdung besteht;

3.	 �beinhaltet ein ärztliches Beratungsgespräch mit Anamnese 
einschließlich Arbeitsanamnese sowie körperliche oder  
klinische Untersuchungen, soweit diese für die individuelle 
Aufklärung und Beratung erforderlich sind und der oder 
die Beschäftigte diese Untersuchungen nicht ablehnt;

4.	 �umfasst die Nutzung von Erkenntnissen aus der Vorsorge 
für die Gefährdungsbeurteilung und für sonstige Maß
nahmen des Arbeitsschutzes;

5.	 �umfasst nicht den Nachweis der gesundheitlichen  
Eignung für berufliche Anforderungen nach sonstigen 
Rechtsvorschriften oder individual- oder kollektivrecht
lichen Vereinbarungen.

»Fußnote: 

(+++ Textnachweis 
ab: 24.12.2008 +++)

Die V wurde als 
Artikel 1 der V v. 
18.12.2008 I 2768 
von der Bundes

regierung nach  
Anhörung der Zen-
tralen Kommission 
für die Biologische 

Sicherheit mit  
Zustimmung des 

 Bundesrates 
 beschlossen. Sie ist 
gem. Art. 10 Satz 1 

dieser V am 
24.12.2008 in Kraft 

getreten.
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(2)  Pflichtvorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge, die bei 
bestimmten besonders gefährdenden Tätigkeiten veranlasst 
werden muss.
(3)  Angebotsvorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge, die 
bei bestimmten gefährdenden Tätigkeiten angeboten werden 
muss.
(4)  Wunschvorsorge ist arbeitsmedizinische Vorsorge, die 
bei Tätigkeiten, bei denen ein Gesundheitsschaden nicht 
ausgeschlossen werden kann, auf Wunsch des oder der  
Beschäftigten ermöglicht werden muss.

§  3 Allgemeine Pflichten des Arbeitgebers
(1)  Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der Gefähr-
dungsbeurteilung für eine angemessene arbeitsmedizinische 
Vorsorge zu sorgen. Dabei hat er die Vorschriften dieser Ver-
ordnung einschließlich des Anhangs zu beachten und die 
nach §  9 Abs. 4 bekannt gegebenen Regeln und Erkennt-
nisse zu berücksichtigen. Bei Einhaltung der Regeln und  
Erkenntnisse nach Satz 2 ist davon auszugehen, dass die 
gestellten Anforderungen erfüllt sind. Arbeitsmedizinische 
Vorsorge kann auch weitere Maßnahmen der Gesundheits-
vorsorge umfassen.
(2)  Der Arbeitgeber hat zur Durchführung der arbeitsme
dizinischen Vorsorge einen Arzt oder eine Ärztin nach §  7 
zu beauftragen. Ist ein Betriebsarzt oder eine Betriebsärztin 
nach §  2 des Arbeitssicherheitsgesetzes bestellt, soll der 
Arbeitgeber vorrangig diesen oder diese auch mit der arbeits
medizinischen Vorsorge beauftragen. Dem Arzt oder der 
Ärztin sind alle erforderlichen Auskünfte über die Arbeits-
platzverhältnisse, insbesondere über den Anlass der arbeits-
medizinischen Vorsorge und die Ergebnisse der Gefährdungs-
beurteilung, zu erteilen und die Begehung des Arbeitsplatzes 
zu ermöglichen. Ihm oder ihr ist auf Verlangen Einsicht in 
die Unterlagen nach Absatz 4 Satz 1 zu gewähren.
(3)  Arbeitsmedizinische Vorsorge soll während der Arbeits-
zeit stattfinden. Ergibt die Gefährdungsbeurteilung für die 
Tätigkeit oder die Tätigkeiten des oder der Beschäftigten 
mehrere Vorsorgeanlässe, soll die arbeitsmedizinische 
Vorsorge in einem Termin stattfinden. Arbeitsmedizinische  
Vorsorge soll nicht zusammen mit Untersuchungen, die 
dem Nachweis der gesundheitlichen Eignung für berufliche 
Anforderungen dienen, durchgeführt werden, es sei denn, 
betriebliche Gründe erfordern dies; in diesem Fall hat der 
Arbeitgeber den Arzt oder die Ärztin zu verpflichten, die 
unterschiedlichen Zwecke von arbeitsmedizinischer Vorsorge 
und Eignungsuntersuchung gegenüber dem oder der Be-
schäftigten offenzulegen.
(4)  Der Arbeitgeber hat eine Vorsorgekartei zu führen mit 
Angaben, dass, wann und aus welchen Anlässen arbeits-
medizinische Vorsorge stattgefunden hat; die Kartei kann 
automatisiert geführt werden. Die Angaben sind bis zur Be-
endigung des Beschäftigungsverhältnisses aufzubewahren 
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und anschließend zu löschen, es sei denn, dass Rechtsvor-
schriften oder die nach §  9 Absatz 4 bekannt gegebenen 
Regeln etwas anderes bestimmen. Der Arbeitgeber hat der 
zuständigen Behörde auf Anordnung eine Kopie der Vor-
sorgekartei zu übermitteln. Bei Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses hat der Arbeitgeber der betroffenen 
Person eine Kopie der sie betreffenden Angaben auszu
händigen; §  34 des Bundesdatenschutzgesetzes bleibt 
unberührt.

§  4 Pflichtvorsorge
(1)  Der Arbeitgeber hat nach Maßgabe des Anhangs 
Pflichtvorsorge für die Beschäftigten zu veranlassen.  
Pflichtvorsorge muss vor Aufnahme der Tätigkeit und an-
schließend in regelmäßigen Abständen veranlasst werden.
(2)  Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit nur ausüben lassen, 
wenn der oder die Beschäftigte an der Pflichtvorsorge  
teilgenommen hat.
(3)  (weggefallen)

§  5 Angebotsvorsorge
(1)  Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten Angebotsvor
sorge nach Maßgabe des Anhangs anzubieten. Angebots-
vorsorge muss vor Aufnahme der Tätigkeit und anschließend 
in regelmäßigen Abständen angeboten werden. Das Aus-
schlagen eines Angebots entbindet den Arbeitgeber nicht 
von der Verpflichtung, weiter regelmäßig Angebotsvor
sorge anzubieten.
(2)  Erhält der Arbeitgeber Kenntnis von einer Erkrankung, 
die im ursächlichen Zusammenhang mit der Tätigkeit des 
oder der Beschäftigten stehen kann, so hat er ihm oder ihr 
unverzüglich Angebotsvorsorge anzubieten. Dies gilt auch 
für Beschäftigte mit vergleichbaren Tätigkeiten, wenn An-
haltspunkte dafür bestehen, dass sie ebenfalls gefährdet 
sein können.
(3)  Der Arbeitgeber hat Beschäftigten sowie ehemals  
Beschäftigten nach Maßgabe des Anhangs nach Beendigung 
bestimmter Tätigkeiten, bei denen nach längeren Latenzzei-
ten Gesundheitsstörungen auftreten können, nachgehende 
Vorsorge anzubieten. Am Ende des Beschäftigungsverhält-
nisses überträgt der Arbeitgeber diese Verpflichtung auf 
den zuständigen gesetzlichen Unfallversicherungsträger 
und überlässt ihm die erforderlichen Unterlagen in Kopie, 
sofern der oder die Beschäftigte eingewilligt hat.

§  5a Wunschvorsorge
Über die Vorschriften des Anhangs hinaus hat der Arbeit
geber den Beschäftigten auf ihren Wunsch hin regelmäßig 
arbeitsmedizinische Vorsorge nach §  11 des Arbeitsschutzge-
setzes zu ermöglichen, es sei denn, auf Grund der Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen und der getroffenen Schutzmaß-
nahmen ist nicht mit einem Gesundheitsschaden zu rechnen. 
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§  6 Pflichten des Arztes oder der Ärztin 
(1)  Bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge hat der Arzt oder 
die Ärztin die Vorschriften dieser Verordnung einschließlich 
des Anhangs zu beachten und die dem Stand der Arbeits-
medizin entsprechenden Regeln und Erkenntnisse zu be-
rücksichtigen. Vor Durchführung der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge muss er oder sie sich die notwendigen Kenntnisse 
über die Arbeitsplatzverhältnisse verschaffen. In die Arbeits
anamnese müssen alle Arbeitsbedingungen und arbeits
bedingten Gefährdungen einfließen. Vor Durchführung  
körperlicher oder klinischer Untersuchungen hat der Arzt 
oder die Ärztin deren Erforderlichkeit nach pflichtgemäßem 
ärztlichen Ermessen zu prüfen und den oder die Beschäftigte 
über die Inhalte, den Zweck und die Risiken der Unter
suchung aufzuklären. Untersuchungen nach Satz 3 dürfen 
nicht gegen den Willen des oder der Beschäftigten durch-
geführt werden. Der Arzt oder die Ärztin hat die ärztliche 
Schweigepflicht zu beachten.
(2)  Biomonitoring ist Bestandteil der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge, soweit dafür arbeitsmedizinisch anerkannte Ana-
lyseverfahren und geeignete Werte zur Beurteilung zur Ver-
fügung stehen. Biomonitoring darf nicht gegen den Willen 
der oder des Beschäftigten durchgeführt werden. Impfungen 
sind Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge und den 
Beschäftigten anzubieten, soweit das Risiko einer Infektion 
tätigkeitsbedingt und im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung 
erhöht ist. Satz 3 gilt nicht, wenn der oder die Beschäftigte 
bereits über einen ausreichenden Immunschutz verfügt.
(3)  Der Arzt oder die Ärztin hat
1.	 �das Ergebnis sowie die Befunde der arbeitsmedizini-

schen Vorsorge schriftlich festzuhalten und den oder 
die Beschäftigte darüber zu beraten,

2.	 �dem oder der Beschäftigten auf seinen oder ihren 
Wunsch hin das Ergebnis zur Verfügung zu stellen sowie

3.	 �der oder dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine 
Vorsorgebescheinigung darüber auszustellen, dass, wann 
und aus welchem Anlass ein arbeitsmedizinischer Vor
sorgetermin stattgefunden hat; die Vorsorgebescheini-
gung enthält auch die Angabe, wann eine weitere arbeits
medizinische Vorsorge aus ärztlicher Sicht angezeigt ist. 

(4)  Der Arzt oder die Ärztin hat die Erkenntnisse arbeits
medizinischer Vorsorge auszuwerten. Ergeben sich  
Anhaltspunkte dafür, dass die Maßnahmen des Arbeits-
schutzes für den Beschäftigten oder die Beschäftigte oder 
andere Beschäftigte nicht ausreichen, so hat der Arzt oder 
die Ärztin dies dem Arbeitgeber mitzuteilen und Maß
nahmen des Arbeitsschutzes vorzuschlagen. Hält der  
Arzt oder die Ärztin aus medizinischen Gründen, die aus-
schließlich in der Person des oder der Beschäftigten liegen, 
einen Tätigkeitswechsel für erforderlich, so bedarf diese 
Mitteilung an den Arbeitgeber der Einwilligung des oder 
der Beschäftigten.
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§  7 Anforderungen an den Arzt oder die Ärztin
(1)  Unbeschadet anderer Bestimmungen im Anhang für 
einzelne Anlässe arbeitsmedizinischer Vorsorge muss der 
Arzt oder die Ärztin berechtigt sein, die Gebietsbezeich-
nung „Arbeitsmedizin“ oder die Zusatzbezeichnung „Be-
triebsmedizin“ zu führen. Er oder sie darf selbst keine Ar-
beitgeberfunktion gegenüber dem oder der Beschäftigten 
ausüben. Verfügt der Arzt oder die Ärztin nach Satz 1 für 
bestimmte Untersuchungsmethoden nicht über die erfor-
derlichen Fachkenntnisse oder die speziellen Anerkennun-
gen oder Ausrüstungen, so hat er oder sie Ärzte oder Ärz-
tinnen hinzuzuziehen, die diese Anforderungen erfüllen.
(2)  Die zuständige Behörde kann für Ärzte oder Ärztinnen  
in begründeten Einzelfällen Ausnahmen von Absatz 1  
Satz 1 zulassen.

§  8 �Maßnahmen nach der arbeitsmedizinischen  
Vorsorge

(1)  Im Fall von §  6 Absatz 4 Satz 2 hat der Arbeitgeber die 
Gefährdungsbeurteilung zu überprüfen und unverzüglich 
die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu  
treffen. Wird ein Tätigkeitswechsel vorgeschlagen, so hat 
der Arbeitgeber nach Maßgabe der dienst- und arbeits-
rechtlichen Regelungen dem oder der Beschäftigten eine 
andere Tätigkeit zuzuweisen.
(2)  Dem Betriebs- oder Personalrat und der zuständigen 
Behörde sind die getroffenen Maßnahmen mitzuteilen.
(3)  Halten der oder die Beschäftigte oder der Arbeitgeber 
das Ergebnis der Auswertung nach §  6 Absatz 4 für unzu-
treffend, so entscheidet auf Antrag die zuständige Behörde.

§  9 Ausschuss für Arbeitsmedizin
(1)  Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird 
ein Ausschuss für Arbeitsmedizin gebildet, in dem fachkun-
dige Vertreter der Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der 
Länderbehörden, der gesetzlichen Unfallversicherung und 
weitere fachkundige Personen, insbesondere der Wissen-
schaft, vertreten sein sollen. Die Gesamtzahl der Mitglieder 
soll zwölf Personen nicht überschreiten. Für jedes Mitglied 
ist ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. Die Mitglied-
schaft im Ausschuss für Arbeitsmedizin ist ehrenamtlich.
(2)  Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beruft 
die Mitglieder des Ausschusses und die stellvertretenden 
Mitglieder. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung 
und wählt den Vorsitzenden oder die Vorsitzende aus seiner 
Mitte. Die Geschäftsordnung und die Wahl des oder der 
Vorsitzenden bedürfen der Zustimmung des Bundesminis
teriums für Arbeit und Soziales.
(3)  Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört es, 
1.	 �dem Stand der Arbeitsmedizin entsprechende Regeln 

und sonstige gesicherte arbeitsmedizinische Erkenntnisse 
zu ermitteln,

4 Rechtliche Grundlagen  Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
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2.	 �Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln, wie die in dieser 
Verordnung gestellten Anforderungen insbesondere zu 
Inhalt und Umfang von Pflicht-, Angebots- oder 
Wunschvorsorge erfüllt werden können,

3.	 �Empfehlungen zur arbeitsmedizinischen Vorsorge auf-
zustellen,

4.	 �Empfehlungen für weitere Maßnahmen der Gesund-
heitsvorsorge auszusprechen, insbesondere für betrieb
liche Gesundheitsprogramme,

5.	 �Regeln und Erkenntnisse zu sonstigen arbeitsmedizini-
schen Präventionsmaßnahmen nach §  1 Abs. 3 zu er-
mitteln, insbesondere zur allgemeinen arbeitsmedizini-
schen Beratung der Beschäftigten,

6.	 �das Bundesministerium für Arbeit und Soziales in allen 
Fragen der arbeitsmedizinischen Vorsorge sowie zu 
sonstigen Fragen des medizinischen Arbeitsschutzes  
zu beraten.

Das Arbeitsprogramm des Ausschusses für Arbeitsmedizin 
wird mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
abgestimmt. Der Ausschuss arbeitet eng mit den anderen 
Ausschüssen beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
zusammen.
(4)  Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann die 
vom Ausschuss für Arbeitsmedizin ermittelten Regeln und 
Erkenntnisse sowie Empfehlungen im Gemeinsamen Minis-
terialblatt bekannt geben.
(5)  Die Bundesministerien sowie die obersten Landesbehör-
den können zu den Sitzungen des Ausschusses Vertreter 
entsenden. Auf Verlangen ist diesen in der Sitzung das 
Wort zu erteilen.
(6)  Die Geschäfte des Ausschusses führt die Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.

§  10 Ordnungswidrigkeiten und Straftaten
(1)  Ordnungswidrig im Sinne des §  25 Abs. 1 Nr. 1 des Ar-
beitsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	 �entgegen §  4 Abs. 1 eine Pflichtvorsorge nicht oder 

nicht rechtzeitig veranlasst,
2.	 �entgegen §  4 Abs. 2 eine Tätigkeit ausüben lässt,
3.	 �entgegen §  3 Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 1 eine Vorsor

gekartei nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt 
oder

4.	 �entgegen §  5 Abs. 1 Satz 1 eine Angebotsvorsorge 
nicht oder nicht rechtzeitig anbietet.

(2)  Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete vorsätzliche 
Handlung Leben oder Gesundheit eines oder einer Beschäf-
tigten gefährdet, ist nach §  26 Nr. 2 des Arbeitsschutzge-
setzes strafbar.
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Arbeitsmedizinische Pflicht- und Angebotsvorsorge
(Fundstelle: BGBl. I 2008, 2771 - 2775;
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

Tätigkeiten mit Gefahrstoffen
(1)  Pflichtvorsorge bei:
1.	 �Tätigkeiten mit den Gefahrstoffen: 

#	 Acrylnitril,
#	 Alkylquecksilberverbindungen,
#	 Alveolengängiger Staub (A-Staub),
#	 Aromatische Nitro- und Aminoverbindungen,
#	 Arsen und Arsenverbindungen,
#	 Asbest,
#	 Benzol,
#	 Beryllium,
#	 Bleitetraethyl und Bleitetramethyl,
#	 Cadmium und Cadmiumverbindungen,
#	 Chrom-VI-Verbindungen,
#	 Dimethylformamid,
#	 Einatembarer Staub (E-Staub),
#	 Fluor und anorganische Fluorverbindungen,
#	 �Glycerintrinitrat und Glykoldinitrat (Nitroglycerin/ 

Nitroglykol),
#	 Hartholzstaub,
#	 Kohlenstoffdisulfid,
#	 Kohlenmonoxid,
#	 Methanol,
#	 Nickel und Nickelverbindungen,
#	 �Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe  

(Pyrolyseprodukte aus organischem Material),
#	 weißer Phosphor (Tetraphosphor),
#	 Platinverbindungen,
#	 �Quecksilber und anorganische Quecksilber

verbindungen,
#	 Schwefelwasserstoff,
#	 Silikogener Staub,
#	 Styrol,
#	 Tetrachlorethen,
#	 Toluol,
#	 Trichlorethen,
#	 Vinylchlorid,
#	 Xylol (alle Isomeren), 

wenn
a)	 der Arbeitsplatzgrenzwert für den Gefahrstoff  
nach der Gefahrstoffverordnung nicht eingehalten wird,
b)	 eine wiederholte Exposition nicht ausgeschlossen 
werden kann und der Gefahrstoff ein krebserzeugender 
oder keimzellmutagener Stoff der Kategorie 1A oder 1B 

Anhang 

Teil 1
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oder ein krebserzeugendes oder keimzellmutagenes 
Gemisch der Kategorie 1A oder 1B im Sinne der Ge-
fahrstoffverordnung ist oder die Tätigkeiten mit dem 
Gefahrstoff als krebserzeugende Tätigkeiten oder Ver-
fahren Kategorie 1A oder 1B im Sinne der Gefahrstoff-
verordnung bezeichnet werden oder
c)	 der Gefahrstoff hautresorptiv ist und eine Gesund-
heitsgefährdung durch Hautkontakt nicht ausgeschlossen 
werden kann;

2.	 Sonstige Tätigkeiten mit Gefahrstoffen:
a)	 Feuchtarbeit von regelmäßig vier Stunden oder 
mehr je Tag,
b)	 Schweißen und Trennen von Metallen bei Über-
schreitung einer Luftkonzentration von 3 Milligramm 
pro Kubikmeter Schweißrauch,
c)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Getreide- und 
Futtermittelstäuben bei Überschreitung einer Luftkon-
zentration von 4 Milligramm pro Kubikmeter einatem-
barem Staub,
d)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Isocyanaten, 
bei denen ein regelmäßiger Hautkontakt nicht aus
geschlossen werden kann oder eine Luftkonzentration 
von 0,05 Milligramm pro Kubikmeter überschritten wird,
e)	 Tätigkeiten mit einer Exposition mit Gesundheits-
gefährdung durch Labortierstaub in Tierhaltungsräumen 
und -anlagen,
f)	 Tätigkeiten mit Benutzung von Naturgummilatex
handschuhen mit mehr als 30 Mikrogramm Protein je 
Gramm im Handschuhmaterial,
g)	 Tätigkeiten mit dermaler Gefährdung oder inhalativer 
Exposition mit Gesundheitsgefährdung, verursacht 
durch Bestandteile unausgehärteter Epoxidharze, insbe-
sondere durch Versprühen von Epoxidharzen,
h)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Blei und an-
organischen Bleiverbindungen bei Überschreitung einer 
Luftkonzentration von 0,075 Milligramm pro Kubikmeter,
i)	 Tätigkeiten mit Hochtemperaturwollen, soweit dabei 
als krebserzeugend Kategorie 1A oder 1B im Sinne der 
Gefahrstoffverordnung eingestufte Faserstäube frei-
gesetzt werden können,
j)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Mehlstaub 
bei Überschreitung einer Mehlstaubkonzentration von  
4 Milligramm pro Kubikmeter Luft.

(2)  Angebotsvorsorge bei:
1.	 �Tätigkeiten mit den in Absatz 1 Nr. 1 genannten Ge-

fahrstoffen, wenn eine Exposition nicht ausgeschlossen 
werden kann und der Arbeitgeber keine Pflichtvorsorge 
zu veranlassen hat;

2.	 Sonstige Tätigkeiten mit Gefahrstoffen:
a)	 Schädlingsbekämpfung nach der Gefahrstoffverord-
nung,
b)	 Begasungen nach der Gefahrstoffverordnung,
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c)	 Tätigkeiten mit folgenden Stoffen oder deren  
Gemischen: n-Hexan, n-Heptan, 2-Butanon, 2-Hexanon, 
Methanol, Ethanol, 2-Methoxyethanol, Benzol, Toluol, 
Xylol, Styrol, Dichlormethan, 1,1,1-Trichlorethan,  
Trichlorethen, Tetrachlorethen,
d)	 Tätigkeiten mit einem Gefahrstoff, sofern der Ge-
fahrstoff nicht in Absatz 1 Nummer 1 genannt ist, eine 
wiederholte Exposition nicht ausgeschlossen werden 
kann und  
aa)  der Gefahrstoff ein krebserzeugender oder keim-
zellmutagener Stoff der Kategorie 1A oder 1B oder ein 
krebserzeugendes oder keimzellmutagenes Gemisch 
der Kategorie 1A oder 1B im Sinne der Gefahrstoffver-
ordnung ist oder 
bb)  die Tätigkeiten mit dem Gefahrstoff als krebserzeu-
gende Tätigkeiten oder Verfahren Kategorie 1A oder 1B 
im Sinne der Gefahrstoffverordnung bezeichnet werden,
e)	 Feuchtarbeit von regelmäßig mehr als zwei Stunden 
je Tag,
f)	 Schweißen und Trennen von Metallen bei Einhaltung 
einer Luftkonzentration von 3 Milligramm pro Kubik-
meter Schweißrauch,
g)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Getreide- und 
Futtermittelstäuben bei Überschreitung einer Luftkon-
zentration von 1 Milligramm je Kubikmeter einatembarem 
Staub,
h)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Isocyanaten, 
bei denen ein Hautkontakt nicht ausgeschlossen werden 
kann oder eine Luftkonzentration von 0,05 Milligramm 
pro Kubikmeter eingehalten wird,
i)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Blei und an-
organischen Bleiverbindungen bei Einhaltung einer Luft-
konzentration von 0,075 Milligramm pro Kubikmeter,
j)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Mehlstaub 
bei Einhaltung einer Mehlstaubkonzentration von 4 Milli
gramm pro Kubikmeter Luft,
k)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber sonstigen 
atemwegssensibilisierend oder hautsensibilisierend wir-
kenden Stoffen, für die nach Absatz 1, Nummer 1 oder 
Buchstabe a bis j keine arbeitsmedizinische Vorsorge 
vorgesehen ist.

3.	 (weggefallen)
(3)  Anlässe für nachgehende Vorsorge:
1.	 �Tätigkeiten mit Exposition gegenüber einem Gefahr-

stoff, sofern
a)	 der Gefahrstoff ein krebserzeugender oder keim-
zellmutagener Stoff der Kategorie 1A oder 1B oder ein 
krebserzeugendes oder keimzellmutagenes Gemisch 
der Kategorie 1A oder 1B im Sinne der Gefahrstoffver-
ordnung ist oder
b)	 die Tätigkeiten mit dem Gefahrstoff als krebserzeu-
gende Tätigkeiten oder Verfahren Kategorie 1A oder 1B 
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2.	 �Tätigkeiten mit Exposition gegenüber Blei oder  
anorganischen Bleiverbindungen;

3.	 Tätigkeiten mit Hochtemperaturwollen nach Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe i.
(4)  Abweichungen: 
Vorsorge nach den Absätzen 1 bis 3 muss nicht veranlasst 
oder angeboten werden, wenn und soweit die auf der 
Grundlage von §  9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 ermittelten 
und nach §  9 Absatz 4 bekannt gegebenen Regeln etwas 
anderes bestimmen.

Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen ein-
schließlich gentechnischen Arbeiten mit human
pathogenen Organismen
(1)  Pflichtvorsorge bei:
1.	 �gezielten Tätigkeiten mit einem biologischen Arbeits- 

stoff der Risikogruppe 4 oder mit 

#	 Bacillus anthracis,
#	 Bartonella bacilliformis,
#	 Bartonella henselae,
#	 Bartonella quintana,
#	 Bordetella pertussis,
#	 Borelia burgdorferi,
#	 Borelia burgdorferi sensu lato,
#	 Brucella melitensis,
#	 �Burkholderia pseudomallei (Pseudomonas  

pseudomallei),
#	 Chlamydophila pneumoniae,
#	 Chlamydophila psittaci (aviäre Stämme),
#	 Coxiella burnetii,
#	 Francisella tularensis,
#	 Frühsommermeningoenzephalitis-(FSME)-Virus,
#	 Gelbfieber-Virus,
#	 Helicobacter pylori,
#	 Hepatitis-A-Virus (HAV),
#	 Hepatitis-B-Virus (HBV),
#	 Hepatitis-C-Virus (HCV),
#	 Influenzavirus A oder B,
#	 Japanenzephalitisvirus,
#	 Leptospira spp.,
#	 Masernvirus,
#	 Mumpsvirus,
#	 Mycobacterium bovis,
#	 Mycobacterium tuberculosis,
#	 Neisseria meningitidis,
#	 Poliomyelitisvirus,
#	 Rubivirus,
#	 Salmonella typhi,
#	 Schistosoma mansoni,

Teil 2
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#	 Streptococcus pneumoniae,
#	 Tollwutvirus,
#	 Treponema pallidum (Lues),
#	 Tropheryma whipplei,
#	 Trypanosoma cruzi,
#	 Yersinia pestis,
#	 Varizelle-Zoster-Virus (VZV) oder
#	 Vibrio cholerae; 

2.	 �nicht gezielten Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
der Risikogruppe 4 bei Kontaktmöglichkeit zu infizierten 
Proben oder Verdachtsproben oder erkrankten oder 
krankheitsverdächtigen Personen oder Tieren ein-
schließlich deren Transport sowie

3.	 nachfolgend aufgeführten nicht gezielten Tätigkeiten
a)	 in Forschungseinrichtungen oder Laboratorien:  
regelmäßige Tätigkeiten mit Kontaktmöglichkeit zu infi-
zierten Proben oder Verdachtsproben, zu infizierten 
Tieren oder krankheitsverdächtigen Tieren beziehungs-
weise zu erregerhaltigen oder kontaminierten Gegen-
ständen oder Materialien hinsichtlich eines biologischen 
Arbeitsstoffes nach Nummer 1;
b)	 in Tuberkuloseabteilungen und anderen pulmo
logischen Einrichtungen: Tätigkeiten mit regelmäßigem 
Kontakt zu erkrankten oder krankheitsverdächtigen 
Personen hinsichtlich Mycobacterium bovis oder  
Mycobacterium tuberculosis;
c)	 in Einrichtungen zur medizinischen Untersuchung, 
Behandlung und Pflege von Menschen: 
aa)  Tätigkeiten mit regelmäßigem direkten Kontakt zu 
erkrankten oder krankheitsverdächtigen Personen hin-
sichtlich 

#	 Bordetella pertussis,
#	 Hepatitis-A-Virus (HAV),
#	 Masernvirus,
#	 Mumpsvirus oder
#	 Rubivirus, 

bb)  Tätigkeiten, bei denen es regelmäßig und in größerem 
Umfang zu Kontakt mit Körperflüssigkeiten, Körperaus-
scheidungen oder Körpergewebe kommen kann, insbe-
sondere Tätigkeiten mit erhöhter Verletzungsgefahr oder 
Gefahr von Verspritzen und Aerosolbildung, hinsichtlich 

#	 Hepatitis-B-Virus (HBV) oder
#	 Hepatitis-C-Virus (HCV); 

dies gilt auch für Bereiche, die der Versorgung oder 
der Aufrechterhaltung dieser Einrichtungen dienen;
d)	 in Einrichtungen zur medizinischen Untersuchung, 
Behandlung und Pflege von Kindern, ausgenommen 



Seite 81

4 Rechtliche Grundlagen  Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge

Einrichtungen ausschließlich zur Betreuung von Kindern: 
Tätigkeiten mit regelmäßigem direkten Kontakt zu er-
krankten oder krankheitsverdächtigen Kindern hinsichtlich 
Varizella-Zoster-Virus (VZV); Buchstabe c bleibt unberührt;
e)	 in Einrichtungen ausschließlich zur Betreuung von 
Menschen: Tätigkeiten, bei denen es regelmäßig und in 
größerem Umfang zu Kontakt mit Körperflüssigkeiten, 
Körperausscheidungen oder Körpergewebe kommen 
kann, insbesondere Tätigkeiten mit erhöhter Verletzungs
gefahr oder Gefahr von Verspritzen und Aerosolbildung, 
hinsichtlich 

#	 Hepatitis-A-Virus (HAV),
#	 Hepatitis-B-Virus (HBV) oder
#	 Hepatitis-C-Virus (HCV); 

f)	 in Einrichtungen zur vorschulischen Betreuung von 
Kindern: Tätigkeiten mit regelmäßigem direkten Kontakt 
zu Kindern hinsichtlich 

#	 Bordetella pertussis,
#	 Masernvirus,
#	 Mumpsvirus,
#	 Rubivirus oder
#	 �Varizella-Zoster-Virus (VZV); Buchstabe e bleibt  

unberührt; 

g)	 in Notfall- und Rettungsdiensten: Tätigkeiten, bei 
denen es regelmäßig und in größerem Umfang zu Kon-
takt mit Körperflüssigkeiten, Körperausscheidungen 
oder Körpergewebe kommen kann, insbesondere Tätig-
keiten mit erhöhter Verletzungsgefahr oder Gefahr von 
Verspritzen und Aerosolbildung, hinsichtlich Hepatitis-B-
Virus (HBV) oder Hepatitis-C-Virus (HCV);
h)	 in der Pathologie: Tätigkeiten, bei denen es regel-
mäßig und in größerem Umfang zu Kontakt mit Körper
flüssigkeiten, Körperausscheidungen oder Körpergewebe 
kommen kann, insbesondere Tätigkeiten mit erhöhter 
Verletzungsgefahr oder Gefahr von Verspritzen und 
Aerosolbildung, hinsichtlich Hepatitis-B-Virus (HBV) 
oder Hepatitis-C-Virus (HCV);
i)	 in Kläranlagen oder in der Kanalisation: Tätigkeiten 
mit regelmäßigem Kontakt zu fäkalienhaltigen Abwässern 
oder mit fäkalienkontaminierten Gegenständen hin-
sichtlich Hepatitis-A-Virus (HAV);
j)	 in Einrichtungen zur Aufzucht und Haltung von  
Vögeln oder zur Geflügelschlachtung: regelmäßige 
Tätigkeiten mit Kontaktmöglichkeit zu infizierten  
Proben oder Verdachtsproben, zu infizierten Tieren 
oder krankheitsverdächtigen Tieren beziehungsweise 
 zu erregerhaltigen oder kontaminierten Gegenständen 
oder Materialien, wenn dabei der Übertragungsweg 
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gegeben ist, hinsichtlich Chlamydophila psittaci (aviäre 
Stämme);
k)	 in einem Tollwut gefährdeten Bezirk: Tätigkeiten 
mit regelmäßigem Kontakt zu frei lebenden Tieren hin-
sichtlich Tollwutvirus;
l)	 in oder in der Nähe von Fledermausunterschlupfen: 
Tätigkeiten mit engem Kontakt zu Fledermäusen hinsicht-
lich Europäischem Fledermaus-Lyssavirus (EBLV 1 und 2);
m)	 auf Freiflächen, in Wäldern, Parks und Gartenanlagen, 
Tiergärten und Zoos: regelmäßige Tätigkeiten in niederer 
Vegetation oder direkter Kontakt zu frei lebenden 
Tieren hinsichtlich 
aa)   Borrellia burgdorferi oder 
bb)   in Endemiegebieten Frühsommermeningoenzepha
litis-(FSME)-Virus. 

(2)  Angebotsvorsorge
1.	 �Hat der Arbeitgeber keine Pflichtvorsorge nach Absatz 

1 zu veranlassen, muss er den Beschäftigten Angebots-
vorsorge anbieten bei
a)	 gezielten Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
der Risikogruppe 3 der Biostoffverordnung und nicht 
gezielten Tätigkeiten, die der Schutzstufe 3 der Bio-
stoffverordnung zuzuordnen sind oder für die eine  
vergleichbare Gefährdung besteht,
b)	 gezielten Tätigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen 
der Risikogruppe 2 der Biostoffverordnung und nicht 
gezielten Tätigkeiten, die der Schutzstufe 2 der Bio
stoffverordnung zuzuordnen sind oder für die eine ver-
gleichbare Gefährdung besteht, es sei denn, nach der 
Gefährdungsbeurteilung und auf Grund der getroffenen 
Schutzmaßnahmen ist nicht von einer Infektionsgefähr-
dung auszugehen;
c)	 Tätigkeiten mit Exposition gegenüber sensibilisierend 
oder toxisch wirkenden biologischen Arbeitsstoffen, für 
die nach Absatz 1, Buchstabe a oder b keine arbeits-
medizinische Vorsorge vorgesehen ist;

2.	 �§  5 Abs. 2 gilt entsprechend, wenn als Folge einer  
Exposition gegenüber biologischen Arbeitsstoffen
a)	 mit einer schweren Infektionskrankheit gerechnet 
werden muss und Maßnahmen der postexpositionellen 
Prophylaxe möglich sind oder
b)	 eine Infektion erfolgt ist;

3.	 �Am Ende einer Tätigkeit, bei der eine Pflichtvorsorge 
nach Absatz 1 zu veranlassen war, hat der Arbeitgeber 
eine Angebotsvorsorge anzubieten.

(3) � Gentechnische Arbeiten mit humanpathogenen Orga-
nismen: Die Absätze 1 und 2 zu Pflicht- und Angebots-
vorsorge gelten entsprechend bei gentechnischen  
Arbeiten mit humanpathogenen Organismen.
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Tätigkeiten mit physikalischen Einwirkungen
(1) � Pflichtvorsorge bei:
1.	 �Tätigkeiten mit extremer Hitzebelastung, die zu einer 

besonderen Gefährdung führen können;
2.	 �Tätigkeiten mit extremer Kältebelastung (– 25° Celsius 

und kälter);
3.	 �Tätigkeiten mit Lärmexposition, wenn die oberen Aus-

lösewerte von LEX,8h = 85 dB(A) beziehungsweise  
LpC,peak = 137 dB(C) erreicht oder überschritten 
werden.Bei der Anwendung der Auslösewerte nach 
Satz 1 wird die dämmende Wirkung eines persönlichen 
Gehörschutzes der Beschäftigten nicht berücksichtigt;

4.	 �Tätigkeiten mit Exposition durch Vibrationen, wenn  
die Expositionsgrenzwerte
a)	 A(8) = 5 m/s2 für Tätigkeiten mit Hand-Arm-
Vibrationen oder
b)	 A(8) = 1,15 m/s2 in X- oder Y-Richtung oder A(8) = 
0,8 m/s2 in Z-Richtung für Tätigkeiten mit Ganzkörper- 
Vibrationen  
erreicht oder überschritten werden;

5.	 �Tätigkeiten unter Wasser, bei denen der oder die Be-
schäftigte über ein Tauchgerät mit Atemgas versorgt 
wird (Taucherarbeiten);

6.	 �Tätigkeiten mit Exposition durch inkohärente künstliche 
optische Strahlung, wenn am Arbeitsplatz die Expositions
grenzwerte nach §  6 der Arbeitsschutzverordnung zu 
künstlicher optischer Strahlung vom 19. Juli 2010 (BGBl. 
I S. 960) in der jeweils geltenden Fassung überschritten 
werden.

(2)  Angebotsvorsorge bei:
1.	 �Tätigkeiten mit Lärmexposition, wenn die unteren 

Auslösewerte von Lex,8h = 80 dB(A) beziehungsweise  
LpC,peak = 135 dB(C) überschritten werden. Bei der 
Anwendung der Auslösewerte nach Satz 1 wird die 
dämmende Wirkung eines persönlichen Gehörschutzes 
der Beschäftigten nicht berücksichtigt;

2.	 �Tätigkeiten mit Exposition durch Vibrationen, wenn  
die Auslösewerte von
a)	 A(8) = 2,5 m/s2 für Tätigkeiten mit Hand-Arm- 
Vibrationen oder
b)	 A(8) = 0,5 m/s2 für Tätigkeiten mit Ganzkörper- 
Vibrationen 
überschritten werden;

3.	 �Tätigkeiten mit Exposition durch inkohärente künstliche 
optische Strahlung, wenn am Arbeitsplatz die Expositions
grenzwerte nach §  6 der Arbeitsschutzverordnung zu 
künstlicher optischer Strahlung vom 19. Juli 2010 (BGBl. 
I S. 960) in der jeweils geltenden Fassung überschritten 
werden können;

4.	 �Tätigkeiten mit wesentlich erhöhten körperlichen  
Belastungen, die mit Gesundheitsgefährdungen für  
das Muskel-Skelett-System verbunden sind durch
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a)	 Lastenhandhabung beim Heben, Halten, Tragen, 
Ziehen oder Schieben von Lasten,
b)	 repetitive manuelle Tätigkeiten oder
c)	 Arbeiten in erzwungenen Körperhaltungen im Knien, 
in langdauerndem Rumpfbeugen oder -drehen oder in 
vergleichbaren Zwangshaltungen;

5.	 �Tätigkeiten im Freien mit intensiver Belastung durch 
natürliche UV-Strahlung von regelmäßig einer Stunde 
oder mehr je Tag. Der Arbeitgeber hat Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zu treffen, durch die die Belastung 
durch natürliche UV-Strahlung möglichst gering gehalten 
wird.

Sonstige Tätigkeiten
(1) � Pflichtvorsorge bei:
1.	 �Tätigkeiten, die das Tragen von Atemschutzgeräten  

der Gruppen 2 und 3 erfordern;
2.	 �Tätigkeiten in Tropen, Subtropen und sonstige Aus-

landsaufenthalte mit besonderen klimatischen Belastun-
gen und Infektionsgefährdungen. Abweichend von §  3 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit §  7 dürfen auch Ärzte 
oder Ärztinnen beauftragt werden, die zur Führung der 
Zusatzbezeichnung Tropenmedizin berechtigt sind.

(2) � Angebotsvorsorge bei:
1.	 �Tätigkeiten an Bildschirmgeräten 

Die Angebotsvorsorge enthält das Angebot auf eine 
angemessene Untersuchung der Augen und des Seh-
vermögens. Erweist sich auf Grund der Angebotsvorsorge 
eine augenärztliche Untersuchung als erforderlich, so ist 
diese zu ermöglichen. §  5 Abs. 2 gilt entsprechend für 
Sehbeschwerden. Den Beschäftigten sind im erforder-
lichen Umfang spezielle Sehhilfen für ihre Arbeit an 
Bildschirmgeräten zur Verfügung zu stellen, wenn Er-
gebnis der Angebotsvorsorge ist, dass spezielle Sehhilfen 
notwendig und normale Sehhilfen nicht geeignet sind;

2.	 �Tätigkeiten, die das Tragen von Atemschutzgeräten der 
Gruppe 1 erfordern;

3.	 �Am Ende einer Tätigkeit, bei der nach Absatz 1 Num-
mer 2 eine Pflichtvorsorge zu veranlassen war, hat der 
Arbeitgeber eine Angebotsvorsorge anzubieten.
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Gesetz zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten 
beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz – IfSG) 

Ausfertigungsdatum: 20.07.2000
Vollzitat: „Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist“
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 3 G v. 27.3.2020 I 587
Hinweis: Änderung durch Art. 1 G v. 19.5.2020 I 1018 (Nr. 23) textlich nachgewiesen, 
dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet
Änderung durch Art. 2 G v. 19.5..2020 I 1018 (Nr. 23) textlich nachgewiesen,  
dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet
Änderung durch Art. 98 V v. 19.6.2020 I 1328 (Nr. 29) textlich nachgewiesen,  
dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet
Änderung durch Art. 5 G v. 19.6.2020 I 1385 (Nr. 30) textlich nachgewiesen, 
dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet

Überwachung
§  6 Meldepflichtige Krankheiten
(1)  Namentlich ist zu melden:
1.	 �der Verdacht einer Erkrankung, die Erkrankung sowie  

der Tod in Bezug auf die folgenden Krankheiten:
a)	 Botulismus,
b)	 Cholera,
c)	 Diphtherie,
d)	 �humane spongiforme Enzephalopathie, außer  

familiärhereditärer Formen,
e)	 akute Virushepatitis,
f)	 �enteropathisches hämolytisch-urämisches Syndrom 

(HUS), 
g)	 virusbedingtes hämorrhagisches Fieber,
h)	 Keuchhusten,
i)	 Masern,
j)	 Meningokokken-Meningitis oder -Sepsis,
k)	 Milzbrand,
l)	 Mumps,
m)	 Pest,
n)	 Poliomyelitis,
o)	 Röteln einschließlich Rötelnembryopathie,
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3. Abschnitt
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p)	 Tollwut,
q)	 Typhus abdominalis oder Paratyphus,
r)	 Windpocken,
s)	 zoonotische Influenza,
t)	 Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19), 

1a. � die Erkrankung und der Tod in Bezug auf folgende 
Krankheiten:
a)	 behandlungsbedürftige Tuberkulose, auch wenn  
ein bakteriologischer Nachweis nicht vorliegt,
b)	 Clostridioides-difficile-Infektion mit klinisch schwerem 
Verlauf; ein klinisch schwerer Verlauf liegt vor,
c)	 wenn  
aa)  der Erkrankte zur Behandlung einer ambulant er-
worbenen Clostridioides-difficile-Infektion in eine 
medizinische Einrichtung aufgenommen wird, 
�bb)  der Erkrankte zur Behandlung der Clostridioides- 
difficile-Infektion oder ihrer Komplikationen auf eine 
Intensivstation verlegt wird, 
�cc)  ein chirurgischer Eingriff, zum Beispiel Kolektomie, 
auf Grund eines Megakolons, einer Perforation oder 
einer refraktären Kolitis erfolgt oder 
�dd)  der Erkrankte innerhalb von 30 Tagen nach der 
Feststellung der Clostridioides-difficile-Infektion verstirbt 
und die Infektion als direkte Todesursache oder als zum 
Tode beitragende Erkrankung gewertet wurde,

2.	 �der Verdacht auf und die Erkrankung an einer mikrobiell 
bedingten Lebensmittelvergiftung oder an einer akuten 
infektiösen Gastroenteritis, wenn
a)	 eine Person betroffen ist, die eine Tätigkeit im Sinne 
des §  42 Abs. 1 ausübt,
b)	 zwei oder mehr gleichartige Erkrankungen auftreten, 
bei denen ein epidemischer Zusammenhang wahr-
scheinlich ist oder vermutet wird,

3.	 �der Verdacht einer über das übliche Ausmaß einer 
Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen  
Schädigung,

4.	  �die Verletzung eines Menschen durch ein tollwut
krankes, -verdächtiges oder -ansteckungsverdächtiges 
Tier sowie die Berührung eines solchen Tieres oder 
Tierkörpers,

5.	 �der Verdacht einer Erkrankung, die Erkrankung sowie 
der Tod, in Bezug auf eine bedrohliche übertragbare 
Krankheit, die nicht bereits nach den Nummern 1 bis 4 
meldepflichtig ist.

Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß §  8 Absatz 1 Nummer 1, 
3 bis 8, §  9 Absatz 1, 2, 3 Satz 1 oder 3 zu erfolgen.
(2)  Dem Gesundheitsamt ist über die Meldung nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe i hinaus zu melden, 
wenn Personen an einer subakuten sklerosierenden Panen-
zephalitis infolge einer Maserninfektion erkranken oder 
versterben. Dem Gesundheitsamt ist über die Meldung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a Buchstabe a hinaus zu 
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melden, wenn Personen, die an einer behandlungsbedürftigen 
Lungentuberkulose erkrankt sind, eine Behandlung verwei-
gern oder abbrechen. Die Meldung nach den Sätzen 1 und 
2 hat gemäß §  8 Absatz 1 Nummer 1, §  9 Absatz 1 und 3 
Satz 1 oder 3 zu erfolgen.
(3)  Nichtnamentlich ist das Auftreten von zwei oder mehr 
nosokomialen Infektionen zu melden, bei denen ein epide-
mischer Zusammenhang wahrscheinlich ist oder vermutet 
wird. Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß §  8 Absatz 1 
Nummer 1, 3 oder 5, §  10 Absatz 1 zu erfolgen.

§  7 Meldepflichtige Nachweise von Krankheitserregern
(1)  Namentlich ist bei folgenden Krankheitserregern, soweit 
nicht anders bestimmt, der direkte oder indirekte Nachweis 
zu melden, soweit die Nachweise auf eine akute Infektion 
hinweisen:
1.	 �Adenoviren; Meldepflicht nur für den direkten Nach-

weis im Konjunktivalabstrich
2.	 Bacillus anthracis
3.	 Bordetella pertussis, Bordetella parapertussis 
	� 3a. humanpathogene Bornaviren; Meldepflicht nur  

für den direkten Nachweis
4.	 �Borrelia recurrentis
5.	 Brucella sp.
6.	 Campylobacter sp., darmpathogen 
	 6a. Chikungunya-Virus
7.	 Chlamydia psittaci
8.	 Clostridium botulinum oder Toxinnachweis
9.	 Corynebacterium spp., Toxin bildend
10.	Coxiella burnetii 
	 10a. Dengue-Virus
11.	humanpathogene Cryptosporidium sp.
12.	Ebolavirus
13.	  �a) Escherichia coli, enterohämorrhagische Stämme (EHEC) 

b) Escherichia coli, sonstige darmpathogene Stämme
14.	Francisella tularensis
15.	FSME-Virus
16.	Gelbfiebervirus
17.	 Giardia lamblia
18.	�Haemophilus influenzae; Meldepflicht nur für den  

direkten Nachweis aus Liquor oder Blut
19.	Hantaviren
20.	Hepatitis-A-Virus
21.	Hepatitis-B-Virus; Meldepflicht für alle Nachweise
22.	Hepatitis-C-Virus; Meldepflicht für alle Nachweise
23.	Hepatitis-D-Virus; Meldepflicht für alle Nachweise
24.	Hepatitis-E-Virus
25.	�Influenzaviren; Meldepflicht nur für den direkten  

Nachweis
26.	Lassavirus
27.	Legionella sp.
28.	humanpathogene Leptospira sp.
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29.	 �Listeria monocytogenes; Meldepflicht nur für den direkten 
Nachweis aus Blut, Liquor oder anderen normalerweise 
sterilen Substraten sowie aus Abstrichen von Neuge
borenen

30.	Marburgvirus
31.	Masernvirus 
	� 31a. Middle-East-Respiratory-Syndrome-Coronavirus 

(MERS-CoV)
32.	Mumpsvirus
33.	Mycobacterium leprae
34.	�Mycobacterium tuberculosis/africanum, Mycobacterium 

bovis; Meldepflicht für den direkten Erregernachweis 
sowie nachfolgend für das Ergebnis der Resistenzbe-
stimmung; vorab auch für den Nachweis säurefester 
Stäbchen im Sputum

35.	�Neisseria meningitidis; Meldepflicht nur für den direkten 
Nachweis aus Liquor, Blut, hämorrhagischen Haut
infiltraten oder anderen normalerweise sterilen Sub
straten

36.	Norovirus
37.	Poliovirus
38.	Rabiesvirus
39.	Rickettsia prowazekii
40.	Rotavirus
41.	Rubellavirus
42.	�Salmonella Paratyphi; Meldepflicht für alle direkten 

Nachweise
43.	�Salmonella Typhi; Meldepflicht für alle direkten  

Nachweise
44.	Salmonella, sonstige 
	� 44a. Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-Coronavirus 

(SARS-CoV) und Severe-Acute-Respiratory-Syndro-
me-Coronavirus-2 (SARS-CoV-2)

45.	Shigella sp. 
	� 45a. Streptococcus pneumoniae; Meldepflicht nur für 

den direkten Nachweis aus Liquor, Blut, Gelenkpunktat 
oder anderen normalerweise sterilen Substraten

46.	Trichinella spiralis
47.	Varizella-Zoster-Virus
48.	�Vibrio spp., humanpathogen; soweit ausschließlich  

eine Ohrinfektion vorliegt, nur bei Vibrio cholerae 
48a. West-Nil-Virus

49.	Yersinia pestis
50.	Yersinia spp., darmpathogen 
	 50a. Zika-Virus und sonstige Arboviren
51.	andere Erreger hämorrhagischer Fieber
52.	der direkte Nachweis folgender Krankheitserreger: 
	� a) Staphylococcus aureus, Methicillin-resistente Stämme; 

Meldepflicht nur für den Nachweis aus Blut oder Liquor 
b) Enterobacterales bei Nachweis einer Carbapenemase- 
Determinante oder mit verminderter Empfindlichkeit 
gegenüber Carbapenemen außer bei natürlicher Resis



Seite 89

4 Rechtliche Grundlagen  Infektionsschutzgesetz – IfSG

tenz; Meldepflicht nur bei Infektion oder Kolonisation 
c) Acinetobacter spp. bei Nachweis einer Carbapenemase- 
Determinante oder mit verminderter Empfindlichkeit 
gegenüber Carbapenemen außer bei natürlicher Resis-
tenz; Meldepflicht nur bei Infektion oder Kolonisation.

§  8 Zur Meldung verpflichtete Personen
...
7.	 im Falle des §  6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2  
und 5 die Leiter von Einrichtungen nach §  36 Absatz 1
Nummer 1 bis 6,
...

§  20 Schutzimpfungen und andere Maßnahmen  
der spezifischen Prophylaxe
(1)  Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die 
obersten Landesgesundheitsbehörden und die von ihnen 
beauftragten Stellen sowie die Gesundheitsämter informie-
ren die Bevölkerung zielgruppenspezifisch über die Bedeu-
tung von Schutzimpfungen und andere Maßnahmen der 
spezifischen Prophylaxe übertragbarer Krankheiten. Bei der 
Information der Bevölkerung soll die vorhandene Evidenz  
zu bestehenden Impflücken berücksichtigt werden.
(2)  Beim Robert Koch-Institut wird eine Ständige Impfkom-
mission eingerichtet. Die Kommission gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums für 
Gesundheit bedarf. Die Kommission gibt Empfehlungen zur 
Durchführung von Schutzimpfungen und zur Durchführung 
anderer Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe übertrag-
barer Krankheiten und entwickelt Kriterien zur Abgrenzung 
einer üblichen Impfreaktion und einer über das übliche Aus-
maß einer Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen 
Schädigung. Die Mitglieder der Kommission werden vom 
Bundesministerium für Gesundheit im Benehmen mit den 
obersten Landesgesundheitsbehörden berufen. Vertreter 
des Bundesministeriums für Gesundheit, der obersten Lan-
desgesundheitsbehörden, des Robert Koch-Institutes und 
des Paul-Ehrlich-Institutes nehmen mit beratender Stimme 
an den Sitzungen teil. Weitere Vertreter von Bundesbehör-
den können daran teilnehmen. Die Empfehlungen der Kom-
mission werden von dem Robert Koch-Institut den obersten 
Landesgesundheitsbehörden übermittelt und anschließend 
veröffentlicht.
(3)  Die obersten Landesgesundheitsbehörden sollen öffent
liche Empfehlungen für Schutzimpfungen oder andere 
Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe auf der Grundlage 
der jeweiligen Empfehlungen der Ständigen Impfkommission 
aussprechen.
(4)  Zur Durchführung von Schutzimpfungen ist jeder Arzt 
berechtigt. Fachärzte dürfen Schutzimpfungen unabhängig 
von den Grenzen der Ausübung ihrer fachärztlichen Tätig-
keit durchführen. Die Berechtigung zur Durchführung von 



Seite 90

4 Rechtliche Grundlagen  Infektionsschutzgesetz – IfSG

Schutzimpfungen nach anderen bundesrechtlichen  
Vorschriften bleibt unberührt.
(5)  Die obersten Landesgesundheitsbehörden können 
bestimmen, dass die Gesundheitsämter unentgeltlich 
Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen 
Prophylaxe gegen bestimmte übertragbare Krankheiten 
durchführen. Die zuständigen Behörden können mit den 
Maßnahmen nach Satz 1 Dritte beauftragen. Soweit die von 
der Maßnahme betroffene Person gegen einen anderen 
Kostenträger einen Anspruch auf entsprechende Leistungen 
hat oder einen Anspruch auf Erstattung der Aufwendungen 
für entsprechende Leistungen hätte, ist dieser zur Tragung 
der Sachkosten verpflichtet. Wenn Dritte nach Satz 2 beauf-
tragt wurden, ist der andere Kostenträger auch zur Tragung 
dieser Kosten verpflichtet, soweit diese angemessen sind.
(6)  Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
anzuordnen, dass bedrohte Teile der Bevölkerung an Schutz
impfungen oder anderen Maßnahmen der spezifischen 
Prophylaxe teilzunehmen haben, wenn eine übertragbare 
Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt 
und mit ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist. Per-
sonen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation 
nicht an Schutzimpfungen oder an anderen Maßnahmen 
der spezifischen Prophylaxe teilnehmen können, können 
durch Rechtsverordnung nach Satz 1 nicht zu einer Teilnahme 
an Schutzimpfungen oder an anderen Maßnahmen der 
spezifischen Prophylaxe verpflichtet werden. §  15 Abs. 2  
gilt entsprechend.
(7)  Solange das Bundesministerium für Gesundheit von der 
Ermächtigung nach Absatz 6 keinen Gebrauch macht, sind 
die Landesregierungen zum Erlass einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 6 ermächtigt. Die Landesregierungen können 
die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die obersten 
Landesgesundheitsbehörden übertragen.
(8)  Folgende Personen, die nach dem 31. Dezember 1970 
geboren sind, müssen entweder einen nach den Maßgaben 
von Satz 2 ausreichenden Impfschutz gegen Masern oder 
ab der Vollendung des ersten Lebensjahres eine Immunität 
gegen Masern aufweisen:
1.	 �Personen, die in einer Gemeinschaftseinrichtung nach 

§  33 Nummer 1 bis 3 betreut werden,
2.	 Personen, die bereits vier Wochen

a)	 in einer Gemeinschaftseinrichtung nach §  33 
Nummer 4 betreut werden oder
b)	 in einer Einrichtung nach §  36 Absatz 1 Nummer 4 
untergebracht sind, und

3.	 �Personen, die in Einrichtungen nach §  23 Absatz 3 Satz 
1, §  33 Nummer 1 bis 4 oder §  36 Absatz 1 Nummer 4 
tätig sind.

Ein ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht, wenn 
ab der Vollendung des ersten Lebensjahres mindestens eine 
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Schutzimpfung und ab der Vollendung des zweiten Lebens-
jahres mindestens zwei Schutzimpfungen gegen Masern 
bei der betroffenen Person durchgeführt wurden. Satz 1 
gilt auch, wenn zur Erlangung von Impfschutz gegen  
Masern ausschließlich Kombinationsimpfstoffe zur Verfügung 
stehen, die auch Impfstoffkomponenten gegen andere 
Krankheiten enthalten. Satz 1 gilt nicht für Personen, die 
auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht 
geimpft werden können.
(9)  Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach §  33 
Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach §  23 
Absatz 3 Satz 1, §  33 Nummer 1 bis 4 oder §  36 Absatz 1 
Nummer 4 tätig werden sollen, haben der Leitung der je-
weiligen Einrichtung vor Beginn ihrer Betreuung oder ihrer 
Tätigkeit folgenden Nachweis vorzulegen:
1.	 �eine Impfdokumentation nach §  22 Absatz 1 und 2 

oder ein ärztliches Zeugnis, auch in Form einer Doku-
mentation nach §  26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, darüber, dass bei ihnen ein nach 
den Maßgaben von Absatz 8 Satz 2 ausreichender 
Impfschutz gegen Masern besteht,

2.	 �ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Im-
munität gegen Masern vorliegt oder sie aufgrund einer 
medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden 
können oder

3.	 �eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Lei-
tung einer anderen in Absatz 8 Satz 1 genannten Ein-
richtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 
oder Nummer 2 bereits vorgelegen hat.

Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr  
bestimmte Stelle kann bestimmen, dass der Nachweis nach 
Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern 
dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle 
gegenüber zu erbringen ist. Die Behörde, die für die Ertei-
lung der Erlaubnis nach §  43 Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch zuständig ist, kann bestimmen, dass vor 
dem Beginn der Tätigkeit im Rahmen der Kindertagespflege 
der Nachweis nach Satz 1 ihr gegenüber zu erbringen ist. 
Wenn der Nachweis nach Satz 1 von einer Person, die auf-
grund einer nach Satz 8 zugelassenen Ausnahme oder nach 
Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach §  33 Nummer 1 
bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach §  23 Absatz 3 Satz 1, 
§  33 Nummer 1 bis 4 oder §  36 Absatz 1 Nummer 4 be-
schäftigt oder tätig werden darf, nicht vorgelegt wird oder 
wenn sich ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu 
einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder vervollständigt 
werden kann, hat
1.	 die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder
2.	 �die andere Stelle nach Satz 2 oder Satz 3
unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die 
Einrichtung befindet, darüber zu benachrichtigen und dem 
Gesundheitsamt personenbezogene Angaben zu 
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übermitteln. Eine Benachrichtigungspflicht besteht nicht, 
wenn der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder der ande-
ren Stelle nach Satz 2 oder Satz 3 bekannt ist, dass das Ge-
sundheitsamt über den Fall bereits informiert ist. Eine Per-
son, die ab der Vollendung des ersten Lebensjahres keinen 
Nachweis nach Satz 1 vorlegt, darf nicht in Gemeinschafts-
einrichtungen nach §  33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in 
Einrichtungen nach §  23 Absatz 3 Satz 1, §  33 Nummer 1 
bis 4 oder §  36 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt werden. 
Eine Person, die über keinen Nachweis nach Satz 1 verfügt 
oder diesen nicht vorlegt, darf in Einrichtungen nach §  23 
Absatz 3 Satz 1, §  33 Nummer 1 bis 4 oder §  36 Absatz 1 
Nummer 4 nicht tätig werden. Die oberste Landesgesund-
heitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann allge-
meine Ausnahmen von den Sätzen 6 und 7 zulassen, wenn 
das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Liefer-
engpass zu allen Impfstoffen mit einer Masernkomponente, 
die für das Inverkehrbringen in Deutschland zugelassen 
oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel impor-
tierte und parallel vertriebene Impfstoffe mit einer Masern-
komponente bleiben unberücksichtigt. Eine Person, die ei-
ner gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, darf in Abweichung 
von Satz 6 in Gemeinschaftseinrichtungen nach §  33 Num-
mer 3 betreut werden.
(10)  Personen, die am 1. März 2020 bereits in Gemein-
schaftseinrichtungen nach §  33 Nummer 1 bis 3 betreut 
werden oder in Einrichtungen nach §  23 Absatz 3 Satz 1, 
§  33 Nummer 1 bis 4 oder §  36 Absatz 1 Nummer 4 tätig 
sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen 
Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Juli 
2021 vorzulegen. Absatz 9 Satz 2 bis 5 findet mit der Maß-
gabe entsprechende Anwendung, dass eine Benachrichti-
gung des zuständigen Gesundheitsamtes und eine Über-
mittlung personenbezogener Angaben immer zu erfolgen 
hat, wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis  
zum Ablauf des 31. Juli 2021 vorgelegt wird.
(11)  Personen, die bereits vier Wochen in Gemeinschafts-
einrichtungen nach §  33 Nummer 4 betreut werden oder in 
Einrichtungen nach §  36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht 
sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen 
Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 wie folgt vorzulegen:
1.	 innerhalb von vier weiteren Wochen oder,
2.	 �wenn sie am 1. März 2020 bereits betreut werden oder 

untergebracht sind, bis zum Ablauf des 31. Juli 2021.
Absatz 9 Satz 2, 4 und 5 findet mit der Maßgabe entspre-
chende Anwendung, dass eine Benachrichtigung des zu-
ständigen Gesundheitsamtes und eine Übermittlung per-
sonenbezogener Angaben immer zu erfolgen hat, wenn 
der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zu dem in Satz 1 
Nummer 1 oder Nummer 2 genannten Zeitpunkt vorgelegt 
wird.
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(12)  Folgende Personen haben dem Gesundheitsamt, in 
dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung befindet, auf 
Anforderung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 vor
zulegen:
1.	 �Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach §  33 

Nummer 1 bis 3 betreut werden,
2.	 Personen, die bereits acht Wochen

a)	 in Gemeinschaftseinrichtungen nach §  33 Nummer 
4 betreut werden oder
b)	 in Einrichtungen nach §  36 Absatz 1 Nummer 4 un-
tergebracht sind und

3.	 �Personen, die in Einrichtungen nach §  23 Absatz 3 Satz 
1, §  33 Nummer 1 bis 4 oder §  36 Absatz 1 Nummer 4 
tätig sind.

Wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist vorgelegt wird oder sich aus dem 
Nachweis ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu 
einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder vervollständigt 
werden kann, kann das Gesundheitsamt die zur Vorlage 
des Nachweises verpflichtete Person zu einer Beratung laden 
und hat diese zu einer Vervollständigung des Impfschutzes 
gegen Masern aufzufordern.Das Gesundheitsamt kann 
einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen 
Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt, un-
tersagen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 8 Satz 1 
genannten Einrichtung dienenden Räume betritt oder in 
einer solchen Einrichtung tätig wird. Einer Person, die einer 
gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, kann in Abweichung 
von Satz 3 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer 
Einrichtung nach §  33 Nummer 3 dienenden Räume zu be-
treten. Einer Person, die einer gesetzlichen Unterbringungs-
pflicht unterliegt, kann in Abweichung von Satz 3 nicht 
untersagt werden, die dem Betrieb einer Gemeinschaftsein-
richtung nach §  33 Nummer 4 oder einer Einrichtung nach 
§  36 Absatz 1 Nummer 4 dienenden Räume zu betreten. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen ein vom Ge-
sundheitsamt nach Satz 3 erteiltes Verbot haben keine auf-
schiebende Wirkung.
(13)  Wenn eine nach den Absätzen 9 bis 12 verpflichtete 
Person minderjährig ist, so hat derjenige für die Einhaltung 
der diese Person nach den Absätzen 9 bis 12 treffenden 
Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für diese Person 
zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer 
von Verpflichtungen nach den Absätzen 9 bis 12 betroffe-
nen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu 
seinem Aufgabenkreis gehört.
(14)  Durch die Absätze 6 bis 12 wird das Grundrecht der 
körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1  
des Grundgesetzes) eingeschränkt.

» Meldepflicht  
Impfstatus der  
Schülerin/des  
Schülers bei  
Erstaufnahme in 
eine allgemein
bildende Schule
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Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen,  
Unternehmen und Personen

§  33 Gemeinschaftseinrichtungen
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes  
sind Einrichtungen, in denen überwiegend minderjährige
Personen betreut werden; dazu gehören insbesondere:
1.	 Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte,
2.	 �die nach §  43 Absatz 1 des Achten Buches Sozial

gesetzbuch erlaubnispflichtige Kindertagespflege,
3.	 Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen,
4.	 Heime und
5.	 Ferienlager.

§  34 �Gesundheitliche Anforderungen, Mitwirkungs-
pflichten, Aufgaben des Gesundheitsamtes

(1)  Personen, die an
1.	 Cholera
2.	 Diphtherie
3.	 Enteritis durch enterohämorrhagische E. coli (EHEC)
4.	 virusbedingtem hämorrhagischen Fieber
5.	 Haemophilus influenzae Typ b-Meningitis
6.	 Impetigo contagiosa (ansteckende Borkenflechte)
7.	 Keuchhusten
8.	 ansteckungsfähiger Lungentuberkulose
9.	 Masern
10.	Meningokokken-Infektion 
11.	Mumps
12.	Paratyphus
13.	Pest
14.	Poliomyelitis 
	 14a. Röteln
15.	�Scharlach oder sonstigen Streptococcus pyogenes- 

Infektionen
16.	Shigellose
17.	 Skabies (Krätze)
18.	Typhus abdominalis
19.	Virushepatitis A oder E
20.	Windpocken
erkrankt oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, dür-
fen in den in §  33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen 
keine Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige 
Tätigkeiten ausüben, bei denen sie Kontakt zu den dort  
Betreuten haben, bis nach ärztlichem Urteil eine Weiterver-
breitung der Krankheit oder der Verlausung durch sie nicht 
mehr zu befürchten ist. Satz 1 gilt entsprechend für die in 
der Gemeinschaftseinrichtung Betreuten mit der Maßgabe, 
dass sie die dem Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung die-
nenden Räume nicht betreten, Einrichtungen der Gemein-
schaftseinrichtung nicht benutzen und an Veranstaltungen 
der Gemeinschaftseinrichtung nicht teilnehmen dürfen. 
Satz 2 gilt auch für Kinder, die das 6. Lebensjahr noch 
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6. Abschnitt
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nicht vollendet haben und an infektiöser Gastroenteritis  
erkrankt oder dessen verdächtig sind. 

§  35 �Belehrung für Personen in der Betreuung  
von Kindern und Jugendlichen

Personen, die in den in §  33 genannten Gemeinschaftsein-
richtungen Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder 
sonstige regelmäßige Tätigkeiten ausüben und Kontakt mit 
den dort Betreuten haben, sind vor erstmaliger Aufnahme 
ihrer Tätigkeit und im Weiteren mindestens im Abstand von 
zwei Jahren von ihrem Arbeitgeber über die gesundheitlichen 
Anforderungen und Mitwirkungsverpflichtungen nach §  34 
zu belehren. Über die Belehrung ist ein Protokoll zu erstellen, 
das beim Arbeitgeber für die Dauer von drei Jahren aufzu-
bewahren ist. Die Sätze 1 und 2 finden für Dienstherren 
entsprechende Anwendung.

§  36 �Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, 
Unternehmen und Personen; 
Verordnungsermächtigung

(1)  Folgende Einrichtungen und Unternehmen müssen in 
Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur 
Infektionshygiene festlegen und unterliegen der infektions
hygienischen Überwachung durch das Gesundheitsamt:
1.	 �die in §  33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen mit 

Ausnahme der Gemeinschaftseinrichtungen nach §  33 
Nummer 2,

�
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Gesundheitliche Anforderungen an das Personal  
beim Umgang mit Lebensmitteln

§  42 Tätigkeits- und Beschäftigungsverbote
(1)  Personen, die 
1.	 �an Typhus abdominalis, Paratyphus, Cholera, Shigellen-

ruhr, Salmonellose, einer anderen infektiösen Gastro
enteritis oder Virushepatitis A oder E erkrankt oder 
dessen verdächtig sind,

2.	 �an infizierten Wunden oder an Hautkrankheiten er-
krankt sind, bei denen die Möglichkeit besteht, dass 
deren Krankheitserreger über Lebensmittel übertragen 
werden können,

3.	 �die Krankheitserreger Shigellen, Salmonellen, entero
hämorrhagische Escherichia coli oder Choleravibrionen 
ausscheiden,

dürfen nicht tätig sein oder beschäftigt werden
a.	 beim Herstellen, Behandeln oder Inverkehrbringen der 
in Absatz 2 genannten Lebensmittel, wenn sie dabei mit 
diesen in Berührung kommen, oder
b.	 in Küchen von Gaststätten und sonstigen Einrichtungen 
mit oder zur Gemeinschaftsverpflegung. 
Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die mit Bedarfsgegen
ständen, die für die dort genannten Tätigkeiten verwendet 
werden, so in Berührung kommen, dass eine Übertragung 
von Krankheitserregern auf die Lebensmittel im Sinne des 
Absatzes 2 zu befürchten ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht 
für den privaten hauswirtschaftlichen Bereich.
(2)  Lebensmittel im Sinne des Absatzes 1 sind 
1.	 Fleisch, Geflügelfleisch und Erzeugnisse daraus
2.	 Milch und Erzeugnisse auf Milchbasis
3.	 Fische, Krebse oder Weichtiere und Erzeugnisse daraus
4.	 Eiprodukte
5.	 Säuglings- und Kleinkindernahrung
6.	 Speiseeis und Speiseeishalberzeugnisse
7.	 �Backwaren mit nicht durchgebackener oder durcher-

hitzter Füllung oder Auflage
8.	 �Feinkost-, Rohkost- und Kartoffelsalate, Marinaden, 

Mayonnaisen, andere emulgierte Soßen, Nahrungshefen
9.	 �Sprossen und Keimlinge zum Rohverzehr sowie Samen 

zur Herstellung von Sprossen und Keimlingen zum Roh-
verzehr.

(3)  Personen, die in amtlicher Eigenschaft, auch im Rah-
men ihrer Ausbildung, mit den in Absatz 2 bezeichneten 
Lebensmitteln oder mit Bedarfsgegenständen im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 2 in Berührung kommen, dürfen ihre Tätig-
keit nicht ausüben, wenn sie an einer der in Absatz 1 Nr. 1 
genannten Krankheiten erkrankt oder dessen verdächtig 
sind, an einer der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Krankheiten 
erkrankt sind oder die in Absatz 1 Nr. 3 genannten Krank-
heitserreger ausscheiden.

8. Abschnitt
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(4)  Das Gesundheitsamt kann Ausnahmen von den Ver-
boten nach dieser Vorschrift zulassen, wenn Maßnahmen 
durchgeführt werden, mit denen eine Übertragung der 
aufgeführten Erkrankungen und Krankheitserreger verhütet 
werden kann.
(5)  Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
den Kreis der in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Krankheiten, 
der in Absatz 1 Nr. 3 genannten Krankheitserreger und der 
in Absatz 2 genannten Lebensmittel einzuschränken, wenn 
epidemiologische Erkenntnisse dies zulassen, oder zu erwei-
tern, wenn dies zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
vor einer Gefährdung durch Krankheitserreger erforderlich 
ist. In dringenden Fällen kann zum Schutz der Bevölkerung 
die Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
erlassen werden. Eine auf der Grundlage des Satzes 2 er-
lassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten 
außer Kraft; ihre Geltungsdauer kann mit Zustimmung des 
Bundesrates verlängert werden.

§  43 Belehrung, Bescheinigung des Gesundheitsamtes
(1)  Personen dürfen gewerbsmäßig die in §  42 Abs. 1  
bezeichneten Tätigkeiten erstmalig nur dann ausüben und 
mit diesen Tätigkeiten erstmalig nur dann beschäftigt 
werden, wenn durch eine nicht mehr als drei Monate alte 
Bescheinigung des Gesundheitsamtes oder eines vom 
Gesundheitsamt beauftragten Arztes nachgewiesen ist, 
dass sie 
1.	 �über die in §  42 Abs. 1 genannten Tätigkeitsverbote 

und über die Verpflichtungen nach den Absätzen 2, 4 
und 5 vom Gesundheitsamt oder von einem durch das 
Gesundheitsamt beauftragten Arzt belehrt wurden und

2.	 �nach der Belehrung im Sinne der Nummer 1 in Text-
form erklärt haben, dass ihnen keine Tatsachen für ein 
Tätigkeitsverbot bei ihnen bekannt sind.

Liegen Anhaltspunkte vor, dass bei einer Person Hinde-
rungsgründe nach §  42 Abs. 1 bestehen, so darf die Be-
scheinigung erst ausgestellt werden, wenn durch ein ärzt
liches Zeugnis nachgewiesen ist, dass Hinderungsgründe 
nicht oder nicht mehr bestehen.
(2)  Treten bei Personen nach Aufnahme ihrer Tätigkeit Hin-
derungsgründe nach §  42 Abs. 1 auf, sind sie verpflichtet, 
dies ihrem Arbeitgeber oder Dienstherrn unverzüglich mit-
zuteilen.
(3)  Werden dem Arbeitgeber oder Dienstherrn Anhalts-
punkte oder Tatsachen bekannt, die ein Tätigkeitsverbot 
nach §  42 Abs. 1 begründen, so hat dieser unverzüglich die 
zur Verhinderung der Weiterverbreitung der Krankheitser-
reger erforderlichen Maßnahmen einzuleiten.
(4)  Der Arbeitgeber hat Personen, die eine der in §  42 Abs. 
1 Satz 1 oder 2 genannten Tätigkeiten ausüben, nach Auf-
nahme ihrer Tätigkeit und im Weiteren alle zwei Jahre über 
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die in §  42 Abs. 1 genannten Tätigkeitsverbote und über 
die Verpflichtung nach Absatz 2 zu belehren. Die Teilnahme 
an der Belehrung ist zu dokumentieren. Die Sätze 1 und 2 
finden für Dienstherren entsprechende Anwendung.
(5)  Die Bescheinigung nach Absatz 1 und die letzte Doku-
mentation der Belehrung nach Absatz 4 sind beim Arbeit-
geber aufzubewahren. Der Arbeitgeber hat die Nachweise 
nach Satz 1 und, sofern er eine in §  42 Abs. 1 bezeichnete 
Tätigkeit selbst ausübt, die ihn betreffende Bescheinigung 
nach Absatz 1 Satz 1 an der Betriebsstätte verfügbar zu 
halten und der zuständigen Behörde und ihren Beauftrag-
ten auf Verlangen vorzulegen. Bei Tätigkeiten an wechseln-
den Standorten genügt die Vorlage einer beglaubigten 
Abschrift oder einer beglaubigten Kopie.
(6)  Im Falle der Geschäftsunfähigkeit oder der beschränk-
ten Geschäftsfähigkeit treffen die Verpflichtungen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 2 denjenigen, dem die 
Sorge für die Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft 
auch den Betreuer, soweit die Sorge für die Person zu seinem 
Aufgabenkreis gehört. Die den Arbeitgeber oder Dienst
herrn betreffenden Verpflichtungen nach dieser Vorschrift 
gelten entsprechend für Personen, die die in §  42 Abs. 1 
genannten Tätigkeiten selbständig ausüben.
(7)  Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Untersuchungen und weitergehende Anforderungen vor-
zuschreiben oder Anforderungen einzuschränken, wenn 
Rechtsakte der Europäischen Union dies erfordern.
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Vereinbarung gemäß  
§  81 NPersVG zur 
Krankenstandstatistik 
in der niedersächsischen Landesverwaltung 

Bek. d. MI v. 1. 9. 2016 – 24.15-03082-14 – 

1.	 Die LReg und die Spitzenorganisationen der Gewerk
schaften haben eine Vereinbarung gemäß §  81 NPersVG 
zur Krankenstandstatistik in der niedersächsischen 
Landesverwaltung abgeschlossen. Diese Vereinbarung vom 
22. 7. 2016 wird in der Anlage bekannt gemacht.
2.	 Die Vereinbarung tritt am 1. 1. 2017 in Kraft.

An die Dienststellen der Landesverwaltung –  
Nds. MBl. Nr. 34/2016 S. 905

Vereinbarung gemäß §  81 NPersVG zur Krankenstand
statistik in der niedersächsischen Landesverwaltung

Zwischen
der Niedersächsischen Landesregierung, vertreten durch 
das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport,
– einerseits – und
dem Deutschen Gewerkschaftsbund – Bezirk Niedersachsen 
– Bremen – Sachsen-Anhalt –, dem Niedersächsischen 
Beamtenbund und Tarifunion (NBB), dem Niedersächsischen 
Richterbund – Bund der Richterinnen und Richter, Staats
anwältinnen und Staatsanwälte (NRB) –
– andererseits –
wird gemäß §  81 des Niedersächsischen Personalvertretungs
gesetzes (NPersVG) in der Fassung vom 9. Februar 2016 
(Nds. GVBI. S. 2) folgende Vereinbarung geschlossen:

I. Präambel
II. Krankenstandstatistik
§  1 Landesweile Erfassung
§  2 Durchführung und Auswertung
§  3 Dienstvereinbarungen
III. Schlussbestimmungen/lnkrafttreten
§  4 Geltungsbereich
§  5 Inkrafttreten
Anhang: Erfassungsblatt und Erläuterungen

4 Rechtliche Grundlagen  Vereinbarung gemäß §  81 NPersVG zur Krankenstandstatistik

Anlage
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I. Präambel
(1)  Eine Krankenstandstatistik bildet die krankheitsbedingten 
Fehlzeiten einer Organisation ab. Sie stellt Zahlen zur Häufig
keit und Dauer der krankheitsbedingten Fehlzeiten zur 
Verfügung. Durch einen Zeitreihenvergleich mehrerer Stich-
tagserhebungen können Veränderungen des Krankenstandes 
in einer Organisation sichtbar gemacht werden.
(2)  Eine Krankenstandstatistik gibt keinen unmittelbaren 
Aufschluss über Probleme in einer Organisation oder Ur-
sachen von Erkrankungen. Sie eignet sich jedoch dafür,  
Abweichungen und Veränderungen des Krankenstandes in 
einer Organisation sichtbar zu machen. Das in der Landes-
verwaltung etablierte Gesundheitsmanagement bietet eine 
Vielzahl von Instrumenten zur inhaltlichen Analyse krank-
heitsbedingter Fehlzeiten und zur partizipativen Entwick-
lung geeigneter Maßnahmen.
(3)  In den Dienststellen der Landesverwaltung werden 
krankheitsbedingte Fehlzeiten in diversen technischen  
Systemen erfasst und ausgewertet. Auf Landesebene  
zusammengefasst kann daraus eine summarische Zusammen
fassung der krankheitsbedingten Fehlzeiten und ein landes-
weiter Durchschnittswert errechnet werden. Im Zusammen-
hang mit der jährlich erstellten Personalstrukturanalyse  
lassen sich die statistischen Werte interpretieren. 
(4)  Die in dieser Vereinbarung beschriebenen Erhebungs-
merkmale und Auswertungen definieren die Anforderungen 
für eine Krankenstandstatistik auf Ressort- und Landesebene. 
Eine differenziertere Erfassung von Krankenstanddaten  
in den Dienststellen ist in §  3 dieser Vereinbarung näher  
beschrieben.

II. Krankenstandstatistik
§  1 Landesweite Erfassung
(1)  Die Krankenstandstatistik wird ermittelt, indem alle  
im Erfassungszeitraum entstandenen krankheitsbedingten 
Fehltage gezählt werden. Der Erfassungszeitraum ist das 
Kalenderjahr, in Schulen und Studienseminaren das Schul-
jahr. Die Vorgehensweise für die Erfassung wird im Anhang 
beschrieben.
(2)  Krankheitsbedingte Fehltage beinhalten alle Arbeitstage, 
an denen die oder der Beschäftigte ihren oder seinen 
Verpflichtungen am Arbeitsplatz aufgrund einer Erkrankung 
nicht nachkommen kann. Dazu zählen auch kurative oder 
rehabilitative Maßnahmen von Tarifbeschäftigten, soweit 
diese als Krankheitszeiten gelten. Die Regelung des §  9 b 
Nds. Sonderurlaubsverordnung, nach der für die Durchfüh-
rung von Rehabilitationsverfahren bei Beamtinnen und Be-
amten Sonderurlaub gewährt wird, bleibt unberührt. Mutter
schutz zählt nicht zu den krankheitsbedingten Fehlzeiten.
(3)  Die Erfassung der krankheitsbedingten Fehltage erfolgt 
pro Tag, unabhängig von der täglichen Arbeitszeit. Bei 
Schichtdiensten, deren Zeitraum sich über zwei Tage er

» Erfassungs
zeitraum ist das 

Schuljahr
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streckt, ist jeweils der Tag des Schichtbeginns als  
Arbeitstag zu zählen.

§  2 Durchführung und Auswertung
(1)  Die Erstellung der landesweiten Krankenstandstatistik 
erfolgt durch das Niedersächsische Ministerium für Inneres 
und Sport. Die Ressorts ermitteln in ihrem Geschäftsbereich 
zum Stichtag (31. 12. eines Jahres oder Schuljahresende) die 
gemäß Abs. 2 erforderlichen Daten und übermitteln diese 
binnen weiterer drei Monate an das MI.
(2)  Die „Fehltage“ werden nach Abwesenheitszeiten von  
1 bis 3 Tage (Kurzzeiterkrankungen), 4 bis 30 Tage und mehr 
als 30 Tage (Langzeiterkrankungen) erfasst. Sie werden  
getrennt nach dem „Beschäftigungsstatus“ für Beamtinnen 
und Beamte sowie Richterinnen und Richter und für Tarif
beschäftigte erhoben und werden für Frauen und Männer 
jeweils gesondert ausgewiesen.
(3)  Die Berechnung der durchschnittlichen Fehltage für 
jede Beschäftigte und jeden Beschäftigten erfolgt grund-
sätzlich auf der Grundlage von 252 Arbeitstagen pro Jahr. 
Die Auswertung wird von MI jährlich mit dem Personal-
strukturbericht veröffentlicht.

§  3 Dienstvereinbarungen
(1)  Für die dienststellenbezogene differenziertere Erfassung 
von Krankenständen bedarf es auf der Grundlage dieser 
Vereinbarung einer Dienstvereinbarung zwischen Dienst-
stelle und Personalvertretung nach §  78 NPersVG, die die 
Einzelheiten regelt.
(2)  Dienstvereinbarungen, deren Inhalte über die Regelungen 
dieser Vereinbarung hinausgehen, sind zulässig. Im Übrigen 
sind dieser Vereinbarung entgegenstehende Dienstverein-
barungen gemäß §  78 Abs. 1 Satz 1 NPersVG unzulässig 
und insoweit unwirksam.
(3)  Die konkretisierenden Dienstvereinbarungen müssen 
die Mindestanforderungen an datenschutzrechtlichen Vor- 
gaben erfüllen insbesondere zur Zweckbestimmung, zu 
Zugriffsberechtigungen, zur Folgenabschätzung, für Lösch- 
und Speicherfristen sowie zur Datenvermeidung und zur 
Datensparsamkeit. Die Grundsätze des Verfahrens sollen  
für die Beschäftigten transparent gemacht werden.
(4)  Die zu Zwecken der Krankenstandstatistik erhobenen 
Daten dienen nicht zur individuellen Verhaltens- und Leis-
tungskontrolle.
(5)  Personalvertretungen sind frühzeitig und umfassend 
über geplante Erhebungen und deren Auswertung zu Kran-
kenständen zu informieren. Sie sind insbesondere über die 
Einhaltung der o. g. datenschutzrechtlichen Vorgaben zu 
informieren. 
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III. Schlussbestimmungen
§  4 Geltungsbereich
(1)  Die Vereinbarung gilt für die niedersächsische Landes-
verwaltung. Die Vereinbarung gilt auch für die Landtagsver-
waltung, den Landesrechnungshof und die Landesbeauftragte 
für den Datenschutz, wenn die Präsidentin oder der Präsident 
oder die Landesbeauftragte ihr Einvernehmen erklären.
(2)  Wegen der Besonderheiten der Schulen und Studien-
seminare sind diese zunächst von den Regelungen zur  
Erhebung des Krankenstandes ausgenommen. Eine erste 
Erhebung wird in Abweichung von §  1 Abs. 1 Satz 2 für 
das Schuljahr 2018/2019 vorgenommen.

§  5 Inkrafttreten
Diese Vereinbarung tritt zum 1. 1. 2017 in Kraft.
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Erfassungsbogen

Erläuterungen zur Erfassung krankheitsbedingter 
Fehltage (zum Anhang)
Im Erfassungszeitraum werden alle krankheitsbedingten
Fehltage gezählt und aufsummiert. Dabei wird bei jedem
Krankheitsfall die Sortierung nach der Dauer der Erkran-
kung vorgenommen.

Bsp.: Ein Beamter erkrankt für 2 Tage. Die beiden Fehltage
werden auf die Gesamtsumme addiert, die in der Tabel-
lenspalte „1–3 Tage“ bei Beamten eingetragen ist. Erkrankt 
der Beamte erneut für 2 Tage, wird der neue Krankheitsfall  
in gleicher Weise addiert.

Bsp.: Eine Tarifbeschäftigte erkrankt für 3 Tage. Am dritten 
Tag meldet sie der Dienststelle, dass sie für weitere 4 Tage 
erkrankt ist. Die Erkrankungsdauer von insgesamt 7 Tagen 

Ressort: Wählen Sie ein Ressort aus.

Erfassungszeitraum vom 1. 1. bis 31. 12. 20     oder Schuljahr

Gesamtzahl der Beschäftigten:

Beamtinnen und Beamte,
Richterinnen und Richter insgesamt:

– davon männlich:

– davon weiblich:

Tarifbeschäftigte insgesamt:

– davon männlich:

– davon weiblich:

Gesamtzahl der krankheitsbedingten Fehltage

Dauer 1–3 Tage 4–30 Tage über 30 Tage

Beamtinnen und 
Beamte, Richterinnen 
und Richter insge-
samt:

– davon männlich:

– davon weiblich:

Tarifbeschäftigte 
insgesamt:

– davon männlich:

– davon weiblich:

Fehltage gesamt:

Summe Fehltage:

Anhang
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wird somit auf die Summe der Tabellenspalte „4–30 Tage“ 
bei Tarifbeschäftigten addiert.

Ein Krankheitsfall wird i. d. R. erst erfasst, wenn die erkrankte 
Person wieder gesund im Dienst ist.

Erkrankung über den Erfassungszeitraum hinaus
Erkrankt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter über das 
Ende des Erfassungszeitraumes (31. 12. oder Schuljahresende) 
hinaus, wird die Erfassung auf die beiden Jahre aufgeteilt. 
Dabei ist zu beachten, dass die Gesamtdauer der Erkrankung 
entscheidend dafür ist, zu welcher Dauer der Erkrankung 
die beiden Werte zugeordnet werden. 

Bsp: Ein Mitarbeiter erkrankt vom 7. 12. 2015 bis 6. 1. 2016. 
Die 16 Fehltage bis zum 31. 12. werden dem Jahr 2015, die 
3 Fehltage ab dem 1. 1. dem Jahr 2016 zugeordnet. Da der 
Gesamtzeitraum der Erkrankung 19 Arbeitstage beträgt, 
werden die Fehltage jeweils der Tabellenspalte „4–30 Tage“ 
zugeordnet.

Das gleiche gilt auch, wenn die Erkrankung über mehr als 
ein Jahr andauert.

4 Rechtliche Grundlagen  Vereinbarung gemäß §  81 NPersVG zur Krankenstandstatistik
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